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Die Entwicklung der Künstlichen Intelligenz (KI) schreitet schnell voran. Die heu-
tigen KI-Systeme übernehmen Aufgaben, von denen man einst annahm, sie erfor-
derten menschliche Intelligenz – sie verarbeiten riesige Datenmengen unter unter-
schiedlichen Graden der Aufsicht, unterstützen Entscheidungsträger:innen, gene-
rieren Inhalte und treff en sogar autonome Entscheidungen (OECD, 2024). Das geht 
am Arbeitsmarkt nicht spurlos vorbei, und viele Menschen machen sich Gedanken 
über die weitere Entwicklung. Welche Folgen hat der rasante Fortschritt der KI für 
Arbeitnehmer:innen? Wird KI Arbeitsplätze schaff en oder vernichten? Diese Fragen 
sind in die Zukunft gerichtet und, da weder KI-Expertinnen noch Arbeitsmarktöko-
nomen Hellseher sind, können sie nicht hundertprozentig beantwortet werden. Was 
nicht heißt, dass wir uns komplett im Blindfl ug befi nden. Ganz im Gegenteil, es lohnt 
sich, hier auf die letzten Jahre zu schauen, in denen sich KI rapide entwickelt hat.

Vorab zwei Bemerkungen: Konzeptionell kann KI sowohl menschliche Arbeit erset-
zen als auch ergänzen und dadurch produktiver machen – es ist also nicht der Fall, 
dass mehr KI am Arbeitsplatz auch zwingend weniger Beschäftigte impliziert. Au-
ßerdem ist es unwahrscheinlich, dass alle Tätigkeiten, die von KI potenziell über-
nommen werden könnten, auch tatsächlich automatisiert werden. Dies ist allein 
schon aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten fraglich – in vielen Fällen wird sich das 
nicht lohnen. Daher bedarf es empirischer Evidenz, um die Arbeitsmarkteff ekte der 
KI abzuschätzen.

Die Untersuchung von Engberg et al. (2026) ist hierfür illustrativ. Sie verfolgt zuerst die 
Fortschritte in der KI in neun KI-Teilbereichen (z. B. Sprachmodellierung, Bilderken-
nung, Entscheidungsfi ndung) von 2010 bis 2023, um die Entwicklung von Leistungs-
gewinnen an der technologischen Grenze der KI abzubilden. Anschließend werden 
diese mit detaillierten Informationen zu berufl ichen Tätigkeitsinhalten verknüpft, um 
ein Maß für die KI-Exposition verschiedener Berufe (z. B. Führungskraft, Hilfsarbei-
terin, Pfl egekraft usw.) zu erzeugen. Die Ergebnisse zeigen, dass Berufe mit hohem 
kognitivem Anspruch, geringer körperlicher Tätigkeit und wenig sozialer Interaktion 
– typischerweise höherqualifi zierte White-Collar-Tätigkeiten wie z. B. Datenanalyst, 
Softwareentwicklerin und Übersetzer – eine hohe KI-Exposition aufweisen. Dem-
gegenüber zählen Berufe, die manuelle Geschicklichkeit oder intensiven zwischen-
menschlichen Kontakt erfordern – wie Bauarbeiter oder Pfl egehilfskraft – weiterhin zu 
den am wenigsten von aktuellen KI-Technologien betroff enen.

Engberg et al. (2026) zeigen auch, dass die aggregierte berufl iche KI-Exposition 
seit 2010 deutlich gestiegen ist. Besonders starke Zuwächse gab es in den späten 
2010er und frühen 2020er Jahren, als Durchbrüche im Deep Learning und bei großen 
Sprachmodellen erzielt wurden, etwa mit generativen KI-Chatbots wie DALL-E und 
ChatGPT im Jahr 2022. Der Fortschritt verlief jedoch ungleichmäßig über die ver-
schiedenen KI-Teilbereiche hinweg: So verbesserten sich Bild- und Spracherkennung 
bereits in den frühen 2010er Jahren erheblich, die maschinelle Übersetzung machte 
Mitte der 2010er Jahre große Fortschritte, und die Sprachmodellierung erreichte um 
2020 Durchbruchleistungen (Zhang et al., 2021).
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Wichtig ist, dass die „KI-Exposition“ in diesem Zusammenhang die potenzielle An-
wendbarkeit von KI auf die Aufgaben eines Berufs bezeichnet – sie ist nicht per se 
ein Maß für Substitution oder Komplementarität von bestehenden Arbeitskräften. Ob 
eine hohe Exposition zu Verdrängungseff ekten oder zu einer Aufwertung von Arbeit 
führt, wird gesondert von Engberg et al. (2026) untersucht. Zu diesem Zweck wer-
den die KI-Indizes mit umfangreichen Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Längsschnittdaten 
aus Dänemark, Portugal und Schweden verknüpft. Die Analysen zeigen keinen nach-
weisbaren Eff ekt der KI-Exposition auf die Gesamtbeschäftigung von Unternehmen, 
jedoch einen Trend hin zu einer Höherqualifi zierung: Unternehmen mit höherer KI-
Exposition erhöhen ihr Verhältnis von hoch- zu geringqualifi zierter Beschäftigung. 
Dieses Ergebnis gilt für alle drei Länder. Insgesamt verlagern stärker KI-exponierte 
Unternehmen ihre Beschäftigung hin zu hochqualifi zierten White-Collar-Tätigkeiten 
und weg von geringerqualifi zierten administrativen Tätigkeiten; die Eff ekte auf Blue-
Collar-Arbeitskräfte sind eher gering.

Eine ähnliche Grundaussage fi ndet sich auch bei Zika et al. (2025). Anstatt auf die 
Veränderungen der letzten Jahre zu schauen, wird hier mit modellbasierten Szena-
riorechnungen durchgespielt, wie sich der Arbeitsmarkt in verschiedenen Branchen 
entwickeln könnte. Dazu werden deutsche Daten und andere KI-Messzahlen genutzt. 
Auch hier wird festgestellt, dass KI zwar Arbeitsplätze ersetzen wird, aber im fast 
gleichen Maße auch neue geschaff en werden. Daher bleibt die Nettozahl an Arbeits-
plätzen fast unverändert. Aber das Profi l der Arbeit ändert sich: Während z. B. die IT- 
und Informationsdienstleister-Branche mehr Beschäftigte einstellen werden, werden 
andere Wirtschaftszweige kontrahieren.

Man könnte nun fragen, was diese Studien uns für die Zukunft wirklich sagen können. 
Hat der KI-Hype nicht gerade erst angefangen und wird exponentiell wachsen? Eng-
berg et al. (2026) zeigen deutlich, dass auch die letzten zehn Jahre durch rasantes 
Wachstum der KI geprägt waren. Und in dieser Zeit wurden Arbeitsplätze nicht mas-
siv wegen KI abgebaut, aber die Natur der Arbeit hat sich langsam verschoben. Das 
kann also auch für die nächsten Jahre erwartet werden. Eine Apokalypse auf dem 
Arbeitsmarkt erscheint also erst einmal unwahrscheinlich.

Was bedeutet das für Beschäftigte und die Politik? Vielleicht am wichtigsten – die KI 
ist am Arbeitsmarkt angekommen und wird aller Voraussicht nach auch bleiben. Sie 
verändert die Anforderungsprofi le von vielen Berufen. Damit muss man sich ausein-
andersetzen. Den Kopf in den Sand zu stecken ist keine Option, der Umgang mit KI 
sollte gelernt und praktiziert werden. Hierbei kann auch die Politik helfen. Bildung, 
insbesondere auch im Bereich der Sozialkompetenzen, ist ein Schlüssel dazu, das 
Beste aus der KI für den eigenen Arbeitsplatz herauszuholen.
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Rente

Die „Rente mit 70“ ist Unfug

Die Rentenbezugsdauer hat sich zwischen 1960 und 2024 
von 9,9 auf 20,5 Jahre mehr als verdoppelt. Diese enor-
me Leistungsausweitung der Rentenversicherung konnte 
durch ein hohes Produktivitätswachstum und eine star-
ke Zunahme der Erwerbsbevölkerung fi nanziert werden. 
Mittlerweile ist das Produktivitätswachstum jedoch auf 
0,5 % pro Jahr gesunken, und die Erwerbsbevölkerung 
schrumpft um etwa 400.000 Menschen pro Jahr. Eine 
ähnlich dramatische Ausweitung der Rentenbezugsdauer 
wie zwischen 1960 und 2024 ist daher für die Zukunft un-
denkbar. Eine Anpassung des Rentenzugangsalters an die 
Lebenserwartung ist die natürliche Antwort darauf. Dabei 
ist es nicht notwendig, das Rentenalter 1:1 an die Lebens-
erwartung anzupassen, sondern es reicht aus, die gewon-
nenen Lebensjahre fi nanzneutral für die Rentenversiche-
rung auf mehr Arbeit und mehr Freizeit aufzuteilen. Da sich 
im Großen und Ganzen das Leben in 40 Jahre Arbeit und 
20 Jahre Rentenbezug aufteilt, müsste sich für ein Jahr zu-
sätzlicher Lebenserwartung das Rentenzugangsalter um 
8 Monate und die Rentenbezugsdauer um 4 Monate er-
höhen – die 2:1-Regel. Geht man von der jüngsten Bevöl-
kerungsvorausberechnung (mittlere Variante) des Statisti-
schen Bundesamts aus, das einen Anstieg der Lebenser-
wartung zwischen 2023 und 2070 um 5,3 Jahre zugrunde 
legt, dauert es gemäß der 2:1-Regel 13 Jahre und 4 Mo-
nate, bis das Rentenalter um ein weiteres Jahr angehoben 
werden müsste. Ausgehend von der Rente mit 67 im Jahr 
2031, wäre 2044 ein Rentenalter von 68 Jahren erreicht, 
2057 von 69 Jahren, die „Rente mit 70“ aber erst 2071.

Was folgt daraus für die „Rente mit 70“? Es ist absurd, 
sich jetzt schon auf eine starre Altersgrenze festzulegen, 
die erst in 45 Jahren angemessen ist. Dazu können sich 
die ökonomischen und demografi schen Randbedingun-
gen der Rentenversicherung – die Zahl der Erwerbstäti-
gen, Migration, Geburtenrate, Lebenserwartung – viel zu 
stark verändern. Die Pandemie hat uns gerade gezeigt, 
wie schnell sich Geburtenrate und Lebenserwartung än-
dern können. Eine dynamische Anpassung – z. B. alle fünf 
Jahre – nach der 2:1-Regel ist daher viel sachgerechter. 
Nur scheuen viele Politiker Regelbindungen. Ein Muster-
beispiel für Regelbindungen sind Zentralbanken, aber ge-
nau sie stehen nicht nur in den Vereinigten Staaten derzeit 
unter Beschuss. Regeln schränken die Möglichkeiten von 
Politikern ein. Aber genau dazu sind sie da und dies be-
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sonders für Institutionen, die sehr langfristig denken müs-
sen, wie Zentralbanken und Rentenversicherungen. Aus 
guten Gründen werden auch andere zentrale Elemente 
der Rentenversicherung durch Regeln bestimmt, z. B. die 
jährliche Anpassung der Renten an die Lohnentwicklung.

Die „Rente mit 70“ ist aber auch deswegen unsinnig, weil 
nur eine Minderheit das Regelzugangsalter erreicht. 2024 
beanspruchten etwa 60 % aller neuen Rentner:innen eine 
vorgezogene Altersrente, und von diesen fast die Hälf-
te die sogenannte „Rente mit 63“. Diese abschlagsfreie 
Frührente sollte man abschaff en, weil sich ihre Begrün-
dung – eine „außerordentlich langjährige Berufstätig-
keit“ – als falsch erwiesen hat. Männliche Empfänger der 
„Rente mit 63“ haben im Durchschnitt nur etwa 38 Jahre 
tatsächlich gearbeitet, die übrigen Zeiten sind berufl iche 
Ausbildung und bestimmte Phasen der Arbeitslosigkeit. 
Bei Frauen kommt Sorgearbeit hinzu. Zudem sind Emp-
fänger der „Rente mit 63“ überwiegend besserverdienen-
de und gesunde Menschen mit überdurchschnittlicher 
Ausbildung. Die „Rente mit 63“ nimmt also nicht nur der 
Wirtschaft hochqualifi zierte Fachkräfte weg, sondern ist 
auch ein sozialpolitischer Fehler.

Die übrigen Frührentner:innen gehen mit Abschlägen in 
Rente. Im Prinzip ist die freie Wahl des Rentenalters sehr 
zu begrüßen, denn Menschen sind sehr unterschiedlich 
in ihrer Gesundheit und der Lust oder Abneigung, noch 
weiterzuarbeiten. Die Abschläge dienen dann dazu, die 
längere Bezugsdauer der Rente durch eine niedrigere 
Rentenzahlung pro Jahr auszugleichen. Nur sind die Ab-
schläge zu niedrig. Sie betragen derzeit 3,6 % pro Jahr 
früheren Renteneintritts. Bei einer 20-jährigen Rentenbe-
zugszeit des Versicherten und einer anschließenden Hin-
terbliebenenrente ist aber ein Jahr 4,2 % wert. Versiche-
rungsmathematisch korrekt müssten die Abschläge noch 
höher sein, da man auch die Wahrscheinlichkeit einbe-
ziehen muss, dass man im Jahr, das man länger arbeitet, 
sterben könnte. Zu niedrige Abschläge führen nicht nur zu 
einer zu großen Inanspruchnahme von Frührenten, son-
dern auch dazu, dass später in Rente gehende Menschen 
Frührentner subventionieren, was weder ökonomisch 
noch sozialpolitisch sinnvoll ist.

Daher das Fazit: Wir brauchen keine „Rente mit 70“, son-
dern eine dynamische Anpassung der Altersgrenze an die 
Lebenserwartung mittels der 2:1-Regel und zudem mehr 
Flexibilität beim Renteneintritt, die wir uns erlauben kön-
nen, wenn die Abschläge versicherungsmathematisch 
korrekt anstatt deutlich zu niedrig sind.

Prof. Dr. Axel Börsch-Supan

Munich Research Institute for the Economics of Aging and SHARE 

Analyses (MEA); Max-Planck-Institut für Sozialrecht und Sozialpolitik 
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Gesetzliche Krankenversicherung

Verbindliches Primärarztsystem?

Um die Finanzen in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) ins Lot zu bringen, will Ministerin Warken die Ein-
nahmen steigern, die Ausgaben senken und die Patien-
tenströme besser steuern. So erwägt sie, die kostenlose 
Mitversicherung von Ehepartnern zu beenden und die Zu-
zahlung von Patient:innen für Medikamente und Hilfsmittel 
anzuheben. Für beides gibt es gute Argumente. Allerdings 
leidet das Gesundheitssystem nicht an unzureichenden 
Mitteln. Kein europäisches Land verwendet einen höhe-
ren Anteil seines Bruttoinlandsprodukts auf Gesundheit. 
Mit Vorschlägen zur Senkung der Ausgaben hält sich die 
Ministerin auff allend zurück. Diese überlässt sie der von 
ihr eingesetzten unabhängigen Finanzkommission. Sie 
deutet lediglich an, dass bei allen – Krankenhäuser, Ärz-
teschaft und Pharmaindustrie – gespart werden müsse. 
Dagegen lässt sich vorbringen, dass einmalige Sparrun-
den kein Beitrag zur nachhaltigen Stabilisierung der GKV-
Finanzen sind.

Am konkretesten sind Frau Warkens Vorstellungen bei der 
Steuerung der Patientenströme. So soll der Hausarzt künf-
tig der Türöff ner zum Facharzt sein. Die Idee ist nicht ganz 
neu – schließlich gibt es die hausarztzentrierte Versorgung 
schon seit 2004. Bislang wird diese jedoch nur von wenigen 
Versicherten genutzt. Neu wäre dagegen die Verbindlich-
keit: Patient:innen sollen künftig grundsätzlich erst ihren 
Hausarzt aufsuchen. Lediglich bei Augenheilkunde und Gy-
näkologie soll ein direkter Zugang weiterhin möglich sein.

In der vordigitalen Welt sprach vieles für ein verbindli-
ches Primärarztsystem. Es versprach, Patient:innen durch 
das Gesundheitssystem zu lotsen, unnötige Arztkontak-
te zu vermeiden und letztlich Kosten zu sparen. Gerade 
Deutschland hätte von einer solchen Lotsenfunktion pro-
fi tieren können, da die Zahl der Arztbesuche pro Kopf 
international zu den höchsten zählt. Trotzdem lässt sich 
bezweifeln, dass ein verbindliches Primärarztsystem in 
einer Welt mit Künstlicher Intelligenz (KI) und Telemedizin 
die Vorteile bietet, die man sich erhoff t. Zwei konkrete Bei-
spiele nähren Zweifel:

Eine große Drogeriekette sorgte jüngst für mediale Aufmerk-
samkeit, als sie mit einer digitalen Hautanalyse warb. Bei 
Auff älligkeiten erfolgt direkt die Vermittlung an einen Online-
Hautarzt – mit dem Versprechen, Diagnose, Therapie und 
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Rezept innerhalb von 24 Stunden zu erhalten. Ein solches 
Angebot dürfte auf rege Nachfrage stoßen, zumal überzeu-
gende Einwände schwer zu fi nden sind. Allerdings passt es 
kaum zum verbindlichen Primärarztsystem: Es würde nicht 
einleuchten, wenn Betroff ene vor dem Kontakt mit dem On-
line-Hautarzt wegen einer Überweisung erst ihren Hausarzt 
aufsuchen müssten. Weder dürfte dies die Versorgungs-
qualität steigern noch die Behandlungskosten senken.

Das zweite Beispiel betriff t sogenannte Symptom-Che-
cker, die zunehmend auf den Markt drängen. Studien lie-
fern Hinweise, dass Diagnosen von KI-Chatbots denen von 
Ärzt:innen überlegen sein können. Dies spräche dafür, den 
Besuch beim Primärarzt durch die Nutzung eines Symp-
tom-Checkers zu ersetzen. Allerdings lassen sich nicht alle 
diagnostischen Leistungen virtualisieren – etwa das Ab-
hören der Lungenaktivität. Hier setzt das Konzept der Ge-
sundheitskioske an, mit dem in verschiedenen Regionen 
experimentiert wird. Diese Einrichtungen sind keine Arzt-
praxen; sie bieten jedoch niedrigschwellige Beratung und 
Unterstützung bei Gesundheits- und Sozialfragen – häu-
fi g mehrsprachig – insbesondere für vulnerable Gruppen, 
wie ältere Menschen sowie Personen mit Migrationshin-
tergrund oder ohne Krankenversicherung. Der ehemalige 
Gesundheitsminister Lauterbach befürwortete eine fl ä-
chendeckende Einführung solcher Gesundheitskioske. Er 
scheiterte jedoch wegen ungeklärter Finanzierungsfragen.

Naheliegend wäre es, Gesundheitskioske mit Fachperso-
nen auszustatten, die über medizinisches Grundlagenwis-
sen verfügen und den Umgang mit Symptom-Checkern 
beherrschen. Für diesen Zweck würden sich Advanced 
Practice Nurses eignen, die auch von Ministerin Warken 
ins Gespräch gebracht wurden. Insbesondere im länd-
lichen Raum, für den sich junge Ärzt:innen immer weni-
ger erwärmen lassen, könnten Gesundheitskioske eine 
Lösung sein. Natürlich wird man nicht sämtliche Haus-
arztpraxen durch Gesundheitskioske ersetzen wollen. 
Eine vertrauensvolle Beziehung zwischen Hausarzt und 
Patient:in lässt sich schließlich nicht einfach virtualisieren. 
Doch zumindest wäre es ratsam, das Primärarztsystem 
off en zu halten für (teil-)digitale Lösungen und Innovatio-
nen im Versorgungsmanagement. 

Das würde bedeuten: Nicht allein die Überweisung des 
Hausarztes sollte den Weg zum Facharzt öff nen – sondern 
die Bescheinigung über eine qualifi zierte Voruntersuchung 
mit entsprechender Facharztempfehlung. Eine solche Be-
scheinigung sollte dann auch von einer Advanced Practice 
Nurse, einer Apotheke oder gar von einem staatlich lizen-
zierten Symptom-Checker stammen können.

Prof. Dr. Wolfram F. Richter

TU Dortmund
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seit 2017 mit 14,5 Mrd. € jährlich. In den Coronajahren 2020 
bis 2023 war die Summe sogar deutlich höher. Seit 2024 ist 
der Bundeszuschuss auf diesen Betrag zurückgekehrt. Die 
Zahl der Mitversicherten, die vor zehn Jahren noch über 17 
Mio. lag und sich inzwischen bei 16 Mio. eingependelt hat, 
rechtfertigt jedenfalls keine Steigerung.

Eine andere Argumentationslinie für mehr Staatsmittel be-
zieht sich darauf, dass die staatliche Refi nanzierung der 
Gesundheitsversorgung von Menschen im Bürgergeldbe-
zug/in Grundsicherung als unzureichend angesehen wird. 
Bundesgesundheitsministerin Warken hat entsprechend 
vorgeschlagen, die Gesundheitsausgaben für Grundsi-
cherungsempfänger direkt zu übernehmen und damit die 
GKV zu entlasten. Entlastungswirksam wird das nur in 
dem Maße, in dem die tatsächlichen Kosten die bereits 
aktuell vom Bund getragenen Beitragszahlungen überstei-
gen – das Volumen wurde in Studien des IGES-Instituts 
auf mehrerer Milliarden Euro beziff ert. Eine höhere staat-
liche Beteiligung aus steuerfi nanzierten Einnahmen würde 
übrigens dem SPD-Vorschlag einer Berücksichtigung aller 
Einkommensarten bei der Beitragsberechnung durchaus 
entgegenkommen. Die von Frau Warken im September 
2025 einberufene „FinanzKommission Gesundheit“ soll 
bis Ende März 2026 Vorschläge mit kurzfristiger Wirkung 
und bis Ende des Jahres Vorschläge mit strukturellen Ver-
änderungen vorlegen. Mehr Ressourcen für die Kassen 
sind angesichts der dynamischen Ausgabenentwicklung 
kein sinnvoller Lösungsvorschlag. Vielmehr sollten effi  zi-
entere Strukturen beim Leistungsangebot Priorität erhal-
ten. Dabei muss sich das deutsche Gesundheitssystem 
auch internationalen Vergleichen stellen: So sind die deut-
schen Gesundheitsausgaben gemessen am BIP OECD-
weit die zweithöchsten, von der Lebenserwartung her liegt 
Deutschland aber eher im mittleren Bereich.

Die dynamische Ausgabenentwicklung der GKV geht vor 
allem auf die steigenden Krankenhauskosten zurück. Auf 
dieses Problem fokussierte sich die Krankenhausreform, 
die der Bundestag noch in der letzten Legislaturperiode 
verabschiedet hatte. Mittlerweile gibt es aber entschie-
dene Änderungswünsche der Länder, die Anfang März in 
einer vom Bundestag verabschiedeten Neufassung der 
Reform berücksichtigt wurden: Vorgesehen sind länge-
re Übergangsfristen, mehr Spielraum für Ausnahmen und 
eine höhere staatliche Finanzierung. Grundsätzlich ist es 
wohl leichter, mehr Geld ins System zu schicken als echte 
Strukturreformen durchzuführen – wie etwa die Lockerung 
der rigiden Grenze zwischen ambulanten und stationären 
Leistungen. Überall dort, wo auch Länderinteressen be-
troff en sind, wird es aber off enbar schwierig.

Susanne Erbe

Makronom – Online-Magazin für Wirtschaftspolitik

Gesetzliche Krankenversicherung

Am Limit?

Die gesetzlichen Krankenkassen sind in fi nanzielle 
Schwierigkeiten geraten: Schon seit 2019 wiesen sie De-
fi zite aus und zur Jahreswende 2024/2025 mussten sie 
die Zusatzbeiträge deutlich erhöhen. Mittlerweile liegt 
der durchschnittliche kassenindividuelle Zusatzbeitrag 
bei 3,13 %. 2025 haben sie mit einem Überschuss abge-
schlossen, der aber nicht ausreicht, um die Liquiditätsre-
serve der Kassen wieder auf das gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindestniveau aufzufüllen.

Man könnte den Eindruck gewinnen, die Kassen seien 
schon seit langem in einer Negativspirale gefangen. So 
ist das aber nicht. Ihre Einnahmen sind von 2014 bis 2024 
um 57 % gestiegen, deutlich schneller als das nominale 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) (+45 %). Das liegt zum Teil an 
den gestiegenen Beitragssätzen. Eine wesentlich größere 
Rolle dürfte aber die Mitgliederentwicklung gespielt ha-
ben. So ist die Zahl der beitragszahlenden Mitglieder in 
den zehn Jahren bis 2024 um mehr als 5 Mio. angestiegen. 
Die Gesetzliche Krankenversicherung (GKV) hat deutlich 
von der Zunahme der Frauenerwerbstätigkeit und der Zu-
wanderung profi tiert. Und auch der demografi sche Wan-
del hat sich bisher nicht negativ ausgewirkt: Die Zahl der 
krankenversicherten Rentner ist mit 16,98 Mio. Mitgliedern 
(2024) gegenüber 2005 lediglich um 80.000 angestiegen. 
Die Kassen konnten also einen allgemeinen Trend nutzen: 
2025 hat die Zahl der Erwerbstätigen einen langjährigen 
Höchststand erreicht, davon waren drei Viertel sozialver-
sicherungspfl ichtig beschäftigt. Einnahmeseitig hatte die 
GKV also über Jahre eine sehr gute Entwicklung zu ver-
zeichnen. Mit wachsender Mitgliederzahl haben die Aus-
gaben erwartungsgemäß zugenommen; sie wuchsen aller-
dings deutlich rascher als die Einnahmen und lösten damit 
die Defi zite aus. Zudem ist zu befürchten, dass die Zahl der 
Erwerbstätigen nicht in gleichem Tempo wie bisher steigen 
und die Zahl der Rentner in der GKV zunehmen wird.

Was ist also zu tun, wenn nicht hingenommen werden soll, 
dass die Beitragssätze weiterwachsen? In dieser Situati-
on richtet sich der Blick auf staatliche Unterstützung: Tat-
sächlich gibt der Staat einen Zuschuss, um versicherungs-
fremde Leistungen abzudecken – damit ist vor allem die 
beitragsfreie Mitversicherung von Kindern und Ehegatten 
gemeint. Der Bund bezuschusst den Gesundheitsfonds – 
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Einkommensteuer

Reform kann Wachstum schaff en

Die Umsetzung eines zentralen Versprechens des aktu-
ellen Koalitionsvertrags steht weiterhin aus: eine struktu-
relle Entlastung kleiner und mittlerer Einkommen über die 
Einkommensteuer. Trotz kursierender Vorschläge fehlt 
bislang eine politische Einigung. Angesichts einer histo-
risch hohen Steuerquote und der lange zurückliegenden 
letzten strukturellen Steuerreform wäre eine Senkung der 
Einkommensteuer ein wichtiges Signal an Wirtschaft und 
private Haushalte, um der derzeitigen Wachstumsfl aute 
etwas entgegenzusetzen.

Zwar wurden die schleichenden Steuererhöhungen der 
kalten Progression zuletzt durch Anpassungen von Grund-
freibetrag und Tarifgrenzen gedämpft, doch strukturelle 
Probleme bleiben bestehen: Insbesondere der über Jahre 
gewachsene Mittelstandsbauch und das frühe Einsetzen 
hoher Grenzsteuersätze reduzieren die Arbeitsanreize 
und belasten Löhne und Einkommen. Zusammen mit den 
Sozialversicherungsbeiträgen trägt dies zu Deutschlands 
schwachem Abschneiden im OECD-Ranking „Taxing Wa-
ges“ bei und mag auch ein Grund für die im internationa-
len Vergleich niedrige Anzahl geleisteter Arbeitsstunden 
je Einwohner im Erwerbsalter sein. Eine Abfl achung des 
Tarifverlaufs könnte daher Arbeitsanreize spürbar verbes-
sern und sollte trotz angespannter Haushaltslage Priorität 
in der Finanzpolitik haben.

Die bisherigen Tarifkorrekturen zum Ausgleich der kal-
ten Progression wirkten überwiegend kompensatorisch. 
Durch die überproportionale Anhebung des Grundfrei-
betrags wurde zudem der erste Progressionsbereich des 
Steuertarifs komprimiert, sodass der Grenzsteuersatz 
mittlerweile sehr schnell vom Einstiegssatz von 14 % auf 
23 % steigt. Dies schwächt insbesondere für Geringver-
dienende, Teilzeitbeschäftigte und viele Alleinerziehende, 
deren Einkommen sich häufi g in diesem Tarifbereich be-
fi nden, die Anreize zur Ausweitung der Arbeitszeit, obwohl 
gerade diese Gruppen hohe Arbeitsangebotselastizitäten 
aufweisen. Hier wäre Arbeitskräftepotenzial zu heben.

Am oberen Tarifende setzt der Spitzensteuersatz von 42 % 
inzwischen bereits bei weniger als dem 1,5-fachen des 
durchschnittlichen Jahresbruttolohns aller Beschäftigten 
ein (2005: etwa das 2-fache). Mehr als 4 Mio. Personen 
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unterliegen ihm. Einschließlich des Solidaritätszuschlags 
steigt die Grenzsteuerbelastung in der sich anschließenden 
Übergangszone auf bis zu 47 %. Über das Ehegattensplit-
ting betriff t dies auch viele Zweitverdienende. Zudem unter-
liegen zahlreiche Personenunternehmen dem Spitzensteu-
ersatz, was Investitionsanreize beeinfl usst. Eine weitere 
Erhöhung des Spitzensteuersatzes – wie von der SPD ge-
fordert – würde Arbeits- und Investitionsanreize zusätzlich 
dämpfen und das Wachstumspotenzial weiter senken.

Als Reformoption schlägt die Union vor, den Beginn des 
Spitzensteuersatzes auf 80.000 € nach hinten zu verschie-
ben (derzeit knapp 70.000 €). Dies würde die Zahl der Be-
troff enen auf etwa 2,8 Mio. senken und mittlere Einkom-
men spürbar entlasten, bei einem Entlastungsvolumen von 
rund 9 Mrd. €. Die Wirkung auf niedrige Einkommen bliebe 
jedoch begrenzt. Eine zusätzliche Erhöhung des Grund-
freibetrags würde zwar breiter entlasten, den schnellen 
Anstieg des Grenzsteuersatzes jedoch weiter verschärfen.

Ökonomisch sinnvoll wäre eine deutliche Abfl achung des 
Mittelstandsbauchs, etwa durch nur eine Progressionszo-
ne vom Grundfreibetrag bis 80.000 €. Diese Reform würde 
zwar Mindereinnahmen von rund 67 Mrd. € verursachen, 
jedoch alle Steuerzahlenden entlasten, wobei höhere Ein-
kommen oberhalb von 80.000 € unterproportional profi tie-
ren, weil keine zusätzliche Entlastung jenseits dieser Gren-
ze entsteht. Die oberen 10 % der Einkommensverteilung 
würden nach der Reform einen höheren Anteil am Steuer-
aufkommen als vorher tragen.

Als fi skalisch tragfähige – wenn auch angesichts der 
Haushaltsengpässe noch immer ambitionierte – Zwi-
schenlösung käme eine Reform mit einer Entlastung von 
etwa 20 Mrd. € in Betracht. Neben der Verschiebung des 
Spitzensteuersatzes könnte der erste Tarifknick von rund 
17.800 € auf 21.000 € angehoben werden. Dadurch wür-
den kleine und mittlere Einkommen stärker entlastet und 
Grenzsteuersätze langsamer steigen. Simulationen einer 
derartigen Reform mit dem Makromodell von Oxford Eco-
nomics deuten auf einen Wachstumsimpuls von gut 0,3 % 
des Bruttoinlandprodukts hin.

Fazit: Eine Reform, die den Mittelstandsbauch abfl acht 
und das Einsetzen hoher Grenzsteuersätze nach hinten 
verschiebt, könnte die Mittelschicht spürbar entlasten, 
Arbeitsanreize stärken und einen wichtigen Wachstums-
impuls setzen. Vor dem Hintergrund des demografi schen 
Wandels, des Fachkräftemangels und der schwachen 
Produktivitätsdynamik wäre sie ein zentraler Bestandteil 
einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik.

Dr. Martin Beznoska

 Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 
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Recht auf Teilzeit

Begrenzung ist falscher Ansatz

Bundeskanzler Friedrich Merz hat längere Arbeitszeiten 
zu einem zentralen Anliegen seiner Regierung gemacht. 
In seiner Antrittserklärung verlangte er, die Deutschen 
müssten wieder mehr arbeiten. Hieran schließt sich auch 
die aktuelle Debatte zum Recht auf Teilzeit an. Mit dem 
Antrag „Kein Rechtsanspruch auf Lifestyle-Teilzeit“ hat 
die Mittelstands- und Wirtschaftsunion eine öff entliche 
Debatte ausgelöst.

Fakt ist: In Deutschland arbeiten mehr Menschen Teil-
zeit als in vergleichbaren Volkswirtschaften. Während in 
der Europäischen Union im Jahr 2024 rund 13,8 % der 
Arbeitnehmer Teilzeit arbeiteten, betrug dieser Anteil in 
Deutschland 21,1 %. Doch würde dieser Anteil sinken, 
wenn die Politik das Recht auf Teilzeit abschaff t?

Ein Blick in die Vergangenheit kann helfen: Deutschland 
führte das Recht auf Teilzeitarbeit im Jahr 2001 ein – und 
zwar nur für Unternehmen mit mehr als 15 Mitarbeitern. 
Das Ergebnis: Mütter arbeiten nach der Reform mit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit und dann vor allem in Teilzeit. 
Die Reform wirkt also dort, wo sie wirken sollte: Sie stei-
gert die Erwerbsbeteiligung von Müttern. Darüber hinaus 
bleiben die Mütter mit einer höheren Wahrscheinlichkeit 
im selben Job und wechseln in Folge der Reform seltener 
in Tätigkeiten mit geringeren Qualifi kationsanforderungen 
(Paule-Paludkiwiecz, 2024).

Teilzeitarbeit kann Unternehmen allerdings belasten. 
Nicht nur sind die Betriebskosten für Teilzeit- und Vollzeit-
stellen nahezu konstant, Teilzeitarbeit erhöht auch den 
Abstimmungsbedarf: Unternehmen müssen Dienstpläne 
anpassen, Vertretungen organisieren und Termine koordi-
nieren. Außerdem verfügen Teilzeitarbeitnehmer oft über 
weniger betriebsinternes Wissen.

Dennoch gaben im Jahr 2024 in einer Umfrage mehr als 
drei Viertel der Unternehmen an, dass sie Teilzeitarbeit 
als förderlich ansehen. Insbesondere sehen sie Teilzeit als 
Mittel an, um die Mitarbeiterzufriedenheit zu erhöhen und 
ihren Personalbedarf zu decken (Randstad-ifo-HR-Be-
fragung, 2024). Angesichts des Fachkräftemangels wird 
Teilzeitarbeit daher vermutlich eine unverzichtbare Maß-
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nahme für Unternehmen bleiben, um genug Mitarbeiter zu 
gewinnen und zu binden.

Darüber hinaus zeigt sich, dass sich die Einführung des 
Rechts auf Teilzeit im Jahr 2001 kaum auf Unternehmen 
ausgewirkt hat. Weder die Beschäftigungsstruktur noch 
das Einstellungsverhalten der betroff enen Firmen verän-
derten sich. Zudem sanken die Umsätze infolge des ge-
änderten Rechtsanspruchs nicht und die Zahl der Insol-
venzen stieg nicht an (Bergmann, 2026).

Eine Betriebsbefragung aus dem Jahr 2004 erklärt diese 
Entwicklung: Für über 95 % der befragten Betriebe hat 
die Einführung des Rechts auf Teilzeit nichts geändert 
– sie erlaubten Teilzeitarbeit auch vorher schon. Unter-
nehmen können zudem Teilzeitarbeit aus betrieblichen 
Gründen verweigern. Von über 5.000 befragten Betrieben 
nutzte lediglich einer diese Möglichkeit. Schließlich er-
warteten weniger als 4 % der Betriebe Personalprobleme 
durch das damals noch neue Gesetz (IAB-Betriebspanel 
von Bellmann et al., 2024).

Insgesamt zeigt dies, dass das Recht auf Teilzeit bereits 
2001 eher eine Verstetigung des Status quo dargestellt 
hat, als Unternehmen neue Bürden aufzulasten. Noch im-
mer wird Teilzeitarbeit vor allem für Care-Arbeit genutzt – 
und nur selten für Lifestyle (Schwarz et al., 2026). Schaff t 
die Politik den Rechtsanspruch auf Teilzeit ab, arbeiten 
Deutsche vermutlich nicht mehr. Hierzu sind andere Maß-
nahmen zielführender, beispielsweise bessere und zuver-
lässige Kinderbetreuung.

Lea Bergmann

RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung und 

Universität Duisburg-Essen
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Wege zur Reform der Pfl egeversicherung
Die Pfl egeversicherung steht fi nanziell unter erheblichem Druck. Die Ausgaben steigen 
schneller als die Einnahmen. Dabei steht die eigentliche Herausforderung der demografi schen 
Alterung in den nächsten Jahrzehnten erst noch bevor. Welche Reformen sollten jetzt ergriff en 
werden, um das System zu stabilisieren? Die Beiträge des Zeitgesprächs beleuchten kurz- 
und langfristige Ansätze – von einer stärkeren Priorisierung und Entfl echtung der Leistungen 
über den Ausbau kapitalgedeckter Elemente und privater Vorsorge bis hin zu Fragen der 
Regulierung und der Rolle der Pfl egelöhne. 

Ursachen steigender Pfl egeversicherungskosten und Wege zur Stabilisierung
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Ursachen steigender Pfl egeversicherungskosten 
und Wege zur Stabilisierung
Die Folgen des demografi schen Wandels werden in der Pfl egeversicherung erst in den 
2050er Jahren vollumfänglich sichtbar. Dennoch ist der Beitragssatz in den letzten zehn 
Jahren um mehr als 50 % gestiegen. Der Anstieg hat vor allem politische Gründe. So wurde 
etwa der Kreis der Leistungsbeziehenden ausgeweitet. Was tun, um den Kostenanstieg zu 
bremsen? Eine kurzfristige Lösung, die auch zur Systematik der Rentenversicherung passt, 
wäre, versicherungsfremde Leistungen zu defi nieren und diese konsequent durch Steuern zu 
fi nanzieren. Eine Auswahl langfristiger Lösungsmöglichkeiten: bessere Prävention, die Stärkung 
der häuslichen Pfl ege, Strukturprobleme – etwa ineffi  ziente Verwaltungsstrukturen – angehen 
und private Zusatzversicherungen.

Dr. Johannes Geyer ist stellvertretender Leiter der 

Abteilung Staat am DIW Berlin.

Prof. Dr. Peter Haan ist Professor für empirische 

Wirtschaftsforschung an der Freien Universität 

Berlin und Leiter der Abteilung Staat am DIW Berlin. 

Die Alterung der Gesellschaft stellt die Sozialversiche-
rungssysteme in Deutschland vor große Herausforde-
rungen. In den nächsten Jahren triff t das vor allem das 
Rentensystem, wenn alle Jahrgänge der Babyboomer in 
Rente gegangen sind. Bei der Pfl egeversicherung wird 
dieser Eff ekt erst deutlich später eintreff en. Das Pfl egeri-
siko nimmt ab einem Alter von über 80 Jahren deutlich zu, 
sodass die Herausforderung für das Pfl egesystem in den 
2050ern ihren Höhepunkt erreichen werden.

Vor diesem Hintergrund ist die aktuell prekäre Situation 
der Pfl egeversicherung in Deutschland alarmierend. In 
den letzten zehn Jahren ist der Beitragssatz um mehr 
als 50 % gestiegen – stärker als in allen anderen Sozial-
versicherungszweigen und stärker als noch vor einigen 
Jahren vorausgeschätzt – und das Geld reicht absehbar 
weiterhin nicht aus. Dementsprechend steigen auch die 
privat fi nanzierten Pfl egekosten unaufhaltsam an. Letz-
teres wird besonders bei den Preisen für stationäre Pfl e-
ge deutlich, die jedes Jahr in rasanter Geschwindigkeit 
steigen.1 Allerdings triff t die unzureichende Finanzierung 

1 Laut dem Verband der Ersatzkassen (vdek) liegt der durchschnittliche 
Eigenanteil im Pfl egeheim zum 1. Januar 2026 bei 3.245 € im ersten 
Aufenthaltsjahr (vdek, 2026).

auch den ambulanten Sektor, wo sich dies beispielsweise 
als Einschränkung angebotener Leistungen zeigt (Roth-
gang et al., 2025b).

Zwar ist die Zahl der Hochbetagten auch in den letzten 
Jahren gestiegen, aber, wie oben beschrieben, werden 
sich die Auswirkungen der demografi schen Alterung für 
das Pfl egesystem erst Ende der 2040er Jahre deutlich 
zeigen. Die aktuelle fi nanzielle Entwicklung bei der Pfl ege 
hat also keine demografi schen Gründe. Auch mit Blick auf 
die Zahl der Beitragszahlenden ist eher eine Zunahme der 
versicherungspfl ichtig Beschäftigten zu beobachten.

Es sind in erster Linie politische Gründe, die zu einer derart 
angespannten Haushaltslage führen. Erstens wurde mit 
dem neuen Pfl egebedürftigkeitsbegriff  eine dynamische 
Entwicklung bei den Leistungsbeziehenden angescho-
ben. Diese Reform macht den Zugang zu Pfl egeleistungen 
einfacher und stärkt insbesondere die informelle Pfl ege 
zu Hause (Rothgang & Kalwitzki, 2015; Geyer et al., 2016). 
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Seitdem steigt die Zahl der Leistungsempfänger:innen dy-
namisch an und erreicht inzwischen ein Niveau (2024 wa-
ren es 5,6 Mio. Leistungsempfänger:innen), das noch vor 
einigen Jahren bestenfalls für 2050 prognostiziert wurde 
(Unabhängiger Beirat für die Vereinbarkeit von Pfl ege und 
Beruf, 2019).2 Im Gesetzgebungsverfahren des Pfl egestär-
kungsgesetz II (PSG II) hatte man diese dynamische Ent-
wicklung jedenfalls nicht erwartet. Allein zwischen 2023 
und 2024 gab es eine Zunahme um mehr als 7 %.3

Zweitens wurde dem notorischen Fachkräftemangel 
im Pfl egesektor – dem beschriebenen Anwachsen der 
Leistungsempfänger:innen steht ein deutlich geringeres 
Wachstum der Arbeitskräfte im Pfl egesektor gegenüber 
(Rothgang et al., 2025b) – durch Verbesserung der Ent-
lohnung entgegengewirkt. Dadurch stiegen die Kosten 
der professionellen Pfl ege erheblich. Der Abstand der 
durchschnittlichen Bezahlung einer professionellen Pfl e-
gekraft im Krankenhaus gegenüber dem Pfl egeheim ist 
zwischen 2012 und 2024 von 25 % auf 4 % geschrumpft 
(Carstensen et al., 2025). Vor allem das jüngste Gesund-
heitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz (GVWG) führ-
te zu einer deutlichen Lohnsteigerung in Betrieben, die 
bisher eher unterdurchschnittlich gezahlt haben (Demir et 
al., 2026; Hackmann et al., 2026). Da die Personalkosten 
im Pfl egesektor mit etwa 80 % einen Großteil aller Kosten 
ausmachen, hat diese Reform unmittelbar Auswirkungen 
auf die Preise und den Umfang der angebotenen Pfl ege.

Drittens wurde im GVWG und 2023/2024 mit dem Pfl ege-
unterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) auf die 
steigenden Eigenanteile im Pfl egeheim mit einer Umlage 
innerhalb des Versichertenkreises reagiert. Die Regelung 
sieht vor, dass die kofi nanzierten Eigenanteile mit der Pfl e-
gedauer sinken. Nach zwölf Monaten sinkt der Eigenanteil 
an den Pfl egekosten um 15 % und wird mit zunehmender 
Dauer um bis zu 75 % gesenkt. Unabhängig von dieser 
Kostenentlastung steigen die Kosten für einen Heimplatz 
allerdings weiter an. Dieser nicht besonders eff ektiven 
Entlastung stehen also erhebliche Kosten gegenüber, die 
innerhalb des Versichertenkollektivs umverteilt werden. 
Allein im Jahr 2025 kostete diese Maßnahme 6,4 Mrd. € 
und damit etwa dreimal so viel wie zum Zeitpunkt der Ge-
setzgebung erwartet. Vermutlich führt die Regelung sogar 
dazu, dass der Pfl ege insgesamt weniger Geld zur Verfü-

2 Noch 2023 schätzte das Statistische Bundesamt, dass die Pfl egebe-
dürftigen bis 2035 auf 5,6 Mio. anwachsen werden – ein Wert, der 
dann bereits 2024 erreicht wurde (Destatis, 2023).

3 Auch 2023 gab es im Vergleich zu 2022 einen Zuwachs von mehr als 
7 % (360.000 Personen). Der damalige Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach zeigte sich überrascht und kommentierte, dass rein demo-
grafi sch nur mit einem Anstieg von 50.000 Personen gerechnet würde 
(RND, 2024). Allerdings war diese Entwicklung keineswegs überra-
schend, denn seit der Reform 2017 sind die Zuwächse erheblich und 
liegen zwischen 10 % und 6 % pro Jahr (Rothgang et al., 2025).

gung steht, da rund ein Drittel der Heimbewohner:innen 
Hilfe zur Pfl ege, also Sozialhilfe, bezieht. Soweit die Ei-
genanteilsbegrenzung Personen betriff t, deren Kosten 
ansonsten von der Sozialhilfe getragen worden wären, 
werden nun weniger Steuermittel für Pfl egeleistungen 
aufgewendet, die über die Pfl egeversicherung abgedeckt 
werden müssen.

Viertens zahlt die Pfl egeversicherung in wachsendem 
Umfang Rentenversicherungsbeiträge für informelle Pfl e-
gepersonen. Die Pfl egereform 2017 sah auch hier eine 
Ausweitung der Leistungen vor, sodass die Zahl der aner-
kannten Pfl egepersonen durch die Ausweitung des Krei-
ses der Leistungsberechtigten und durch bessere Anreize 
von 300.000 (2016) auf 1,2 Mio. (2024) gestiegen ist. 2024 
wurden dafür mehr als 4 Mrd. € an die Rentenversiche-
rung überwiesen (knapp 6 % der Ausgaben der Pfl ege-
versicherung).

Fünftens verursachte die Coronapandemie hohe zusätz-
liche Ausgaben im Pfl egesektor (etwa Corona-Tests oder 
Pfl ege-Boni), die ursprünglich auch durch Steuermittel 
erstattet werden sollten. Bisher ist dies jedoch nicht ge-
schehen (Felix, 2024). Um das Ausmaß und die Auswir-
kungen der Belastung zu verdeutlichen: Würde man die 
ausstehenden Corona-bedingten Mehrausgaben von et-
wa 5 bis 6 Mrd. € erstatten, hätte die Pfl egeversicherung 
in den nächsten Jahren kein Defi zit.

Folgen der Reformen wurden unterschätzt

Viele dieser politischen Entscheidungen lassen sich plau-
sibel begründen und haben den Versicherungsschutz 
verbessert. So hat der neue Pfl egebedürftigkeitsbegriff  
eine lange bekannte Leerstelle im deutschen Pfl egesys-
tem geschlossen. Nach der alten Systematik der Pfl e-
gestufen waren insbesondere Menschen mit kognitiven 
Einschränkungen schlechter abgesichert, da der Fokus 
der Pfl egeversicherung noch auf somatischen Einschrän-
kungen lag. Auch das Ziel der Anhebung der Löhne in der 
Pfl ege ist nachvollziehbar, da der Pfl egesektor von einem 
notorischen Arbeitskräftemangel gekennzeichnet ist und 
im Vergleich zum Gesundheitssektor deutlich schlechter 
zahlte. Und angesichts der stetig wachsenden Kosten für 
Pfl egeheimplätze ist eine Kostenentlastung für die Betrof-
fenen ein nachvollziehbares Ziel. Andernfalls steigt das 
Risiko der Sozialhilfeabhängigkeit.

Gleichzeitig zeigen die beschriebenen Entwicklungen, 
wie sehr die gesetzgeberischen Planungen Kosten und 
Auswirkungen ihrer Gesetze unterschätzt haben. Die 
Reformen treff en auf ein System, das dem zusätzlichen 
Kosten- und Leistungsdruck strukturell nicht gewachsen 
ist. Zu den strukturellen Schwächen gehört die politische 
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Festlegung, dass die Pfl egeversicherung ausschließlich 
aus Beiträgen und nicht aus Steuern fi nanziert werden 
soll. Das ließ sich 2020 – auch verursacht durch die Pan-
demie – schon nicht mehr aufrechterhalten und die Pfl e-
geversicherung erhielt erstmalig einen Bundeszuschuss 
von 1,8 Mrd. €. 2022 wurde ein dauerhafter Bundeszu-
schuss von 1 Mrd. € für die Pfl egeversicherung vorgese-
hen. Bereits ab 2024 wurde dieser Zuschuss allerdings in 
ein rückzahlbares Darlehen umgewandelt, wohl aus haus-
hälterischen Gründen. Das Darlehen wird nicht auf die re-
levante Obergrenze der Schuldenbremse angerechnet. 
Ab 2028 soll dieses Darlehen zurückgezahlt werden. 2026 
ist wiederum ein Darlehen in Höhe von 3 Mrd. € vorgese-
hen, um Beitragssatzanstiege zu vermeiden. Einerseits 
spielt die laufende Steuerfi nanzierung mit weniger als 2 % 
(2024) keine größere Rolle, insbesondere im Vergleich zur 
Rentenversicherung, bei der der Steueranteil etwa 29 % 
(2024) ausmacht. Andererseits kumulieren sich die Schul-
den perspektivisch auf einige Milliarden und es ist völlig 
klar, dass der Bund entweder diese Schulden überneh-
men muss oder die Beitragsmittel durch Anhebung des 
Beitragssatzes oder eine Ausweitung der Bemessungs-
grundlage erhöht werden müssen.

Wie bei der Krankenversicherung ist die Bemessungs-
grundlage bei der Pfl ege durch das Nebeneinander von 
privater und gesetzlicher Pfl egeversicherung gekenn-
zeichnet. Insgesamt hat sich die Einnahmebasis in den 
letzten 20 Jahren schwächer als das Bruttoinlandspro-
dukt entwickelt (Rothgang et al., 2025b). Der Kreis der 
gesetzlich Versicherten umfasst einen älteren Personen-
kreis als der der privaten Versicherung und weist damit 
ein höheres Pfl egerisiko und geringere Einkommen auf 
als die privat Versicherten. Geyer et al. (2021) zeigen 
auf Basis der Daten des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP), dass Menschen mit geringen Einkommen häu-
fi ger und früher pfl egebedürftig werden. Gleiches gilt 
für Arbeiter:innen im Vergleich zu Beamt:innen sowie für 
Menschen mit hohen Arbeitsbelastungen im Vergleich 
zu Personen mit niedrigen berufl ichen Belastungen.

Eine weitere strukturelle Schwäche ist die ausgepräg-
te Abhängigkeit des Pfl egesystems von der informellen 
Pfl ege durch Angehörige und nahestehende Personen, 
die insbesondere Lücken in der sozialstaatlichen Ver-
sorgung auff ängt und weiterhin die zentrale Stütze des 
Pfl egesystems bildet (Brandt et al., 2025). Derzeit wer-
den 86 % der Pfl egebedürftigen, die Leistungen aus der 
Pfl egeversicherung erhalten, in Privathaushalten – über-
wiegend durch An- und Zugehörige – unterstützt und 
gepfl egt. Lediglich 14 % werden stationär in Heimen 
versorgt. Die Kosten dieser informellen Pfl ege lassen 
sich nur schwer beziff ern, da sie vor allem in entgange-
nen Löhnen und Gesundheitsbelastungen der Pfl egen-

den bestehen.4 Gerade mit Blick auf das schrumpfende 
Erwerbspersonenpotenzial ist das ein zunehmendes Pro-
blem, da informelle Pfl ege und Erwerbstätigkeit oft nur 
schwer miteinander zu vereinbaren sind.

Was tun?

Um die Situation der Pfl egeversicherung zu verbessern, 
sind unterschiedliche Reformen notwendig. Dabei muss 
zwischen kurz- und langfristigen Reformen unterschieden 
werden. Wichtig ist auch zu beachten, dass Einsparungen 
und Kürzungen allein das Problem nicht lösen werden, 
denn dann ist die Gefahr groß, dass die Pfl egeversiche-
rung ihre Aufgabe nicht mehr erfüllen kann und der Druck 
auf die informelle Pfl ege zunimmt: Die zentrale Heraus-
forderung bei Reformen in der Sozialversicherung ist es, 
fi nanzielle Stabilität zu erlangen und dabei die Versiche-
rungsfunktion zu verbessern.

Kurzfristiges Einsparpotenzial gäbe es, wenn Leistungen 
und Pfl egequalität reduziert würden. So wurde beispiels-
weise vorgeschlagen, dass der Pfl egegrad I wieder ab-
geschaff t werden könnte, um die Kosten zu senken. Wie 
hoch die Einsparung wäre, ist dabei allerdings umstritten.5 
Eine andere Lösung, die auch zur Systematik der Renten-
versicherung passt, wäre, versicherungsfremde Leistun-
gen zu defi nieren und diese konsequent durch Steuern zu 
fi nanzieren (Neusius, 2021; Brosig, 2025). Wenn man hier 
beispielsweise die Altersvorsorge der Pfl egepersonen 
hinzuzählen, zusätzlich die Schulden aus der Coronapan-
demie tilgen und die medizinische Behandlungspfl ege6 
sachgerecht durch die GKV fi nanzieren würde, wäre auf 
absehbare Zeit keine weitere Beitragssatzerhöhung nötig 
und etwas Zeit für strukturelle Reformen gewonnen, die 
die Pfl ege unbedingt braucht.

Langfristige Strategien

Wie oben beschrieben, kommen die großen Herausforde-
rungen für das Pfl egesystem und die Pfl egeversicherung 

4 Je nach Schätzansatz und Annahmen ergeben sich deutliche Unter-
schiede in der Größenordnung. So schätzen etwa Hoff  et al. (2025) 
einen Betrag von knapp 200 Mrd. € für 2023 und Geyer et al. (2023) 
einen Wert von etwa 50 Mrd. € für das Jahr 2019. In jedem Fall ist klar, 
dass ein erheblicher Teil der Pfl egeversorgung privat getragen wird 
und nicht (explizit) in den Bilanzen der Pfl egeversicherung auftaucht. 
Die Gesundheitskosten werden in diesen Studien nicht betrachtet; 
siehe dazu z. B. Stroka-Wetsch (2022).

5 Das RWI hat geschätzt, dass eine Abschaff ung des Pfl egegrads I ein 
Einsparpotenzial von bis zu 1,8 Mrd. € hätte. Allerdings nehmen die 
Forscher:innen an, dass die Pfl egebedürftigen alle ihnen zustehen-
den Leistungen in Anspruch nehmen, was nicht der Fall ist. Das fakti-
sche Einsparpotenzial dürfte deutlich niedriger liegen.

6 Die pauschale Kompensation dieser Leistungen durch die Kranken-
kassen reicht nicht aus, um die Aufwendungen für die medizinische 
Behandlungspfl ege im stationären Sektor zu decken.
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durch die Alterung der Gesellschaft erst in den 2050er 
Jahren. Darin liegt eine Chance, denn wenn die Politik 
bald handelt, können langfristige Reformen das System 
stabilisieren.

Es gibt eine ganze Reihe von Vorschlägen, wie die Pfl e-
ge nachhaltig gestärkt werden kann. Allerdings hat sich 
bisher weder Konsens noch eine tragfähige Strategie he-
rausgeschält. Im Folgenden nennen wir einige zentrale 
Stellschrauben, ohne jedoch den Anspruch zu haben, alle 
Aspekte abzudecken.

Prävention. Es ist aus zwei Gründen bemerkenswert, dass 
die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“ 
die Prävention in den Mittelpunkt ihres Gutachtens stellt 
(BMG, 2025). Prävention ist eine sinnvolle Investition und 
sollte daher ausgebaut werden. Jedoch gibt es hier einen 
Trade-Off , der aus heutiger Sicht schwer zu lösen ist: Die 
Förderung von Prävention kann langfristig Geld sparen, 
sie kostet aber heute Geld. Gleichzeitig ist der organisato-
rische Aufwand groß, um Prävention in der Fläche umzu-
setzen. Hier fehlen bisher noch überzeugende Konzepte.

Stärkung häuslicher Pfl ege. Die häusliche Pfl ege kos-
tet die Pfl egekasse vordergründig wenig und entspricht 
in der Regel dem Wunsch der Betroff enen. Aber die tat-
sächlichen Kosten der informellen Pfl ege sind deutlich 
höher als die Leistungen der Pfl egekasse (Geyer et al., 
2023). Unter anderem durch das Spannungsverhältnis mit 
dem Ziel der Steigerung der Erwerbstätigkeit. Hier gilt es, 
die Ansätze für neue, ambulant betreute Wohnformen zu 
verstetigen und nachhaltig in das (noch) zweigeteilte Pfl e-
gesystem zu integrieren.

Strukturprobleme. Auch in der Pfl ege gibt es eine Reihe 
gewachsener, ineffi  zienter Verwaltungsstrukturen. Be-
sonders deutlich wird dies bei sektorspezifi schen Preisen 
und den Schwierigkeiten, neue Wohn- und Versorgungs-
formen in die Abrechnungsschemata der Pfl egeversiche-
rung zu bringen. Die Überwindung der Sektorengrenzen 
wird auch im Zukunftspakt Pfl ege (BMG, 2025) als Ziel 
beschrieben (vgl. auch Rothgang et al., 2025a) und könn-
te ein wichtiger Baustein sein.

Armut. Bisherige Untersuchungen zu pfl egebedürftigen 
Personen in Privathaushalten zeigen ein durchschnitt-
liches oder leicht erhöhtes Armutsrisiko für pfl egende 
Angehörige. Insbesondere Pfl egende im Erwerbsalter 
haben ein erhöhtes Armutsrisiko (Felder et al., 2022; Gey-
er, 2015). Denkbar wäre die Einführung einer fi nanziellen 
Kompensation, wie sie seit einigen Jahren diskutiert wird. 

Private Zusatzversicherung. Hierzu liegt eine Reihe von 
Vorschlägen vor (z. B. Arentz et al., 2023; Rothgang et 

al., 2025a). Diese Versicherungen werden das Pfl egesys-
tem erst entlasten können, wenn ein hinreichend großer 
Kapitalstock aufgebaut ist. Bis dahin müssen die Versi-
cherten sowohl die steigenden Kosten der Umlage tra-
gen, möglicherweise über höhere Beiträge, als auch die 
zusätzlichen Kosten der Zusatzversicherung. Fraglich ist 
auch, welches fi nanzielle Risiko versichert wird. Solan-
ge sich die Entwicklung der privat zu tragenden Kosten 
so dynamisch fortsetzt, bleibt eine Risikoabsicherung 
schwierig. Die Vorschläge operieren deswegen auch mit 
unterschiedlichen Strategien, um diese Kosten kalkulier-
bar zu machen, z. B. mit einer Fixierung des maximalen 
Gesamteigenanteils (Rothgang et al., 2025). In der Wis-
senschaft gibt es zudem Übereinstimmung darüber, die-
se Versicherung verpfl ichtend zu machen, was eine große 
politische Hürde darstellen würde.

Bürgerversicherung. Die Zusammenlegung der privaten 
und sozialen Pfl egeversicherung würde den Risikopool 
und die Bemessungsgrundlage der sozialen Pfl egever-
sicherung verbessern. Das könnte die oben diskutierte 
Schwäche bei der Entwicklung der Einnahmen adressie-
ren und würde dazu beitragen, den erwarteten Beitrags-
satzanstieg zu dämpfen.

Digitalisierung. Hoff nung kann auch die Digitalisierung 
machen auf mögliche Effi  zienzgewinne durch den Tech-
nikeinsatz bei der Pfl egeorganisation und -dokumentati-
on und bei der Pfl ege selbst durch entsprechende Assis-
tenzsysteme. Jedoch sind die langfristigen Effi  zienz- und 
Kostengewinne und die Auswirkung auf die Qualität noch 
nicht abschätzbar.

Fazit

Der Pfl ege und der Pfl egeversicherung geht es derzeit 
schlecht, und die Ursachen sind vielfältig – jedoch in ers-
ter Linie nicht durch größere demografi sche Veränderun-
gen verursacht. Wollte man sie in aller Kürze benennen, 
müsste man festhalten, dass politische Rahmensetzun-
gen zu einem nachhaltigen Kostenanstieg führen, für den 
bisher keine Finanzierungslösungen auf dem Tisch liegen. 
Es liegt auf der Hand, dass die Politik bei künftigen Pfl e-
gereformen Folgeabschätzungen ernsthafter betreiben 
sollte als bisher. Betrachtet man allerdings die Praxis der 
Darlehensvergabe, zeigt sich, wie schwierig die Umset-
zung einer nachhaltigen Politik zu sein scheint.

Die im Beitrag genannten kurzfristigen Maßnahmen wä-
ren zudem relativ einfach umzusetzen. Der fi nanzielle 
Umfang dieser Maßnahmen ist nicht groß; bedenkt man 
zudem, dass Mütterrente und die Senkung der Mehrwert-
steuer in der Gastronomie fi nanzierbar waren, scheint 
es vor allem an der fehlenden Priorisierung zu liegen. Es 
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braucht hier vor allem den politischen Willen. Das gilt um-
so mehr für die langfristigen Weichenstellungen, denn 
diese sind schwieriger umzusetzen. Strukturveränderun-
gen sind aber nötig und es gibt eigentlich keine gute Al-
ternative dazu.

Obwohl dieser Beitrag in aller Kürze sehr viele Felder im 
Kontext der Pfl ege anreißt, bleibt einiges ausgeblendet, 
was zukünftig ebenfalls entscheidend sein dürfte. So 
leidet die Pfl ege trotz aller Lohnsteigerungen an einem 
Fachkräftemangel. Es gibt viele off ene Fragen, etwa hin-
sichtlich der Qualität und Angemessenheit von Pfl egeleis-
tungen oder darüber, wie die Leistungen auch für Famili-
en mit pfl egebedürftigen Kindern zielgenauer ausgestal-
tet werden können.
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Die prekäre Finanzlage der Sozialen Pfl egeversicherung 
(SPV) ist vorrangig auf die deutliche Zunahme von Leis-
tungsempfängern infolge der Reform des Pfl egebedürftig-
keitsbegriff s und Leistungsausweitungen zurückzuführen. 
Demografi e und Morbidität spielen noch keine große Rolle 
(Rothgang et al., 2025, S. 135, 154). Allerdings wird sich die 
Finanzsituation ohne Reformen nochmals erheblich ver-
schärfen, wenn die geburtenstarken Jahrgänge ins pfl ege-
relevante Alter kommen.

Der vorliegende Beitrag analysiert daher Stabilisierungs-
möglichkeiten innerhalb der bestehenden Teilleistungs-
versicherung sowie Reformoptionen für den bisher nicht 
versicherten Leistungsbereich. Dabei werden die auf po-
litischer Ebene diskutierten Reformvorschläge analysiert 
und hinsichtlich ihrer Eignung zur Bewältigung der Finan-
zierungskrise bewertet.

Umlagefi nanzierung durch Leistungsbegrenzung und 

Kapitaldeckung stabilisieren

Das bestehende Umlageverfahren in der SPV steht schon 
seit Jahren unter Druck, obgleich die geburtenstarken 
Jahrgänge noch im Erwerbsleben stehen und noch nicht 
zum Kreis der Leistungsempfänger der Pfl egeversiche-
rung zählen. Daher werden seit geraumer Zeit immer wie-
der Ansätze diskutiert, wie die Einnahmeseite gestärkt 
werden kann, um bestehende Leistungen weiter fi nan-
zieren oder diese ausweiten zu können. Diese Vorschlä-

ge fi nden sich auch in einem ersten Ergebnispapier der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“ zu 
möglichen Reformansätzen (Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Zukunftspakt Pfl ege“, 2025). Dazu gehören bei der Bei-
tragsfi nanzierung primär die Anhebung der Beitragsbe-
messungsgrenze auf die Höhe der Rentenversicherung 
sowie eine Ausweitung der beitragspfl ichtigen Einkom-
mensarten. Zudem wird auch eine höhere Steuerfi nanzie-
rung der Pfl egeversicherung angedacht (Bund-Länder-
Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, S. 38-40). 
Durch die Ausweitung der Beitrags- bzw. Steuerfi nan-
zierung werden die Erwerbstätigen in erheblichem Maße 
belastet, während Pfl egebedürftige unabhängig von ihrer 
fi nanziellen Situation entlastet werden. Eine stärkere Bei-
tragsfi nanzierung hat neben den intergenerationellen Be-
lastungswirkungen auch negative Eff ekte auf den Arbeits-
markt, da Arbeitsanreize gemindert und Arbeitskosten 
erhöht werden.1 Angesichts der gesamtwirtschaftlichen 

1 Vgl. zur Analyse der ökonomischen Auswirkungen Wasem et al. 
(2025b, S. 4–6).
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Folgen einer weiteren Abgabenbelastung sollte der Fokus 
der Reform daher nicht auf der Ausweitung der Einnah-
men, sondern auf der Ausgabenseite liegen.

Ansatzpunkte im heutigen ambulanten Leistungsrecht2

Im aktuellen Leistungsrecht können unterschiedliche am-
bulante Leistungsarten teilweise ohne Verrechnung kom-
biniert werden. So können volle bzw. hälftige Pfl egegeld-
leistungen bezogen werden, auch wenn die pfl egebedürf-
tige Person durch Dritte versorgt wird – etwa im Rahmen 
der teilstationären Pfl ege oder der Verhinderungs- und 
Kurzzeitpfl ege. Zudem kann in allen Pfl egegraden der so-
genannte Entlastungsbetrag von 131 € bezogen werden. 
Der Entlastungsbetrag ist eine zweckgebundene Leistung 
der Pfl egeversicherung für Pfl egebedürftige in häuslicher 
Pfl ege, einschließlich Pfl egegrad 1. Er soll der Finanzie-
rung qualitätsgesicherter Leistungen zur Entlastung pfl e-
gender Angehöriger sowie zur Förderung der Selbststän-
digkeit der Pfl egebedürftigen im Alltag dienen. Eingesetzt 
werden kann der Betrag für Tages- und Nachtpfl ege, 
Kurzzeitpfl ege, ausgewählte Leistungen ambulanter Pfl e-
ge- und Betreuungsdienste sowie für nach Landesrecht 
anerkannte Angebote zur Unterstützung im Alltag (§ 45b 
SGB XI). Im Jahr 2024 beliefen sich die Ausgaben der 
Sozialen Pfl egeversicherung für den Entlastungsbetrag 
auf rund 3,4 Mrd. € (BMG, 2025a). Diese Leistung wird 
von weniger als der Hälfte der Anspruchsberechtigten 
genutzt – bei vollständiger Inanspruchnahme des Leis-
tungsbetrages durch alle ambulant versorgten Pfl egebe-
dürftigen hätten sich die entsprechenden Ausgaben auf 
mehr als das Doppelte erhöht. Die vergleichsweise gerin-
ge Inanspruchnahme des Entlastungsbetrages und an-
derer Unterstützungsmaßnahmen wird mit der bürokrati-
schen Ausgestaltung und der aufwändigen Abrechnung 
sowie fehlender Angebote begründet (vgl. beispielsweise 
Sozialverband VdK, 2022, S. 4).

Unter den Bedingungen zunehmender Finanzierungseng-
pässe in der Sozialen Pfl egeversicherung ist eine Priorisie-
rung der Leistungen unvermeidlich. Der Entlastungsbetrag 
ist eine ergänzende Leistung mit unscharfer Zielsetzung 

2 Die folgenden Ausführungen und Reformvorschläge beziehen sich 
auf ältere Pfl egebedürftige und ihre pfl egenden Angehörigen. Fa-
milien mit pfl egebedürftigen Kindern haben angesichts spezifi scher 
und heterogener Bedarfe sowie oft unzureichenden spezialisierten 
Versorgungsangeboten nochmals andere Herausforderungen (vgl. 
GKV-Spitzenverband, 2013, S. 17). Pfl egende Elternteile müssen oft 
ihre Berufstätigkeit deutlich einschränken oder aufgeben (vgl. Kofahl 
& Nickel, 2021, S. 17). Aufgrund der besonderen Bedarfslagen ist es 
fraglich, ob das bestehende Teilleistungssystem der Pfl egeversiche-
rung überhaupt für Familien mit pfl egebedürftigen Kindern angemes-
sen ist. Neben den Leistungen aus der Pfl egeversicherung bestehen 
zwar noch andere Hilfsangebote, die aber oft nicht bekannt sind oder 
nur sehr bürokratisch beantragt werden können (vgl. Kofahl & Nickel, 
2021, S. 20–21).

und bürokratischen Kosten für alle Beteiligten. In den Pfl e-
gegraden 2 bis 5 stehen mit dem Pfl egegeld und den Pfl e-
gesachleistungen bereits zentrale Instrumente zur Unter-
stützung der häuslichen Pfl ege zur Verfügung. Diese Leis-
tungen sind geeignet, sowohl pfl egerische als auch betreu-
ende Bedarfe abzudecken und erfüllen damit wesentliche 
Funktionen, die dem Entlastungsbetrag zugeschrieben 
werden. Es ist also fraglich, ob dieser für die Sicherstellung 
der häuslichen Versorgung systematisch erforderlich ist.

Im Pfl egegrad 1 kann der Entlastungsbetrag nicht durch 
Pfl egegeld oder Pfl egesachleistungen ersetzt werden. 
Allerdings deuten Umfragen darauf hin, dass der Betrag 
überwiegend für haushaltsnahe Dienstleistungen einge-
setzt wird (Medicproof, 2024; Büscher et al., 2023, S. 82). 
Damit wird das ursprüngliche Ziel der Leistung, nämlich 
die Förderung von Aktivierung, Prävention und Selbststän-
digkeit, nur eingeschränkt erreicht und würde andere Maß-
nahmen erfordern (Wasem et al., 2025b, S. 9-10).

In der Gesamtschau erfüllt der Entlastungsbetrag damit 
seine intendierten Zielsetzungen nur unzureichend. We-
der entfaltet er eine relevante aktivierende oder präventive 
Wirkung, noch ist er für die Unterstützung der häuslichen 
Pfl ege unverzichtbar, da zentrale Funktionen bereits durch 
andere Leistungen der Pfl egeversicherung abgedeckt wer-
den. Gleichzeitig ist der Entlastungsbetrag mit nicht uner-
heblichen administrativen und bürokratischen Kosten ver-
bunden, die sowohl auf Seiten der Pfl egekassen als auch 
bei Pfl egebedürftigen und Leistungserbringern anfallen. 
Es erscheint daher sachgerecht, den Entlastungsbetrag im 
Rahmen von Konsolidierungsüberlegungen kritisch zu hin-
terfragen. Leistungen zur Unterstützung im Alltag können 
heute auch schon bis zu 40 % aus dem Pfl egesachleis-
tungsbetrag fi nanziert werden (§ 45a Abs. 4 SGB XI). Denk-
bar wäre auch eine Finanzierung durch das Pfl egegeld: 
Während der Inanspruchnahme solcher Leistungen wer-
den pfl egende Angehörige faktisch entlastet; interpretiert 
man das Pfl egegeld als Kompensation für tatsächlich er-
brachte Pfl ege- und Organisationsleistungen und nicht als 
pauschalen Zuschuss zum Haushaltseinkommen, spricht 
vieles dafür, notwendige externe Unterstützung zumindest 
teilweise aus dem Pfl egegeld zu fi nanzieren. Dies würde 
zu einer stärkeren fi nanziellen Eigenbeteiligung der Pfl ege-
bedürftigen führen. Angesichts der bereits heute starken 
Belastung der jüngeren Generationen kann dies jedoch 
gerechtfertigt sein, insbesondere da das Instrument der 
Hilfe zur Pfl ege garantiert, dass notwendige pfl egerische 
Unterstützung auch für Menschen mit geringen fi nanziellen 
Mitteln erfolgt.

Nach den Überlegungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
sollen die Leistungen im ambulanten Bereich stärker ge-
bündelt und zu Budgets zusammengefasst werden. Dies 
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soll ausgabenneutral erfolgen. In einer der diskutierten Op-
tionen soll der Entlastungsbetrag zum einen für eine Erhö-
hung des Pfl egegeldes und zum anderen zur Stabilisierung 
der Pfl egeversicherung verwendet werden, also eine Teil-
streichung des Betrages erfolgen (Bund-Länder-Arbeits-
gruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, S. 14-16).3 Die Bud-
getierung führt implizit zu einer Bereinigung von Doppel- 
und Parallelansprüchen. Für bestimmte Fallkonstellationen 
ergeben sich Leistungskürzungen, da Teile der bislang ei-
genständig ausgewiesenen Mittel für Verhinderungspfl ege, 
zum Verbrauch bestimmte Pfl egehilfsmittel und den Ent-
lastungsbetrag zur Finanzierung eines in der Option vorge-
sehenen höheren Pfl egegeldes herangezogen werden. Da 
die Bündelung explizit ausgabenneutral erfolgt, ist damit 
jedoch kein konsolidierender Eff ekt für das Gesamtsystem 
verbunden. Es handelt sich primär um eine Umverteilung 
innerhalb des Leistungskatalogs. Zudem ist zu erwarten, 
dass durch die Budgets eine höhere Leistungsinanspruch-
nahme bei all denjenigen Pfl egebedürftigen erfolgt, die 
bisher nicht alle einzelnen Leistungen in Anspruch genom-
men haben. Dies müsste bei der Kalkulation der Höhe der 
Budgets berücksichtigt werden, wenn zumindest Ausga-
benneutralität realisiert werden soll.

Inkonsistent bleibt in diesem Zusammenhang der fortbe-
stehende, nicht verrechnete Leistungsbetrag für teilstatio-
näre Leistungen. Während bei der Kombination von Pfl e-
gegeld und ambulanten Sachleistungen eine proportionale 
Anrechnung vorgesehen ist, erfolgt bei teilstationärer Pfl e-
ge keine entsprechende Kürzung des Pfl egegeldes oder 
des Sachleistungsbetrages. Dadurch werden Leistungen 
parallel fi nanziert, obwohl während der teilstationären Ver-
sorgung weder pfl egende Angehörige noch ambulante 
Dienste im häuslichen Umfeld tätig sind. Auch hier könnte 
eine notwendige Konsolidierung ansetzen.

Ansatzpunkte im heutigen stationären Leistungsrecht

Im Rahmen der stationären Pfl ege sollten die bisherigen 
Zuschüsse nach § 43c SGB XI überdacht werden. Diese 
wurden 2022 eingeführt, um die pfl egebedingten Eigenan-
teile in den Pfl egeheimen durch Zuschüsse aus der Pfl e-
geversicherung zu senken. Dadurch sind die Ausgaben 
im stationären Bereich dynamisch gewachsen: Zwischen 
2022 und 2024 sind sie um 78 % gestiegen und dürften in 
2025 weiter angewachsen sein. Ohne diese neuen Leis-
tungen wären die Ausgaben für den stationären Bereich 
konstant geblieben. Mit 6,4 Mrd. € im Jahre 2024 und 
damit einem Drittel Beitragssatzpunkt müssen nunmehr 
Erwerbstätige die Eigenanteilsbegrenzung fi nanzieren, 
obwohl diese auch Pfl egebedürftigen zukommt, die diese 
Eigenanteile selbst aus Einkommen und Vermögen tragen 

3 In der anderen Option bleibt der Entlastungsbetrag erhalten.

können (Wasem et al., 2025b, S. 7–8). Dies ist ein nicht 
unerheblicher Anteil: 2024 waren 35 % der Pfl egeheimbe-
wohner in der Hilfe zur Pfl ege (BMG, 2025b, S. 16); umge-
kehrt bedeutet dies, dass 65 % die Eigenanteile aus eige-
nem Einkommen und Vermögen bestreiten konnten. Die 
beitragsfi nanzierten Zuschüsse belasten zudem vor allem 
Geringverdiener, die keine Steuern, aber Beiträge bezah-
len. Sie müssen nun den Teil, der bei der Hilfe zur Pfl ege 
eingespart wurde, durch ihre Beiträge mittragen und sind 
damit stärker belastet als vor der Einführung des § 43c 
SGB XI (Wasem et al., 2025b, S. 8).

Daher sollte die Finanzierung der Zuschüsse perspekti-
visch aus dem Umlageverfahren herausgelöst und durch 
eine kapitalgedeckte Vorsorgekomponente ersetzt wer-
den, falls die Politik diese Zuschüsse erhalten möchte. Ei-
ne solche Teilkapitaldeckung könnte sozialpolitisch fl an-
kiert werden, etwa in Anlehnung an das „Pfl ege+“-Modell 
des Experten-Rats Pfl egefi nanzen (Wasem et al., 2023). 
Durch die kapitalgedeckte Variante würden die unsyste-
matischen Verteilungswirkungen zulasten der jüngeren 
Generationen vermieden.

Würden sowohl die Zuschüsse zu den pfl egebedingten 
Eigenanteilen als auch der Entlastungsbetrag aus dem 
Leistungskatalog herausgenommen, ergäbe sich ein Ein-
sparpotenzial von rund 10 Mrd. €, bezogen auf das Jahr 
2024; inzwischen dürfte dieser Betrag höher liegen. Dies 
entspräche in etwa einer Entlastung von einem halben Bei-
tragssatzpunkt. Berücksichtigt werden müssten entspre-
chende Mehrbelastungen in der Hilfe zur Pfl ege. Dort wür-
den aber nur noch gezielt diejenigen unterstützt, die darauf 
angewiesen sind, fi nanziert durch das Steuersystem, das 
die Leistungsfähigkeit deutlich umfassender abbildet als 
die versicherungsinterne Einkommensumverteilung.

Mehr Kapitaldeckung – Ziel klären, richtiges Mittel wählen

Angesichts der demografi schen Veränderungen wurde 
in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe auch eine Auswei-
tung der bestehenden Kapitaldeckung in der Pfl ege-
versicherung (Pfl egevorsorgefonds) diskutiert (Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, S. 
40-41). Der bestehende Fonds ist aus mehreren Grün-
den nicht geeignet, die demografi sch bedingten Mehr-
belastungen der Sozialen Pfl egeversicherung nachhaltig 
zu bewältigen (siehe hierzu beispielsweise Breyer, 2025, 
S. 53–56). Die Zuführung von lediglich 0,1 Beitragssatz-
punkten pro Jahr reicht weder aus, um die absehba-
ren demografi schen Eff ekte noch die pfl egespezifi sche 
Kostentwicklung abzufedern. Die derzeit konservative 
Anlagestrategie begrenzt zudem die Ertragsmöglichkei-
ten des Fonds. Entsprechend fällt die beitragssatzdämp-
fende Wirkung selbst in der Phase der maximal vorge-
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sehenen Entnahmen marginal aus. Auch der geplante 
Auszahlungszeitraum ab 2035 ist problematisch, da die 
höchsten Belastungen erst in den 2040er und 2050er 
Jahren zu erwarten sind und die Fondsmittel dann be-
reits weitgehend aufgezehrt sein werden. Zudem bleibt 
die strukturelle Herausforderung eines dauerhaft hohen 
Anteils pfl egebedürftiger Personen auch über das Aus-
scheiden der Babyboomer hinaus bestehen. Vor diesem 
Hintergrund erscheint eine Reform des bestehenden 
Pfl egevorsorgefonds angezeigt.

Grundsätzlich ist eine Erhöhung der Fondsmittel innerhalb 
der Pfl egeversicherung auf zwei Wegen zu erreichen: ent-
weder über entsprechende Aufschläge auf den Beitrags-
satz oder aus den aktuellen Beitragsmitteln. Letzteres 
würde die Finanzierung der laufenden Ausgaben belasten, 
hätte jedoch den Eff ekt, auch die heutigen Pfl egebedürfti-
gen stärker an der Abmilderung der Finanzierungsproble-
me zu beteiligen und nicht nur die heutigen und künftigen 
Beitragszahler zu belasten. Die Vorschläge der Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe sehen hingegen eine stärkere Beitrags- 
oder Steuerfi nanzierung oder eine Solidarabgabe der ge-
burtenstarken Jahrgänge vor (Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, S. 41). Letzteres hätte den 
Vorteil, dass diese Kohorten stärker an der Finanzierung 
der demografi schen Lastverschiebungen beteiligt würden.

In seiner derzeitigen Ausgestaltung ist der Fonds allerdings 
in ein umlagefi nanziertes System eingebettet, das Leis-
tungszusagen macht, ohne einer wirksamen und dauerhaft 
bindenden Finanzierungsrestriktion auf der Einnahmensei-
te zu unterliegen. Entsprechend verändert der Fonds die 
grundlegende Lastverteilung zwischen Erwerbstätigen 
und Leistungsempfängern nur in geringem Ausmaß.

Eine substanzielle Veränderung der Verteilungswirkungen 
ließe sich durch eine explizite Begrenzung der Beitrags-
satzentwicklung in der Sozialen Pfl egeversicherung errei-
chen (zu diesem Vorschlag beispielsweise Breyer, 2025, 
S. 56-57). In der Konsequenz müsste die Finanzierung 
künftiger Leistungsniveaus auch aus der Kapitaldeckung 
erfolgen, wodurch die intergenerationale Lastverteilung 
systematisch verändert würde.

Ein reiner Ansparprozess wie beim heutigen Pfl egevor-
sorgefonds wäre dann allerdings ungeeignet: Da die Hö-
he des Beitrags zum Fonds nicht an den zu erwartenden 
Leistungen ausgerichtet ist, ist unsicher, ob der Fonds 
später ausreichend Mittel hat, um die Leistungslücken zu 
decken. Sollen bestimmte Leistungsniveaus garantiert 
werden, wäre eine Versicherungslösung besser geeignet.

Mehr Kapitaldeckung kann das Umlageverfahren stabi-
lisieren und ist grundsätzlich sinnvoll. Allerdings besteht 

bei staatlichen Fonds aufgrund fehlender individueller 
Ansprüche die Gefahr der Zweckentfremdung, ein Risiko, 
das mit einer alternden Gesellschaft ansteigt und bei dem 
unklar ist, ob es wirksam unterbunden werden kann (Wa-
sem et al., 2023, S. 62–63).

Eigenanteile: Bedarf an generationen- und 

zielgerechten Finanzierungslösungen

Neben Reformen des bestehenden Teilleistungssystems 
wird ebenfalls diskutiert, ob und wie man die Eigenantei-
le bei Pfl egebedürftigkeit insbesondere im stationären 
Bereich reduzieren kann. Hier wird seit Jahren der so-
genannte Sockel-Spitze-Tausch als Reformmöglichkeit 
angeführt, der auch im Papier der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe als eine mögliche Lösung erwähnt wird (Bund-
Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, S. 
36). Dieses Konzept sieht vor, eine Obergrenze für die 
pfl egebedingten Eigenanteile in der stationären Versor-
gung einzuziehen. Der Vorschlag im Bund-Länder-Papier 
sieht vor, die pfl egebedingten Eigenanteile in der statio-
nären Pfl ege pauschal auf 1.000 € (alternativ: 1.200 €) 
monatlich zu begrenzen, während die Finanzierung der 
darüber hinaus gehenden pfl egebedingten Kosten von 
der Pfl egeversicherung übernommen wird.

Der Sockel-Spitze-Tausch führt unmittelbar zu höheren 
Belastungen der Erwerbstätigen zugunsten auch wohlha-
bender Pfl egebedürftiger. Die Belastung der jüngeren Ge-
nerationen steigt dann erheblich an, sobald die geburten-
starken Jahrgänge in das pfl egerelevante Alter kommen. 
Insofern handelt es sich bei diesem Reformvorschlag um 
keine nachhaltige Lösung.4 Auch die alternativ diskutierte 
regelmäßige Dynamisierung der Leistungsansprüche im 
Umlageverfahren (Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunfts-
pakt Pfl ege“, 2025, S. 35.) führt zu steigenden Beitragssät-
zen für die kommenden Erwerbstätigengenerationen.

Alternativ werden private Pfl egezusatzversicherungen 
als Instrument zur Schließung der Pfl egelücke diskutiert 
(Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 2025, 
S. 41-44; Wissenschaftlicher Beirat beim BMWK, 2022; 
Wasem et al., 2023; Wasem et al., 2025a). Zentrale Unter-
scheidungsmerkmale betreff en dabei sowohl die Produkt-
form – Pfl egetagegeldversicherung versus Pfl egekosten-
versicherung – als auch die institutionelle Ausgestaltung in 
Form freiwilliger oder verpfl ichtender Vorsorge.

Die Pfl egetagegeldversicherung zeichnet sich durch eine 
hohe Flexibilität aus. Die Leistungen können sowohl im 
ambulanten als auch im stationären Pfl egefall eingesetzt 

4 Zur weiteren Einordnung des Sockel-Spitze-Tauschs siehe auch Wa-
sem et al. (2024, S. 9–10).
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werden und stehen den Versicherten grundsätzlich frei zur 
Verfügung. Gleichzeitig liegt hierin eine zentrale Schwä-
che dieses Produkttyps: Da die Leistungen nicht an die 
tatsächlich entstehenden Pfl egekosten gekoppelt sind, 
erfolgt keine zielgenaue Absicherung der Eigenanteile. Je 
nach Entwicklung der Pfl egekosten kann es zu Unter- oder 
Überversicherung kommen.5

Die Pfl egekostenversicherung setzt demgegenüber 
unmittelbar an den tatsächlich anfallenden Pfl egeaus-
gaben an und ermöglicht damit eine vollständige Abde-
ckung der Eigenanteile im versicherten Bereich. Aller-
dings ist diese Produktform derzeit nur für den stationä-
ren Sektor sinnvoll einsetzbar, weil für den ambulanten 
Bereich eine Defi nition der angemessenen Leistungen 
fehlt (Wasem et al., 2025a, S. 13).

Unabhängig von der Produktwahl stellt sich die Fra-
ge nach Freiwilligkeit oder Verpfl ichtung (Wasem et al., 
2023, S. 34 ff .). Freiwillige Lösungen bieten individuelle 
Entscheidungsfreiheit und respektieren unterschiedliche 
Vorsorgepräferenzen. Allerdings können im freiwilligen 
Setting weder die Inanspruchnahme von Hilfe zur Pfl ege 
trotz ausreichender Vorsorgemöglichkeiten (Freifahrer-
verhalten) unterbunden, noch adverse Selektion (also eine 
Situation, in der vor allem diejenigen Personen eine Versi-
cherung nachfragen, die ein höheres Risiko haben, wäh-
rend risikoärmere Personen eher fernbleiben, wodurch 
die Versicherungskosten steigen) wirksam verhindert 
werden. Verpfl ichtende Modelle können diese Probleme 
grundsätzlich adressieren. Allerdings ist eine Verpfl ich-
tung angesichts sehr geringer Inanspruchnahme der Hilfe 
zur Pfl ege im ambulanten Bereich6 nur in der stationären 
Pfl ege zu rechtfertigen.

Verpfl ichtende Zusatzlösungen sollten daher auf den sta-
tionären Bereich beschränkt bleiben und als Pfl egekos-
tenversicherung ausgestaltet sein. Im ambulanten Be-
reich bieten sich dagegen ergänzende Lösungen in Form 
freiwilliger Pfl egetagegeldversicherungen an (Wasem et 
al., 2025a). Bleibt es insgesamt bei der Freiwilligkeit, sollte 
zur Vermeidung von Freifahrerverhalten jedoch der Rück-
forderungsanspruch im Rahmen der Hilfe zur Pfl ege aus-
geweitet werden, um gezielte Vermögensübertragungen 
vor Eintritt des Pfl egefalls zu begrenzen und eine Inan-
spruchnahme öff entlicher Leistungen trotz vorhandener 
Leistungsfähigkeit zu verhindern.

5 Vgl. zur Übersicht der bestehenden Produkte Wasem et al. (2023, 
S. 22-24).

6 Im ambulanten Bereich nehmen nur 1,2 % der Pfl egebedürftigen Hilfe 
zur Pfl ege in Anspruch ( BMG, 2025c, S. 16).

Eigenanteile durch weniger und zielgerichtete 

Regulierung senken

Unabhängig von der Finanzierung der Eigenanteile sollten 
die Ursachen der Kostenentwicklung in den Blick genom-
men werden. Die in den vergangenen Jahren deutlich ge-
stiegenen Eigenanteile in der stationären Pfl ege sind maß-
geblich auf regulatorische Rahmenbedingungen zurückzu-
führen, die Kostensteigerungen begünstigen und zugleich 
systematisch verhindern, dass Effi  zienzgewinne realisiert 
werden können.7

Pfl egeeinrichtungen müssen zum einen hohe bauliche 
Anforderungen erfüllen: Vorgaben zu Energiestandards, 
Mindestgrößen von Gemeinschaftsfl ächen sowie Einzel-
zimmerquoten erhöhen die Investitionskosten und da-
mit die Eigenanteile erheblich und erschweren die wirt-
schaftliche Tragfähigkeit von Neubauten. Eine stringente 
Orientierung an den Präferenzen der Pfl egebedürftigen 
ist nicht erkennbar, da deren Wahlmöglichkeiten durch 
verbindliche Vorgaben, etwa zu verpfl ichtenden Einbett-
zimmerquoten, erheblich begrenzt werden. Hinzu kommt, 
dass jedes Bundesland eigene Vorschriften erlässt. Die-
se Fragmentierung erschwert die Planung neuer Heime, 
verhindert Skaleneff ekte und mindert die Attraktivität von 
Investitionsvorhaben.

Auch die Preisbildung für pfl egebedingte Aufwendungen 
sowie für Unterkunft und Verpfl egung unterliegt einer weit-
gehenden Regulierung. Pfl egeeinrichtungen können ihre 
Vergütungssätze nicht frei festsetzen, sondern müssen 
diese mit den Pfl egekassen und Sozialhilfeträgern ver-
handeln. Nach § 84 SGB XI sollen Pfl egesätze leistungs-
gerecht sein und eine wirtschaftliche Betriebsführung er-
möglichen. Der Begriff  der Wirtschaftlichkeit bleibt jedoch 
unbestimmt. In der Praxis stützen sich die Verhandlungen 
weitgehend auf die von den Einrichtungen vorgelegten 
Kostenkalkulationen, während den Kostenträgern regel-
mäßig eigene belastbare Kalkulationsgrundlagen fehlen. 
In der Folge nähert sich das System faktisch dem Prinzip 
der Selbstkostenerstattung an. Effi  zienzsteigerungen wir-
ken sich in einem solchen System negativ auf zukünftige 
Verhandlungsspielräume aus, da niedrigere Kosten zu 
niedrigeren Pfl egesätzen führen können. Umgekehrt be-
steht ein impliziter Anreiz, Kosten auf einem konstant ho-
hen Niveau zu halten. Diese Kostenproblematik wird durch 
weitere regulatorische Vorgaben verstärkt. Seit 2022 ist 
eine tarifgerechte Entlohnung Voraussetzung für den Ab-
schluss eines Versorgungsvertrags. Kostensteigerungen 
infolge tarifl icher Abschlüsse können somit vollständig an 
die Kostenträger weitergegeben werden, die nicht Teil der 

7 Die folgenden Ausführungen beziehen sich auf Arentz (2025) und die 
dort angegebene Literatur.
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Title: Reform of long-term care insurance: More effi  cient benefi ts and stronger capital coverage
Abstract: The tense fi nancial situation of social care insurance will worsen signifi cantly as the baby boomers reach the age when they 
will need care. In order to avoid placing an even greater burden on contributors, reforms should focus primarily on the expenditure side. 
To this end, benefi ts should be reviewed and prioritized, and parallel fi nancing structures should be eliminated. Pay-as-you-go fi nancing 
should be stabilized through greater capital coverage. In addition, it makes sense to cover co-payments through private supplementary 
insurance. Simplifi ed and standardized regulation of the long-term care sector can also reduce costs and, as a result, co-payments.

Tarifverhandlungen sind und damit die Angemessenheit 
hoher Tarifabschlüsse nicht prüfen können.

Insgesamt führen die regulatorischen Rahmenbedingun-
gen im stationären Bereich zu erheblichen Einschränkun-
gen unternehmerischer Handlungsspielräume. Der zentrale 
Produktionsfaktor Pfl egearbeit ist sowohl preislich als auch 
mengen- und qualifi kationsseitig stark reguliert, ohne dass 
Versorgungsqualität systematisch gesichert ist. Gleichzei-
tig bestehen kaum Anreize zur Investition in effi  zienzstei-
gernde Technologien, da diese im Gegensatz zum Perso-
naleinsatz nur eingeschränkt refi nanziert werden.

Vor diesem Hintergrund erscheint eine grundlegende Ver-
einfachung und Vereinheitlichung der Regulierung geboten, 
was auch in den Überlegungen der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe thematisiert wird (BMG, 2025a, S. 22-25). Sinnvoll 
wäre die Festlegung einheitlicher Qualitätsstandards für alle 
Wohnformen, kombiniert mit einer deutlich stärkeren, auch 
unangekündigten Aufsicht. Dies würde den Einrichtungen 
größere Freiheitsgrade bei der Wahl der Mittel eröff nen und 
könnte komplexe Prozessvorgaben teilweise ersetzen.

Zudem sollten alternative Mechanismen der Preisfi ndung 
geprüft werden. Eine vollständige Abkehr von Pfl egesatz-
verhandlungen zugunsten marktlicher Preisbildung könnte 
Transaktionskosten senken und Effi  zienzanreize stärken, 
setzt jedoch funktionierenden Wettbewerb, ausreichen-
de Kapazitäten und transparente Qualitätsinformationen 
voraus, die derzeit nur eingeschränkt gegeben sind. Al-
ternativ könnten administrierte Preise, etwa regionale 
Durchschnittspreise auf Basis off engelegter Kosten, Effi  -
zienzanreize erzeugen. Die sachgerechte Abgrenzung der 
Vergleichsregionen stellt dabei allerdings eine zentrale Her-
ausforderung dar, da sowohl zu kleinteilige als auch zu gro-
be Zuschnitte Fehlanreize setzen können.

Fazit

Die Leistungen der Pfl egeversicherung sollten angesichts 
der heute schon hohen Beitragsbelastung der Erwerbstä-
tigen hinsichtlich ihrer Notwendigkeit und Zielgenauigkeit 
überprüft werden. Leistungsanpassungen können sozial ab-
gefedert werden und beteiligen die älteren Generationen an 
der Stabilisierung der Finanzierung der Pfl egeversicherung. 

Im Bereich der stationären Eigenanteile ist es notwendig, die 
Ursachen der hohen Kostensteigerungen zu adressieren. 
Eine Absicherung der Eigenanteile sollte dann im Hinblick 
auf Generationengerechtigkeit kapitalgedeckt erfolgen.
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Steff en J. Roth

Der Pfl egemindestlohn sollte bei der Pfl ege-
Reform auf den Prüfstand
Der „Zukunftspakt Pfl ege“ liegt vor und die Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat ein breites 
Bündel an Vorschlägen erarbeitet, das durchaus sinnvolle Impulse enthält, jedoch keinen 
systematischen Durchbruch verspricht. Da die Eigenanteile und Beitragssätze seit der 
Einführung der sozialen Pfl egeversicherung im Jahr 1995 stark gestiegen sind und Zuschüsse 
aus Bundesmitteln die Finanzierung nur vorübergehend stabilisieren, wächst der Reformdruck 
erheblich. Ein wesentlicher Kostenfaktor bleibt dabei jedoch bislang weitgehend unbeachtet: 
Die branchenspezifi schen Pfl egemindestlöhne sind spätestens seit der Einführung des 
allgemeinen Mindestlohns auf den Prüfstand zu stellen. Fazit: Eine auf Lohnregulierung 
konzentrierte Politik greift zur Lösung der Strukturprobleme zu kurz.
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Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“ 
hat im Dezember 2025 ihren Abschlussbericht vorge-
legt (Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 
2025). Die darin diskutierten Maßnahmen und Instrumen-
te werden wohl in den politischen Vorschlägen und im 
Gesetzgebungsprozess dieses Jahres eine Rolle spielen. 
Einen Durchbruch hingegen versprechen sie nicht. Dabei 
erscheint eine Reform der Pfl egeversicherung mehr als 
überfällig und Bundesgesundheitsministerin Nina War-
ken kündigt auf ihrer Webseite an, die Pfl egeversicherung 
stünde „vor einer der größten Reformen der letzten Jahr-
zehnte“ (BMG, 2025).

Unterdessen steigen die individuell zu tragenden Belas-
tungen der Pfl egebedürftigen in atemberaubender Ge-
schwindigkeit. Im Januar 2026 berichtete der Verband 
der Ersatzkassen (VDEK), dass der Eigenanteil von voll-
stationär in Pfl egeheimen wohnenden Pfl egebedürftigen 
im ersten Jahr im bundesweiten Durchschnitt auf 3.245 € 
pro Monat gestiegen ist (VDEK, 2026a; 2026b). Seit der 
Gründung der Pfl egeversicherung sind auch die Beiträge 
der Versicherten eindrucksvoll gestiegen. So liegen bei-
spielsweise die Beiträge kinderloser Versicherter heute 
nicht mehr bei 1,7 % des Bruttoeinkommens, sondern 
bei 4,2 %.1 Damit diese Steigerungen nicht zu deutlich 

1 Tatsächlich besteht ein Kontinuum der Beiträge von 2,6 % (Versicher-
te mit fünf und mehr Kindern unter 25 Jahren), 3,6 % (Versicherte mit 
einem Kind unter 25 Jahren oder Versicherte, deren Kinder älter als 25 
Jahre sind) oder eben 4,2 % für kinderlose Versicherte.

ausfallen müssen, stabilisieren unverzinste Darlehen des 
Bundes die Pfl egeversicherung. Im Jahr 2025 gab es ein 
Darlehen in Höhe von 0,5 Mrd. €. Für 2026 waren zunächst 
weitere 1,5 Mrd. € als Darlehen vorgesehen, die dann im 
parlamentarischen Verfahren um weitere 1,7 Mrd. auf ins-
gesamt 3,2 Mrd. € aufgestockt wurden (Hausding, o. D.).

Im vorliegenden Beitrag wird zunächst skizziert, welche 
Schritte im Eckpunktepapier des „Zukunftspakts Pfl e-
ge“ vom 11. Dezember 2025 angeregt werden. In einer 
kurzen Einordnung wird klar, dass diese Maßnahmen 
zwar sicher alle eine nähere Prüfung wert sind, die Pro-
bleme aber weder schnell und nachhaltig lösen werden 
noch ohne breite politische Diskussion umsetzbar sind. 
Im Anschluss wird daher vor allem auf die Begründung 
und Wirkung der zentralen Regulierungen des Pfl egeloh-
nes eingegangen. Diese Regulierungen werden selten 
unvoreingenommen diskutiert, weil eine genauere Be-
trachtung in großen Teilen der Bevölkerung und Politik 
als nicht angemessen wahrgenommen wird. Jedenfalls 
dann, wenn dabei deutlich wird, dass die Löhne zwar 
verdient sein mögen, zugleich aber auch bezahlt werden 
müssen und damit unmittelbar etwas mit den Kosten der 
Pfl egebedürftigkeit zu tun haben.
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Wesentliche Vorschläge der Bund-Länder-

Kommission

Unter dem Gesichtspunkt der Finanzierungsstabilisie-
rung diskutiert die Kommission die Prüfung von zusätzli-
chen Einnahmen, z. B. die Einbeziehung von Kapital- und 
Mieteinkünften bei der Verbeitragung oder die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze. Solche Maßnahmen 
würden ähnlich wie höhere Steuerzuschüsse mittelfristig 
den Finanzierungsdruck auf die lohnbezogenen Beiträge 
senken. Allerdings sind sie erstens langfristig keine Lö-
sung für das eigentlich zugrundeliegende Problem des 
demografi schen Wandels, da sie weiterhin dieselbe Er-
werbstätigengeneration treff en, und zweitens kurzfristig 
mit erheblichem Diskussionsbedarf auf der normativen 
Ebene verbunden: Insbesondere die Einbeziehung wei-
terer Einkunftsarten wäre eine Abkehr vom klassischen 
Sozialversicherungsmodell der lohnbezogenen Beiträge 
hin zu einem Solidarmodell. Ob dies gewollt und system-
gerecht ist, kann hier nicht diskutiert werden. Da eine 
Verbeitragung von Lohn- und Mieteinkünften aber kei-
neswegs automatisch eine bedürftigkeitsgeprüfte Hilfe 
und eine an wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit orientier-
te Finanzierung bedeutet, erscheinen diese Maßnahmen 
nicht ohne gründliche politische Debatten und rechtliche 
Prüfungen ratsam.

Zur Verbesserung der Versorgungssituation von Pfl e-
gebedürftigen verspricht sich der Bericht einen Beitrag 
von Einzelpfl egepersonen (§ 77 SGB XI). Diese Rege-
lung ermöglicht es, qualifi zierte selbstständige Pfl ege-
kräfte direkt in die vertragliche Versorgung einzubinden, 
um Lücken in der ambulanten oder häuslichen Pfl ege zu 
schließen. Zu welchen Eff ekten im Gesamtgefüge der 
Pfl ege diese Maßnahmen beitragen, wird die praktische 
Erfahrung zeigen. Klar ist jedoch a priori, dass Einzelpfl e-
gepersonen die Flexibilität des Systems erhöhen, jedoch 
keinen spürbaren Beitrag zur Lösung des Pfl egefachkräf-
temangels leisten werden, da dadurch nicht mehr Pfl e-
gekräfte verfügbar sein werden, sondern sich nur deren 
Einsatz ändert (Substitutionseff ekt).

Schnell umsetzbar und vermutlich tatsächlich kosten-
sparend für die Soziale Pfl egeversicherung wäre die An-
passung der Schwellenwerte  für die Pfl egegrade 1 bis 
3. Dies würde allerdings einer Leistungskürzung für zu-
künftige Pfl egebedürftige entsprechen und damit das 
normative Urteil voraussetzen, dass die bisherige Ge-
staltung der Pfl egeversicherung unnötig großzügig war. 
Ob damit insgesamt in der Pfl ege Kosten gesenkt und 
der Fachkräftemangel gemindert werden kann, käme 
darauf an, ob die Pfl egebedürftigen und ihre Angehö-
rigen dies genauso sehen oder vollständig privat fi nan-
ziert gegenhalten.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der Zu-
kunftspakt Pfl ege zwar viele unterschiedliche Maßnah-
men und Ideen diskutiert, darunter auch innovative Ansät-
ze wie der Einsatz von KI, Digitalisierung und Prävention, 
die fi nanzielle Stabilität jedoch primär durch Leistungs-
kürzungen für Pfl egebedürftige, die Rückverlagerung 
der Finanzierungslasten auf die Familien und erweiterte 
Finanzierungsbeiträge zu lösen versucht. Diese Maßnah-
men bedürfen – vorsichtig formuliert – einer Generalde-
batte um die Steuer- und Sozialpolitik insgesamt, wenn 
sie nicht unsystematische Fremdkörper darstellen sollen. 

Die Lösungen für diese komplexen Probleme sind also 
nicht einfach. Der Blick auf wesentliche Kostentreiber und 
Bestimmungsfaktoren der Versorgungslage mit Fachkräf-
ten lohnt daher. Dazu gehören zweifellos die Löhne und 
ihre Entwicklung.

Wirkungen der Lohnregulierung auf die Entlohnung 

in der Pfl ege

Pfl egearbeit ist körperlich und psychisch anspruchs-
voll. In der politischen und öff entlichen Debatte besteht 
weitgehend Einigkeit darüber, dass Pfl egekräfte gesell-
schaftlich unverzichtbare Leistungen erbringen und hier-
für angemessen entlohnt werden sollten. Da die Löhne 
solche politisch erwünschten Höhen nicht oder nicht 
schnell genug erreichten, wurde in Deutschland der Pfl e-
gemindestlohn (seit 2010) eingeführt. Die offi  ziellen Ziel-
setzungen dieser Maßnahme lauten: Erstens sollen „fai-
re“ und höhere Löhne gezahlt werden, zweitens soll der 
Pfl egeberuf dadurch attraktiver werden, um dem Fach-
kräftemangel entgegenzuwirken und die Versorgungssi-
cherheit zu verbessern.

Betrug der branchenspezifi sche Mindestlohn für den Pfl e-
gesektor bei seiner Einführung 2010 noch 8,50 € (West) 
bzw. 7,50 € (Ost), wird er für ungelernte Pfl egehilfskräfte im 
Juli 2026 auf 16,52 € steigen. Für qualifi zierte Pfl egekräfte 
mit einem Jahr Ausbildung wird er dann 17,80 € betragen, 
Pfl egefachkräfte werden mindestens 21,03 € pro Stunde 
verdienen. Bereits die Löhne von Pfl egehilfskräften liegen 
damit deutlich über dem allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohn von 13,90 €. Das entspricht einem Vorsprung der 
Pfl egehilfskräfte im Vergleich zu Beschäftigten im allge-
meinen gesetzlichen Mindestlohn von 18,85 %.2

Die Pfl egelöhne in Deutschland weisen also – auch auf-
grund der Tariftreue-Regelung (seit 2022) – eine höhere Dy-

2 Vor der Erhöhung im Juli liegt der Mindestlohn bei Pfl egehilfskräften 
bei 16,10 € und der gesetzliche Mindestlohn bei 13,90 €. Der Vor-
sprung für die Pfl ege liegt also aktuell bei 15,8 %.
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namik auf als der allgemeine Durchschnittslohn3. Während 
der Durchschnittslohn in Deutschland zwischen Dezem-
ber 2020 und Juli 2025 um 15 % gestiegen ist, stieg der 
Pfl egemindestlohn für Hilfskräfte um 42 %. Der Pfl egemin-
destlohn für qualifi zierte Pfl egekräfte stieg im selben Zeit-
raum um 53 %, der der Pfl egefachkräfte sogar um 81 %.4 
Der gesetzliche Mindestlohn ist im gleichen Zeitraum um 
35 % gestiegen. Die Lohnsteigerungen in der Pfl ege in den 
vergangenen Jahren erklären sich also keineswegs voll-
ständig durch den allgemeinen Trend der überproportiona-
len Steigerungen im Niedriglohnbereich.

Einordnung der Lohnentwicklungen in die 

wirtschafts- und sozialpolitische Debatte

Natürlich können Löhne im Pfl egebereich auch markt-
getrieben steigen. Aus der Deskription der Lohnent-
wicklungen im letzten Abschnitt ist also nicht ohne 
Weiteres ablesbar, welche Anteile der Lohnsteigerun-
gen kausal auf die Regulierungen zurückzuführen sind 
und welche auch ohne diese zu erwarten gewesen 
sind. Lohnsteigerungen sind auf freien Arbeitsmärkten 
insbesondere dort zu erwarten, wo Einrichtungen im 
Wettbewerb um knappe Arbeitskräfte stehen. Die stei-
genden Zahlen von Pfl egebedürftigen und die immer 
schwierigeren Konstellationen für innerfamiliäre, häus-
liche Pfl ege durch Angehörige haben zu einer deutlich 
größeren Nachfrage nach Pfl egepersonal geführt. Und 
sie lassen weitere Steigerungen erwarten. Die Faktoren 
sind demografi scher Natur, wie etwa weniger Kinder je 
pfl egebedürftiger Person und ein höheres Alter der Pfl e-
gebedürftigen und entsprechend der Kinder. Zudem 
bestehen größere räumliche Entfernungen zwischen 
pfl egebedürftigen Eltern und deren Kindern sowie hö-
here berufl iche Anforderungen an die Kinder, die deren 
Flexibilität für Pfl egetätigkeiten einschränken. Hinzu tritt 
eine allgemein höhere Nachfrage nach professioneller 
Pfl ege schon zur Sicherstellung einer ausreichenden 
Qualität der Pfl egeleistungen.

Normativ wird in der politischen und öff entlichen Lohn-
debatte häufi g von „gerechten“ Löhnen gesprochen. Die-
ser Begriff  der Lohngerechtigkeit ist allerdings nicht nur 
hochgradig emotional aufgeladen, sondern auch inhalt-
lich unbestimmt. Unbeantwortet bleibt bereits die Frage, 
wem gegenüber die Löhne gerecht sein sollen (Beschäf-
tigten, Beitragszahlern, Pfl egebedürftigen).

3 Betrachtet wird von Destatis (o. D.) im „Index der tarifl ichen Stunden-
verdienste ohne Sonderzahlungen“ der durchschnittliche Bruttostun-
denlohn aller tarifl ich vereinbarten Grundentgelt pro Arbeitsstunde.

4 Dabei zeigt die Betrachtung der tatsächlichen Pfl egelöhne, dass 
die tatsächlich gezahlten durchschnittlichen Löhne im Fall der Pfl e-
gefachkräfte den in der Pfl egemindestlohnverordnung festgelegten 
Wert deutlich übertreff en. Entsprechend höher wäre der Indexwert.

Aus der Perspektive überforderter Pfl egebedürftiger und 
deren Angehörigen mag man den hart arbeitenden Pfl e-
gekräften von Herzen jede Lohnsteigerung gönnen. Ob 
allerdings Personalkosten, die als wesentliche Treiber der 
Pfl egekosten insgesamt die Eigenanteile der Pfl egebe-
dürftigen über 3.200 € monatlich steigen lassen, diesen 
hilfebedürftigen Menschen, ihren Bedarfen und ihren Fä-
higkeiten „gerecht“ werden, sei dahingestellt.5

Eine rein existenzsichernde Funktion jedenfalls erfüllen 
die Pfl egemindestlöhne nicht. Schon deshalb nicht, weil 
bereits die niedrigeren allgemeinen gesetzlichen Min-
destlöhne existenzsichernd sein sollen.

Auswirkungen der Lohnregulierung auf die 

Versorgung der Pfl egebedürftigen

Ein zentrales Ziel der Lohnregulierung ist die Verbesse-
rung der Versorgungssicherheit. Auf den ersten Blick er-
scheint es trivial zu schlussfolgern, dass höhere Löhne 
die Arbeit in der Pfl ege attraktiver machen. Wenn mehr 
Menschen das Arbeiten in Pfl egeberufen reizvoll fi n-
den und sich berufl ich entsprechend orientieren, könnte 
dies die Versorgungssicherheit für die Pfl egebedürftigen 
erhöhen. Für eine sachgerechte Bewertung der Pfl ege-
lohnregulierung in Hinblick auf die Versorgung der Pfl ege-
bedürftigen ist allerdings zwischen kurzfristigen Anpas-
sungsreaktionen und langfristigen Strukturwirkungen zu 
unterscheiden.

Kurzfristig führen höhere, gesetzlich vorgegebene Lohn-
untergrenzen zu einem unmittelbaren Anstieg der Perso-
nalkosten in Pfl egeeinrichtungen. Da die Pfl egeeinrich-
tungen die Personalkostensteigerungen erst mit zeitlicher 
Verzögerung in den Verhandlungen mit der Pfl ege- und 
Krankenversicherung zu refi nanzieren versuchen können, 
statt unmittelbar die Preise zu erhöhen, reagieren Einrich-
tungen häufi g mit internen Anpassungen. Dazu zählen 
eine Verdichtung der Arbeitsabläufe, eine steigende Ar-
beitsbelastung des vorhandenen Personals sowie eine 
Zurückhaltung bei Neueinstellungen. Solche Maßnahmen 
erhöhen den Druck auf das verbleibende Pfl egepersonal 
und verschlechtern die Arbeitsbedingungen. Welcher Ef-
fekt hier überwiegt, d. h. ob die Maßnahmen die Pfl ege-
berufe attraktiver machen (höheres Gehalt) oder weniger 
attraktiv (steigende Arbeitsbelastung) kann a priori nicht 
gefolgert werden.

Auch die Beitrags- und Steuerzahler sowie die Pfl egebe-
dürftigen selbst spüren die steigende Kostenbelastung 

5 Laut dem Verband der Ersatzkassen e.V. (VDEK, 2026a) sind gestie-
gene Pfl egepersonalkosten die Hauptkostentreiber der steigenden 
Eigenbeteiligungen der Pfl egebedürftigen und ihrer Angehörigen.
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sofort, ohne dass kurzfristig bereits mehr Personal attra-
hiert worden wäre. Nur zur Erinnerung: Die Beitragssätze 
der kinderlosen Versicherten sind seit 1996 um fast das 
Zweieinhalbfache gestiegen.6 Zugleich sind die von den 
Pfl egebedürftigen durchschnittlich zu zahlenden Eigen-
anteile von monatlich rund 1.600 € in 2015 auf monatlich 
3.245 € in 2026 gestiegen. Diese individuellen Kostenstei-
gerungen wirken indirekt auch auf die Versorgungslage 
der Pfl egebedürftigen zurück.

Gleichzeitig erhöhen steigende Lohnkosten – zusam-
men mit weiteren regulatorischen Vorgaben – die wirt-
schaftliche Unsicherheit für die Träger und Investoren. 
Insbesondere bei privaten und freigemeinnützigen 
Trägern führt ein höheres Risiko tendenziell zu Inves-
titionszurückhaltung. Die privaten Investitionen werden 
aber dringend gebraucht: Bis 2040 besteht ein Investi-
tionsbedarf von rund 125 Mrd. € für Pfl egeinfrastruktur, 
insbesondere zum Umbau bestehender Pfl egeheime 
und zum Neubau weiterer Heime und Senioreneinrich-
tungen (RWI, 2024). Bereits heute fehlen hunderttau-
sende Pfl egeheimplätze.

Langfristig können sich andere Eff ekte einstellen. Höhe-
re Löhne können die Attraktivität des Pfl egeberufs stei-
gern und Ausbildungs- sowie Berufsentscheidungen 
beeinfl ussen. Ob und in welchem Umfang dieser Eff ekt 
eintritt, hängt entscheidend davon ab, ob die höheren 
Löhne von dauerhaft tragfähigen Arbeitsbedingungen, 
verlässlichen Dienstplänen und realistischen Karrier-
eperspektiven begleitet werden.

Sofern Arbeitgeber im Wettbewerb um knappe Arbeits-
kräfte stehen, sind höhere Löhne ein wichtiger Parame-
ter, um mit attraktiven Arbeitsbedingungen dringend 
benötigte Pfl egekräfte anzuwerben bzw. zu halten. Da-
für braucht man aber keine regulierten Löhne, im Mo-
dell steigt schlicht der markträumende Gleichgewichts-
lohn. Der tatsächliche durchschnittliche Stundenlohn 
für Pfl egefachkräfte 2026 beispielsweise liegt bundes-
weit nach Schätzungen zwischen 23,40 € und 24,60 € 
und damit über dem Mindestlohn von 20,50 € (seit Juli 
2025) bzw. 21,03 € (ab Juli 2026). Arbeitnehmer bieten 
bei höheren Löhnen im Regelfall mehr Arbeitszeit an 
(Medi-Karriere, 2025). Dieses höhere Arbeitsangebot 
ermöglicht eine bessere Versorgung durch professio-
nelle Pfl ege, dem auch eine entsprechende Zahlungs-
bereitschaft gegenübersteht.

Gesetzlich regulierte Mindestlöhne erhöhen die Stun-
denlöhne aber per Defi nition über das Gleichgewicht 

6 Die Beiträge lagen 1996 bei 1,7 % der beitragspfl ichtigen Einnahmen 
und sind für kinderlose Versicherte bis 2026 auf 4,2 % gestiegen.

hinaus, sodass die Löhne nicht durch die Produktivität 
gedeckt sind. In einem freien Arbeitsmarkt bedeutet 
das, dass die Arbeitgeber zu diesen höheren Löhnen 
weniger Pfl egekräfte nachfragen als vorher, damit sie ihr 
Pfl egepersonal kostendeckend beschäftigen können. 
Weniger Personal bedeutet tendenziell eine schlechtere 
Versorgung der Pfl egebedürftigen.

Um die Bedingungen aufzuzeigen, unter denen die er-
höhte Anzahl ausgebildeter Pfl egekräfte zu einer bes-
seren Versorgung der Pfl egebedürftigen führt, muss 
der Zusammenhang zwischen Lohnhöhe und Beschäf-
tigungsmenge berücksichtigt werden. Denn mittel- 
oder langfristig könnten aufgrund höherer Löhne auch 
im Fall der regulierten Löhne tatsächlich mehr junge 
Menschen Pfl egeberufe erlernen. Dieses höhere Ange-
bot würde im Fall freier Lohnbildung im zweiten Schritt 
zu sinkenden Reallöhnen führen. Wenn höhere Löhne 
im ersten Schritt zu einer steigenden Anzahl von Pfl e-
gekräften führen, mindert dies den Fachkräftemangel. 
Personal ist weniger knapp. Bei geringerer Knappheit 
können die Löhne im Vergleich zu anderen Berufsgrup-
pen wieder zurückfallen. Erst diese geringeren Perso-
nalkosten pro Arbeitsstunde ermöglichen wiederum 
einen höheren Personaleinsatz. Die Versorgung der 
Pfl egebedürftigen würde sich verbessern. Dies wäre 
jedoch nur bei niedrigeren Löhnen oder einer höheren 
Produktivität der Fall. Sonst nicht.

Zugleich wirken Mindestlöhne auch auf die Beschäf-
tigung höher qualifi zierter Fachkräfte. Die durch Re-
gulierungen im Niedriglohnsegment erhöhten Löhne 
reduzieren im ersten Schritt Lohnabstände zwischen 
den Qualifi kationsstufen. Dies kann besser bezahlte 
Arbeitnehmer demotivieren, weshalb im zweiten Schritt 
mittelfristig auch deren Löhne steigen (oder deren Ar-
beitsangebot sinkt). Werden in der Mindestlohngruppe 
weniger Arbeitskräfte beschäftigt, müssen außerdem 
höher Qualifi zierte Teile der zuvor von weniger Qualifi -
zierten erledigten Aufgaben übernehmen. Auch dies de-
motiviert besser ausgebildete Fachkräfte. Und es senkt 
gleichzeitig ihre eigene durchschnittliche Produktivität. 
Beide Entwicklungen erhöhen nicht die Versorgungssi-
cherheit für die Pfl egebedürftigen (Gregory & Zierahn, 
2022; Caires, 2025).

Insgesamt zeigt sich, dass kurzfristige Kosten- und 
Belastungseff ekte nicht automatisch durch positive 
Strukturwirkungen kompensiert werden. Ohne fl an-
kierende Maßnahmen besteht die Gefahr, dass höhere 
Löhne zwar schnell zu höheren Pfl egekosten führen, 
dabei jedoch nicht tatsächlich helfen, die strukturellen 
Engpässe zu überwinden. Eine politisch motivierte Kon-
zentration auf die Lohnregulierung greift daher zu kurz, 
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wenn die unterschiedlichen Zeithorizonte nicht explizit 
berücksichtigt werden.

Ordnungspolitische Handlungsempfehlungen

Die vorliegende Analyse verdeutlicht, dass die staatliche 
Lohnregulierung in der Pfl ege zwar Lohnsteigerungen in 
den unteren Entgeltgruppen bewirkt, dabei aber zugleich 
mit erheblichen Zielkonfl ikten behaftet ist. Aus normati-
ver Sicht erscheint diese Intervention nur eingeschränkt 
gerechtfertigt: Die Pfl egemindestlöhne liegen bereits sig-
nifi kant über dem allgemeinen Mindestlohn, während die 
Kostensteigerungen in der Pfl ege enorm sind und eine 
nachhaltige Verbesserung der Versorgungssicherheit für 
Pfl egebedürftige durch die Lohnregulierung kaum erwar-
tet werden kann.

Kurzfristig führen die gesetzlichen Lohnuntergrenzen 
zu einer Kostensteigerung, die Investitionen hemmt, die 
Arbeitsverdichtung fördert und die Eigenanteile der Pfl e-
gebedürftigen massiv belastet, obwohl auch Bundeszu-
schüsse und Versicherungsbeiträge steigen. Langfristig 
bleibt fraglich, ob höhere Löhne allein die Berufsattrak-
tivität steigern können, solange strukturelle Engpässe 
in der Arbeitsorganisation und Finanzierung bestehen. 
Ohne fl ankierende Reformen drohen höhere Löhne le-
diglich die professionellen Pfl egeleistungen zu verteuern, 
ohne die Versorgungskapazitäten zu erweitern. Zusam-
menfassend lässt sich festhalten, dass die gegenwärtige 
Pfl egelohnregulierung allein kein geeignetes Instrument 
zur Sicherung guter Arbeitsbedingungen in der Pfl ege 
und zur verbesserten Versorgung von Pfl egebedürf-
tigen darstellt. Von der gegenwärtigen Ausgestaltung 
profi tieren weder Pfl egebedürftige noch Beitragszahler 
oder Investoren. Selbst der langfristige Nutzen für die 
Beschäftigten in der Pfl ege bleibt angesichts steigender 
Belastungen und ausbleibender Beschäftigungseff ekte 
zweifelhaft.

Aus ordnungspolitischer Sicht ist daher eine Neuausrich-
tung geboten. Statt auf administrativen Lohnfestsetzun-
gen sollte der Fokus auf Instrumenten liegen, die direkt 
an den Ursachen der Versorgungskrise ansetzen: Der 
Ausbau von Ausbildungskapazitäten, die Beschleunigung 
der Anerkennung ausländischer Abschlüsse sowie eine 
gezielte Erwerbsmigration könnten das Arbeitsangebot 
im Pfl egesektor erhöhen. Durch Entbürokratisierung, Di-
gitalisierung und eine klare Aufgabenabgrenzung kön-
nen Fachkräfte zugleich von administrativen Tätigkeiten 
entlastet werden. Solche Produktivitätsgewinne eröff nen 
eventuell Spielräume für Lohnsteigerungen, ohne die 
Kosten pro Pfl egeleistung im gleichen Maße zu erhöhen.
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Abstract: Despite enormous increases in contribution rates and subsidies from federal funds, the personal contributions that people in 
need of care have to pay have exploded since the introduction of social care insurance in 1995. However, politicians are shying away from 
major reforms. The federal-state working group has presented a smorgasbord of ideas that provide useful impetus. However, one signifi -
cant cost factor has been largely ignored so far: the industry-specifi c minimum wages for care workers have been diffi  cult to justify since 
the introduction of the general minimum wage, if not before. At the same time, the associated costs indirectly increase the workload of 
nursing staff . This not only makes caring for those in need of care more expensive, but also potentially worsens the quality of care.
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Die Zeit für Reformen ist jetzt! Potenziale im 
Pfl egeheimmarkt und nachhaltige Finanzierung
Die soziale Pfl egeversicherung steht angesichts der demografi schen Alterung vor 
wachsenden fi nanziellen und strukturellen Herausforderungen. Steigende Beitragssätze, 
zunehmende Eigenanteile und ein künftig stark wachsender Bedarf an Pfl egeleistungen 
werfen die Frage auf, wie eine nachhaltige Finanzierung und ausreichende Versorgung in der 
Langzeitpfl ege sichergestellt werden können. Dieser Beitrag untersucht Reformansätze für 
eine beitragssatzstabile Finanzierung mit einem Einstieg in eine teilweise Kapitaldeckung 
sowie einer stärkeren Fokussierung der Leistungen auf existenzielle Pfl egerisiken. Zudem 
wird analysiert, wie mehr Wettbewerb, geringere Regulierung, größere Investitionsanreize für 
privates Kapital sowie produktivitätssteigernde Maßnahmen im stationären Pfl egesektor zur 
Ausweitung des Angebots und zur Dämpfung der Kosten beitragen können.
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Die Langzeitpfl ege in Deutschland steht vor vielen Her-
ausforderungen, wobei die folgenden drei zu den größten 
gehören. Insbesondere durch die Leistungsausweitungen 
der vergangenen Jahre ist der Beitragssatz zur Sozialen 
Pfl egeversicherung (SPV) stark angestiegen (Herausfor-
derung 1). Projektionen verschiedener Forscher:innen 
sehen einen ungebremsten Anstieg in den nächsten 
Jahrzehnten voraus, teilweise bis über 7 % im Jahr 2050, 
wenn es nicht zu umfassenden Strukturreformen kommt 
(z. B. Heger et al., 2023; IGES Institut, 2024; Breyer, 2025). 
Spätestens ab 2040, wenn die geburtenstarken Jahrgän-
ge in das Hochaltrigenalter eintreten, wird die demogra-
fi sche Belastung für die Langzeitpfl ege voll wirksam. Mit 
dem Erreichen des 80. Lebensjahres dieser Kohorten ist 
ein deutlicher Anstieg der Pfl egeprävalenz zu erwarten.

Trotz steigender SPV-Beiträge steigen auch die Eigenan-
teile, die Pfl egebedürftige zu zahlen haben, insbesonde-
re für Leistungen im Pfl egeheim (Herausforderung 2). Ein 
wachsender Anteil der Heimbewohner ist auf Sozialhilfe 
(„Hilfe zur Pfl ege“) angewiesen, um diese Kosten tragen 
zu können.

Beide Herausforderungen sind zunehmend in der öf-
fentlichen Wahrnehmung angekommen. Derzeit vergeht 

keine Woche ohne einen Beitrag in einer überregionalen 
Zeitung mit einem Titel wie „Bei der Pfl egeversicherung 
brennt die Hütte“ (Spiegel Online, 2026). Dagegen wird 
Herausforderung 3, die Rückkopplungswirkungen auf die 
beiden anderen hat, seltener diskutiert: der zusätzliche 
Bedarf an Plätzen für ambulante und stationäre Pfl ege, 
der sich durch die Bevölkerungsalterung ergibt und der 
benötigt wird, um die zukünftig steigende Nachfrage nach 
Pfl egeleistungen überhaupt zu bedienen.

Die genannten Probleme sind der aktuellen und auch den 
vorherigen Bundesregierungen bekannt. Die „Bund-Län-
der-AG Zukunftspakt Pfl ege“ wurde eingesetzt, um Re-
formvorschläge zur Sicherung einer nachhaltigen Finan-
zierung sowie zur Sicherstellung der Versorgung zu erar-
beiten. Jüngst hat sie ihre Ergebnisse vorgelegt (Bund-
Länder-AG, 2025). Während einige der dort gemachten 
Vorschläge zu begrüßen sind, greifen insbesondere die 
Vorschläge zur nachhaltigen Finanzierung zu kurz. Im 
Gegenteil, andiskutierte Maßnahmen wie der „Sockel-
Spitze-Tausch“ oder die automatische Dynamisierung 
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von Pfl egeleistungen sind zwar aus der Perspektive der 
Leistungsempfänger:innen wünschenswert, würden je-
doch die Ausgaben (und somit die Beitragssätze) weiter 
ungebremst steigen lassen. Es bleibt unklar, wie einige 
der Vorschläge der AG zu einer „nachhaltigen Finanzie-
rung“ beitragen sollen.

Mit diesem Beitrag plädieren wir dafür, das oft genannte 
Ziel der nachhaltigen Aufstellung der SPV endlich ernst-
haft anzugehen. Zur Bewältigung von Herausforderung 1 
sollte dies bedeuten, den Beitragssatz zur SPV ab sofort 
und für die Zukunft auf maximal 3,6 % (bzw. 4,2 % für Kin-
derlose) zu fi xieren. Gleichzeitig sollte ab sofort ein ernst 
gemeinter Teilumstieg in eine Kapitaldeckung beginnen. 
Dieser sollte zudem aus den aktuellen Beiträgen zur SPV 
fi nanziert werden und nicht z. B. durch Steuergelder. Dies 
wird folgerichtig nur durch ein Zurückfahren früherer Leis-
tungsausweitungen möglich.

Wir empfehlen zur Adressierung von Herausforderung 2 
(wachsender Eigenanteil, vor allem im stationären Sektor) 
und Herausforderung 3 (wachsender Bedarf an Pfl ege-
leistungen), das Potenzial marktwirtschaftlicher Elemente 
und privaten Kapitals zu nutzen, um zusätzlichen Bedarf 
überhaupt decken zu können ohne die Kosten weiter ex-
plodieren zu lassen. Hierzu sollte es attraktiver gemacht 
werden, private Investitionen im Pfl egeheimmarkt zu ge-
nerieren und mehr Wettbewerb ermöglicht werden.

Die zentrale Botschaft dieses Beitrags lautet: Die Debatte 
darf sich nicht allein darauf konzentrieren, wodurch zu-
sätzliche Mittel für die SPV mobilisiert werden können. 
Die Belastung der Beitragszahlenden – insbesondere der 
jüngeren Generation – ist bereits hoch. Vielmehr muss 
es auch darum gehen, wie mit innovativen Ansätzen die 
Kosten gesenkt und gleichzeitig ein wachsender Bedarf 
gedeckt werden können.

Beitragssatzstabilität und Kapitaldeckung

Der Blick in die Vergangenheit zeigt, dass ein umlagefi -
nanziertes System ohne eine harte Budgetrestriktion da-
zu neigt, Leistungsansprüche schrittweise auszuweiten, 
während die Finanzierungslast über steigende Beiträge 
oder Steuerzuschüsse verteilt wird. Das ist nur verständ-
lich, insbesondere im Bereich der Langzeitpfl ege mit ih-
ren vielen großen Belastungen für Gepfl egte und deren 
gesamtes Umfeld, sowohl gesundheitlich als auch fi nan-
ziell. Spätestens die aktuelle Wirtschaftslage gebietet es 
aber, die Lohnnebenkosten sowie die Steuerlast nicht 
weiter steigen zu lassen.

Wir schlagen daher vor, den SPV-Beitragssatz auf dem 
aktuellen Wert für die Zukunft zu fi xieren. Die demografi e-

bedingte Zunahme der Leistungsempfänger:innen in der 
Zukunft wird dann dazu führen, dass die SPV-Leistungen 
je Leistungsempfänger:in immer geringer ausfallen. Brey-
er (2025) schlägt daher vor, Mittel in substanzieller Höhe 
einem „Pfl egevorsorgefonds 2“ zuzuführen. In diesem 
Fonds mit klar defi nierten Eigentumsrechten spart jede 
Geburtskohorte Mittel für sich selbst an, die später bei 
Pfl egebedürftigkeit abgerufen werden können und die die 
sinkenden Leistungen der umlagefi nanzierten SPV aus-
gleichen. Eher beispielhaft und ohne sich auf die konkrete 
Höhe festzulegen, rechnet Breyer (2025) die Wirkungen 
dieses Fonds durch, wenn er mit Mitteln in Höhe von mo-
natlich 0,5 Beitragssatzpunkten gespeist wird.

Wenn man diese Zahl ernst nimmt und künftig 0,5 Bei-
tragssatzpunkte in einen solchen Fonds fl ießen sollen und 
zugleich die für den bestehenden Pfl egevorsorgefonds 
ab 2028 wieder vorgesehenen 0,1 Punkte integriert wer-
den, entsteht ein zusätzlicher Kapitalbedarf in Höhe von 
0,4 Prozentpunkten. Das entspricht ca. 7 Mrd. € jährlich.

Diese Mittel sollten nicht zusätzlich zu bisherigen erho-
ben werden. Würde man den Beitragssatz erhöhen oder 
Steuermittel verwenden, um dieses Kapital aufzubau-
en, während das Umlagesystem unverändert fortgeführt 
wird, entstünde eine ausschließliche Belastung der jün-
geren Generation. Diese zahlt aber bereits für die Leis-
tungsausweitungen der vergangenen Jahre. Wir schlagen 
daher vor, die Leistungsausweitungen vergangener Jahre 
teilweise zurückzunehmen, um mit diesen eingesparten 
Mitteln die SPV wirklich nachhaltig aufzustellen.

Ein vergleichsweise bürokratiearmes Instrument hier-
für könnte die Einführung einer Karenzzeit bei erstma-
liger Einstufung in einen Pfl egegrad sein. Es könnten 
überschlagsmäßig die benötigten 7 Mrd. € eingespart 
werden, wenn bei erstmaliger Einstufung in einen Pfl e-
gegrad fi nanzielle Leistungen in Pfl egegrad 1 bis 3 erst 
nach zwölf Monaten gewährt würden. Personen, die di-
rekt in Pfl egegrad 4 oder 5 eingestuft werden, müssten 
sich mit einer dreimonatigen Karenzzeit auf fi nanzielle 
Leistungen gedulden. Diese Änderung wäre konsistent 
zu einer gezielten Rückbesinnung auf die Kernlogik der 
Pfl egeversicherung: Die SPV sollte ihre begrenzen Mittel 
wieder stärker auf die Absicherung großer Pfl egerisiken 
konzentrieren. Kurzfristige oder leichtere Pfl egeepisoden 
sollten nicht im gleichen Umfang fi nanziert werden wie 
schwerere Fälle. Gerade in den niedrigeren Pfl egestufen 
fanden aber die jüngsten Leistungsausweitungen statt. 
Aus ökonomischer Sicht wäre ein Karenzjahr zielgenauer 
als etwa die ebenfalls in der Öff entlichkeit diskutierte Ab-
schaff ung von Pfl egegrad 1, da es keine systematischen 
Anreize zur Höherstufung in andere Pfl egegrade setzt. 
Dennoch ist zu betonen, dass dies nur einer von vielen 
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möglichen Vorschlägen ist, um Leistungsausweitungen 
zurückzufahren.

Es bedarf keiner großen prophetischen Fähigkeiten, um 
zu erkennen, dass solche Maßnahmen außerordentlich 
unpopulär wären und die politischen Entscheidungsträ-
ger mit erheblichem Widerstand konfrontiert wären. Un-
klar ist aber auch, wie lange die Beiträge zur Sozialver-
sicherung noch angehoben werden können, ohne starke 
Reaktionen der Arbeitnehmer:innen zu provozieren – ob 
an der Wahlurne oder beim Arbeitsangebot. Zudem sollte 
beachtet werden, dass Leistungseinsparungen in Höhe 
von 7 Mrd. € lediglich bedeuten würden, dass die SPV so 
viel wie etwa im Jahr 2023 ausgibt, also nur jüngste starke 
Anstiege eingedämmt würden.

Maßnahmen im stationären Pfl egesektor: Weniger 

Regulierung, mehr Wettbewerb, mehr Produktivität

Auch mit Hinzunahme von Elementen der Kapitaldeckung 
wird die langfristige Stabilisierung von Eigenanteilen ohne 
zielgerichtete Maßnahmen im ausgabenstärksten Bereich, 
dem stationären Pfl egesektor, vermutlich nicht gelingen. 
Alleine wegen des Personalmangels dürften insbesonde-
re die Kosten für Pfl egefachkräfte auch in Zukunft weiter 
steigen. Damit steigen die Kosten für professionelle Pfl ege 
und, bei fi xierten Beitragssätzen, auch der Eigenanteil.

Unabhängig davon kommt der Bedarf an einem größeren 
Angebot von Pfl egeleistungen hinzu. Nach Projektionen 
des RWI Pfl egeheim Rating Reports 2024 (Heger et al., 
2023) dürfte die Zahl der vollstationär versorgten Pfl ege-
bedürftigen von derzeit rund 800.000 deutlich ansteigen. 
Je nach Szenario ergibt sich daraus bis 2040 ein zusätz-
licher Bedarf von 114.000 bis 373.000 stationären Pfl e-
geplätzen. Die dafür erforderlichen Neu- und Reinvesti-
tionen werden auf insgesamt 82 bis 125 Mrd. € geschätzt. 
Gleichzeitig steigt der Personalbedarf deutlich: Bis 2040 
werden in der vollstationären und ambulanten Pfl ege zu-
sätzlich 141.000 bis 331.000 Vollkräfte benötigt, darun-
ter bis zu 206.000 Pfl egefachkräfte (Heger et al., 2023). 
Gründe dafür sind nicht nur die demografi sche Alterung, 
sondern auch die Zunahme an Ein-Personen-Haushalten 
und höhere Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen, die die 
Verfügbarkeit von informeller Pfl ege verringern.

Die Bund-Länder-AG diskutiert auch den Umgang mit 
möglichen Versorgungslücken und schlägt vor, dass 
„Pfl egekassen und Kommunen (mehr) Möglichkeiten er-
öff net werden, selbst Träger von Pfl egeeinrichtungen zu 
sein, z. B. soweit in einer Region eine Unterversorgung mit 
entsprechenden Angeboten festgestellt wurde und keine 
freigemeinnützigen oder gewerblichen Träger ein Angebot 
zur Verfügung stellen (Eigeneinrichtungen der Pfl egekas-

sen oder Kommunen).“ (Bund-Länder-AG, 2025, S. 20). 
Das ist zu begrüßen, allerdings gäbe es durchaus noch 
andere Möglichkeiten, zusätzliches Angebot zu schaff en 
und gleichzeitig möglicherweise die Kosten – und damit 
die Eigenanteile – zu senken: ein attraktiveres Umfeld zu 
schaff en, um privates Kapital im Pfl egesektor anzuzie-
hen. Hierzu ist es allerdings essenziell, mehr Freiheiten 
für Innovationen zu schaff en und übermäßige Regulierung 
abzubauen, denn privates Kapital kann nur dann fl ießen, 
wenn es sich für den Kapitalgeber auch lohnen kann.

Die gegenwärtige Steuerungslogik in der Pfl ege ist stark 
inputorientiert: Der Gesetzgeber reguliert Personalquo-
ten, Raumgrößen, Dokumentationspfl ichten, Bauvorga-
ben und Preisverhandlungen, mitunter im Detail. Dadurch 
ergibt sich ein stark regulierter Markt mit ungenutztem 
Potenzial an Innovationsfähigkeit und entsprechend stei-
genden Preisen. Bezugnehmend auf den RWI Pfl egeheim 
Rating Report 2024 (Heger et al., 2023) nennen wir im Fol-
genden einige Punkte, die dem entgegenwirken sollen.

Investitionshemmnisse abbauen und Innovationen 

zulassen

Der benötigte Ausbau der stationären Kapazitäten erfor-
dert in den kommenden Jahren Milliardeninvestitionen. 
Seit längerem ziehen sich die Bundesländer zunehmend 
aus der Investitionskostenfi nanzierung zurück. Die Inves-
titionskosten werden daher auf die Bewohner umgelegt 
– ein wichtiger zusätzlicher Grund für sehr hohe Eigen-
anteile. Privates Kapital könnte diese Lücke zumindest 
teilweise schließen. Doch gerade hier wirkt die Regulie-
rungsdichte investitionshemmend. Komplexe Geneh-
migungsverfahren, langwierige Abstimmungsprozesse, 
detaillierte bauliche Vorgaben – etwa starre Ein-Bett-
Zimmer-Quoten –, kleinteilige Struktur- und Personalmix-
vorgaben sowie eine enge Preisregulierung erhöhen die 
Planungsunsicherheit und senken die Attraktivität. Inves-
toren müssen darauf entweder mit höheren Preisforde-
rungen oder mit Zurückhaltung reagieren.

Je stärker der Gesetzgeber betriebliche Details vor-
gibt, desto weniger Raum bleibt für unterschiedliche 
Geschäftsmodelle und Kostenstrukturen. Das ist gut 
gemeint, verteuert jedoch den Bau und Betrieb von Ein-
richtungen. Darunter leidet auch die Angebotsvielfalt und 
damit auch die Möglichkeit, Versicherten mehr Auswahl 
zu bieten: höhere Standards für höhere Eigenanteile und 
einfachere für geringere Eigenanteile. Daher sollte gelten: 
weniger detaillierte Strukturvorgaben, mehr Ergebnis-
orientierung. Die Gewährleistung von Qualitätsstandards 
bleibt essenziell, aber Qualität sollte an messbaren Out-
comes festgemacht werden – nicht primär an Quadrat-
meterzahlen oder Zimmerkonfi gurationen. Wo Sicher-



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
169

Zeitgespräch

heits- und Würdeaspekte gewahrt sind, sollte es Wahl-
freiheit geben, etwa zwischen Ein- und Zweibettzimmern 
oder unterschiedlichen Komfortniveaus. Praxisbeispiele 
einiger Anbieter zeigen zudem, dass auch durch innovati-
ve hybride Versorgungsformen zwischen ambulanter und 
stationärer Pfl ege spürbare Reduktionen der Pfl egekos-
ten möglich sein könnten.

Digitalisierung und technische Assistenzsysteme bieten 
ebenfalls erhebliche Effi  zienzpotenziale. Insbesondere im 
Bereich der Robotik werden derzeit enorme Fortschritte 
gemacht mit dem Potenzial, schon in mittlerer Zukunft 
Personalkosten deutlich reduzieren zu können. Doch 
auch hier wirken Datenschutz- und Dokumentationsre-
geln oft bremsend. Hier würde ein Bewusstsein helfen, 
dass privates Innovationspotenzial stärker zu Entfaltung 
gebracht werden sollte, statt lediglich auf kommunale Be-
treiber zu setzen.

Wettbewerb braucht echte Preissignale

Der stationäre Pfl egemarkt ist zu Recht kein klassischer 
Wettbewerbsmarkt. Preise werden verhandelt, Leistun-
gen sind stark standardisiert. Etwas weniger Standardi-
sierung könnte aber guttun. Hierzu ist wichtig, dass Qua-
litätsindikatoren Diff erenzierungswirkung entfalten kön-
nen. Die bis 2019 veröff entlichten Pfl egenoten mit nahezu 
fl ächendeckenden Bewertungen im „Einser-Bereich“ 
boten keine Orientierung. Schmitz und Stroka-Wetsch 
(2020) zeigen, dass die Noten keine Rolle für die Wahl 
eines Pfl egeheims gespielt haben. Die Noten sind zwar 
abgeschaff t, aber es bleiben Pfl egetransparenzberichte, 
die für Laien zu kompliziert sind, um echte Qualitätsunter-
schiede herauszulesen.

Eine stärkere Wettbewerbsorientierung mit Potenzial zu 
einer Kostenersparnis bei hoher Qualität setzt voraus:

• transparente, diff erenzierende Qualitätsindikatoren,
• vollständige Preistransparenz inklusive Zusatzleistungen,
• größere Vertragsfreiheit zwischen Trägern und Kosten-

trägern.

Vorschläge wie ein pauschaler „Sockel-Spitze-Tausch“ mit 
fi xierten Eigenanteilen (z. B. auf 1.200 € pro Monat) laufen 
dieser Logik entgegen. Werden Eigenanteile politisch ge-
deckelt, verlieren Pfl egebedürftige den Anreiz, bei gleicher 
Qualität preisgünstigere Einrichtungen zu wählen. Gleich-
zeitig sinkt der Druck auf Anbieter, effi  zient zu wirtschaf-
ten. Das Ergebnis wären steigende Gesamtkosten, die in 
diesem Modell dann wieder über Beiträge oder Steuern 
fi nanziert werden müssten. Wettbewerb als Instrument zur 
Kostendämpfung und Qualitätssteigerung könnte diese 
Funktion auch in der Langzeitpfl ege besser erfüllen.

Produktivität statt Personalexpansion

Der Fachkräftemangel ist bereits heute evident und wird 
in der Langzeitpfl ege durch Abwanderungen in die Kran-
kenhäuser nochmals verschärft. Eine Strategie, die pri-
mär auf zusätzliche Stellen setzt, wird an Grenzen stoßen 
– und bei Knappheit zu weiter steigenden Löhnen und 
damit Heimkosten führen. Zwar ist es ökonomisch wün-
schenswert, den Fachkräftemangel durch Anwerbung 
ausländischer Fachkräfte im großen Stil zu adressieren. 
Allerdings scheint dies politisch derzeit schlicht unre-
alistisch zu sein. Der Hebel liegt daher in der Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität. Derzeit bindet ein erheblicher 
Dokumentations- und Prüfaufwand qualifi zierte Pfl ege-
kräfte. Mehrfachprüfungen, parallele Berichtssysteme 
und formalisierte Nachweispfl ichten führen dazu, dass 
Fachkräfte zu viel Zeit am Schreibtisch statt mit den 
Heimbewohner:innen verbringen.

Ein Reformbedarf besteht insbesondere bei:

• Reduktion redundanter Dokumentationspfl ichten,
• Harmonisierung von Prüf- und Kontrollsystemen,
• konsequenter Digitalisierung von Dokumentation und 

Kommunikation,
• fl exiblerer Aufgabenverteilung zwischen Fach- und As-

sistenzpersonal.

Nicht jede Tätigkeit erfordert eine dreijährige Fachausbil-
dung. Eine stärkere Nutzung qualifi zierter Assistenzkräfte 
und klar defi nierte Delegationsmöglichkeiten könnten die 
Netto-Pfl egezeit pro Fachkraft erhöhen, ohne die Versor-
gungsqualität zu mindern.

Fazit: Substanzielle Reformen jetzt angehen

Die demografi sche Entwicklung ist seit Jahrzehnten ab-
sehbar. Dennoch ist der Pfl egesektor bislang vor allem 
durch Leistungsausweitungen und zusätzliche Finanz-
mittel stabilisiert worden. Der Preis dafür sind steigen-
de Ausgaben und steigende Beitragssätze bei trotzdem 
steigenden Eigenanteilen. Ohne Kurswechsel droht eine 
Beitragsspirale, die insbesondere jüngere Generationen 
belastet und trotzdem immer mehr Pfl egebedürftige in 
die Sozialhilfe drängt.

Nachhaltigkeit in der Pfl egepolitik erfordert zielgerichte-
te Maßnahmen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite. 
Eine besondere Rolle spielt dabei der stationäre Pfl ege-
sektor. Ein allzu stark regulierter Markt mit begrenzter In-
vestitions- und Innovationsfreiheit wird auf Dauer Poten-
ziale zu Kosteneffi  zienz liegen lassen. Die zentrale politi-
sche Aufgabe besteht darin, Finanzstabilität, bezahlbare 
Eigenanteile und Versorgungsqualität gleichzeitig zu si-
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chern. Das gelingt nur, wenn Angebotsausweitung, Pro-
duktivität und Wettbewerb gestärkt werden, bevor die 
demografi sche Welle ab 2040 voll durchschlägt.

Unsere vier Kernbotschaften lauten:

1. Der SPV-Beitragssatz sollte ab sofort für die Zukunft 
fi xiert werden und gleichzeitig ein substanzieller Ein-
stieg in die teilweise Kapitaldeckung gestartet werden.

2. Die SPV sollte sich wieder stärker auf existenzielle, 
langfristige Pfl egerisiken konzentrieren.

3. Investitionshemmnisse im stationären Sektor sollten 
reduziert werden: mehr Vertragsfreiheit und Ergebnis-
orientierung statt Detailsteuerung.

4. Wettbewerb und Transparenz sind zentrale Instrumen-
te zur Dämpfung von Kosten und zur Sicherung von 
Qualität.

Die Zeit für Reformen ist jetzt – solange noch Gestal-
tungsspielräume bestehen, bevor im Jahr 2040 die Welle 
an Pfl egebedürftigen noch deutlich größer ist.
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Steigende Eigenanteile in der Pfl ege: Warum 
Leistungsdynamisierung nicht ausreicht
Die soziale Pfl egeversicherung steht vor erheblichen fi nanziellen Herausforderungen: Ihre 
Ausgaben steigen schneller als die Einnahmen, während zugleich die Eigenanteile der 
Pfl egebedürftigen in der stationären Pfl ege kontinuierlich zunehmen. Damit gerät ein zentrales 
Ziel ihrer Einführung – die Vermeidung pfl egebedingter Sozialhilfeabhängigkeit – zunehmend 
unter Druck. Der Beitrag analysiert die Ursachen dieser Entwicklung und zeigt anhand von 
Modellrechnungen die voraussichtliche weitere Dynamik der Eigenanteile. Anschließend 
werden zentrale Reformoptionen diskutiert und im Hinblick auf ihre Eignung bewertet, die 
fi nanzielle Belastung der Pfl egebedürftigen wirksam zu begrenzen.
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Die Pfl egeversicherung hat ein doppeltes Finanzierungs-
problem: Erstens steigen ihre Ausgaben schneller als ihre 
Einnahmen, was in den letzten zehn Jahren nur durch in 
immer kürzeren Abständen erfolgende Beitragssatzstei-
gerungen aufgefangen werden konnte. Insgesamt ist der 
allgemeine Beitragssatz dabei von 1,95 Beitragssatzpunk-
ten im Jahr 2012 auf 3,6 Beitragssatzpunkte im Jahr 2025 
gestiegen. Schon 2025 sind die Einnahmen aber wieder 
hinter den Ausgaben zurückgeblieben und für 2026 droht 
ein noch größeres Defi zit. Ohne entsprechende Reform-
maßnahmen sind daher weitere Beitragssatzsteigerungen 
notwendig, die jedoch vermieden werden sollen, um den 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag zu stabilisieren. Zwei-
tens ist der reale Wert der Versicherungsleistungen für 
ambulante Pfl ege durch unzureichende Leistungsdynami-
sierung kontinuierlich gesunken und sind die Eigenanteile, 
die von den Pfl egebedürftigen in der stationären Pfl ege 
aufgebracht werden müssen, kontinuierlich gestiegen. Um 
die Problematik dieser letztgenannten Entwicklung zu er-
kennen, lohnt es sich, einen Blick auf die Anfänge der Pfl e-
geversicherung zu werfen.

Verhinderung pfl egebedingter Verarmung als 

Hauptgrund für Einführung der Pfl egeversicherung

Bereits das Gutachten des Kuratoriums Deutsche Alters-
hilfe aus dem Jahr 1974, das als Ausgangspunkt für die 
Debatte angesehen werden kann, welche schließlich zur 
Einführung der Pfl egeversicherung geführt hat, kritisierte, 
dass zwar die Kosten der gesundheitlichen Versorgung 

in einer Sozialversicherung umfangreich abgedeckt sei-
en, die Kosten der Pfl egebedürftigkeit, die eine Folge von 
Krankheit und Behinderung sein kann, hingegen nicht, so-
dass Verarmung drohe, wenn ein Heimaufenthalt notwen-
dig wird. Die Verhinderung der ansonsten drohenden „pfl e-
gebedingten Sozialhilfeabhängigkeit“ bei stationärer Pfl e-
ge war dann auch die Hauptlegitimation für die Einführung 
einer Pfl egeversicherung im Jahr 1994 (Götze & Rothgang, 
2014). Auf diese Zielsetzung wird auch im Allgemeinen Teil 
der Begründung für das Pfl ege-Versicherungsgesetz (Pfl e-
geVG) abgestellt: „Wer sein Leben lang gearbeitet und ei-
ne durchschnittliche Rente erworben hat, soll wegen der 
Kosten der Pfl egebedürftigkeit nicht zum Sozialamt gehen 
müssen“ (Pfl egeVG-E, S. 2). Diese Forderung greift das 
Wesen des „konservativen Sozialstaats“ deutscher Prä-
gung auf, der auf Lebensstandardsicherung abstellt: Die 
soziale Stellung, die sich Personen durch Fleiß und Enga-
gement erarbeiten, soll durch den Sozialstaat gegen die 
Wechselfälle des Lebens gesichert werden. Damit werden 
Bildungs- und Arbeitsanreize gesetzt, da das erworbene 
Humankapital sozialstaatlich geschützt wird.

Um Lebensstandardsicherung auch bei der Notwendigkeit 
von Heimpfl ege zu gewährleisten, wurde das Heimentgelt 
in drei Teile aufgeteilt. Die Bundesländer sollen die Inves-
titionskosten tragen (§ 9 SGB XI), die Heimbewohnenden 
die Kosten für Unterkunft und Verpfl egung. Die pfl egebe-
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Abbildung 1
Monatliche Eigenanteile im ersten Jahr der vollstationären Pfl ege, jeweils zum 1. Juli eines Jahres

in Preisen von 2026

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf Rothgang et al. (2026).
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dingten Kosten dagegen sollten vollständig durch die neue 
Pfl egeversicherung übernommen werden. Entsprechend 
heißt es in der Gesetzesbegründung zur Pfl egeversiche-
rung von 1997: „Die Pfl egekasse … trägt … den pfl egebe-
dingten Aufwand für die im Einzelfall erforderlichen Leis-
tungen der Grundpfl ege, der aktivierenden Pfl ege und für 
die Versorgung mit Pfl egehilfsmitteln, soweit letztere nicht 
von den Krankenkassen oder anderen Leistungsträgern 
zu tragen sind.“ (Pfl egeVG-E, S. 115). Im ersten Bericht 
der Bundesregierung wird dies noch einmal bestätigt: „Die 
Pfl egeversicherung […] soll eine Grundversorgung sicher-
stellen, die im Regelfall ausreicht, die pfl egebedingten Auf-
wendungen abzudecken“ (BMA, 1997).

Tatsächlich waren die Leistungen der Pfl egeversicherung 
bei stationärer Pfl ege zunächst ausreichend, um die pfl ege-
bedingten Kosten der Heimpfl ege vollständig zu fi nanzieren 
(Rothgang et al., 2019). Inzwischen liegen die monatlichen 
Gesamteigenanteile im ersten Jahr der Heimpfl ege1 aber 
im Bundesdurchschnitt bei 3.300 € und damit fast doppelt 
so hoch wie die Eckrente, die nach 45 Beitragsjahren mit 
jeweils durchschnittlichen Beitragszahlungen bezogen wird 
und sich derzeit auf 1.836 € beläuft. Entsprechend sind ak-
tuell nach eigenen Berechnungen mehr als 37 % der Heim-
bewohnenden auf die Sozialhilfeleistung „Hilfe zur Pfl ege“ 
(HzP) angewiesen (Rothgang et al., 2026), wobei ein Teil 

1 § 43 SGB XI gewährt nach Dauer der Pfl ege gestaff elte Zuschläge zu 
den Eigenanteilen. Da nur gut ein Drittel der Heimbewohnenden das 
erste Jahr überlebt (Rothgang et al., 2025, S. 84 für die Zugangskohor-
te 2023), wird hier auf das erste Jahr abgestellt.

derjenigen, die derzeit nicht sozialhilfeabhängig sind, dies 
im weiteren Verlauf der Pfl egebedürftigkeit jedoch noch 
werden. Allein die bundesdurchschnittlichen pfl egebeding-
ten Eigenanteile liegen aktuell im ersten Jahr bei mehr als 
1.750 €, sodass das Ziel, die Pfl egeversicherung trage die 
pfl egebedingten Kosten (s.o.), weit verfehlt wird. Ebenso ist 
jemand, der „sein Leben lang gearbeitet hat“, nicht davor 
geschützt, bei Pfl egebedürftigkeit zum Sozialhilfefall zu 
werden. Damit werden die selbstgesteckten Ziele der Pfl e-
geversicherung weit verfehlt.

Auch für die Zukunft ist von steigenden Heimentgelten aus-
zugehen. Ursächlich hierfür sind insbesondere die politisch 
gewollten und durch die Einführung der Regelungen zur 
Entlohnung nach Tarif (§ 72 Abs. 3a-e SGB XI) erreichten 
überdurchschnittlichen Gehaltssteigerungen für Pfl ege-
kräfte, von denen auch in Zukunft auszugehen ist, und die 
gleichfalls politisch initiierte Verbesserung der Personal-
ausstattung der Pfl egeheime. Beide Maßnahmen dienen 
der Steigerung der Attraktivität des Pfl egeberufs, die not-
wendig ist, um dem vorhandenen und in Zukunft noch ver-
stärkt zu erwartenden Pfl egekräftemangel entgegenzutre-
ten, führen aber zu steigenden Heimentgelten. Abbildung 1 
zeigt das Ergebnis einer entsprechenden Modellrechnung. 
Bei nominal konstanten Versicherungsleistungen wurde für 
Unterkunft und Verpfl egung sowie Investitionskosten ei-
ne Kostensteigerung in Höhe des Durchschnitts der Jahre 
seit 2017 unterstellt, und für den einrichtungseinheitlichen 
Eigenanteil (EEE) und die Ausbildungskosten (AK), die den 
pfl egebedingten Kosten abzüglich der Pfl egeversiche-
rungsleistungen entsprechen, in Anlehnung an entspre-
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chende Vorausberechnungen des WIdO (2026) ein Auf-
wuchs im Umfang von zwei Dritteln des Durchschnittswer-
tes für die Jahre 2017 bis 2025.

Wie die Abbildung 1 zeigt, steigen die Gesamteigenantei-
le bei konstanten Versicherungsleistungen bis zum Jahr 
2035 infl ationsbereinigt (in Preisen von heute) auf mehr als 
6.100  €, von denen nach Abzug der 2022 eingeführten Leis-
tungszuschläge gemäß § 43c SGB XI mehr als 5.500 € bei 
der pfl egebedürftigen Person verbleiben. Entsprechend 
steigt auch der Anteil der Empfänger von Hilfe zur Pfl ege 
bis 2035 auf mehr als 44 % (Rothgang et al., 2026). Mit die-
ser Entwicklung führt sich die Pfl egeversicherung selbst ad 
absurdum, da die Alterseinkommen dann bei der breiten 
Mehrheit nicht mehr ausreichen, um die Heimkosten zu fi -
nanzieren. Im Koalitionsvertrag hat die Bundesregierung die 
„Begrenzung der pfl egebedingten Eigenanteile“ daher aus-
drücklich als Zielsetzung formuliert (CDU, CSU & SPD, 2025, 
S. 109). Hierzu werden mehrere Möglichkeiten diskutiert.

Kapitalgedeckte Finanzierungselemente sind keine 

Lösung

Kapitalgedeckte Elemente sind dabei nicht zielführend. Oh-
ne deutliche Leistungskürzungen und damit einen Bruch 
der Leistungsversprechen, auf die sich die Mitglieder der 
Sozialversicherung glauben verlassen zu können, bringt die 
Einführung eines zusätzlichen kapitalgedeckten Elements 
immer eine Doppelbelastung mit sich: Zum einen muss die 
Finanzierung im laufenden System gesichert werden und 
zum anderen soll ein Kapitalstock aufgebaut werden. Bis 
das kapitalgedeckte System im Reifezustand ist, vergehen 
40 bis 50 Jahre. Solange kann die Doppelbelastung zwar 
unterschiedlich verteilt, aber nicht vermieden werden.

Plastisch wird dies beim Vorschlag des sogenannten Ex-
pertenrats „Pfl egefi nanzen“ (Arentz et al., 2023) für eine 
obligatorische Zusatzversicherung nur für die pfl egebe-
dingten Kosten der Heimpfl ege. Für 20-Jährige soll diese 
Zusatzversicherung für eine monatliche Prämie von 39 €  – 
bei Fortbestehen der Leistungen der sozialen Pfl egeversi-
cherung (SPV) – sicherstellen, dass nur noch 10 % des EEE 
tatsächlich von der pfl egebedürftigen Person getragen 
werden muss. Bei den 21- bis 66-Jährigen steigen die Prä-
mien bis auf 52 € und der verbleibende Eigenanteil bis auf 
44 %. Für mindestens 67-Jährige hingegen wird eine mo-
natliche Prämie von 26 € kalkuliert bei einem verbleiben-
den Eigenanteil von 60 % des EEE. Zum Vergleich belaufen 
sich die durchschnittlichen Pro-Kopf-Beiträge für die SPV 
auf 81 €.2 Darin sind aber alle Leistungen bei häuslicher, 

2 Dieser Betrag ergibt sich rechnerisch bei jährlichen Beitragseinnah-
men von 72,45 Mrd. € und einer Versichertenzahl von 74,535 Mio. für 
das Jahr 2025.

ambulanter und stationärer Pfl ege enthalten. Die Zusatz-
versicherung ist also nicht ganz billig. Gleichzeitig trägt sie 
wenig bis nichts zur Begrenzung der Eigenanteile bei. Bei 
einem durchschnittlichen Zugangsalter zur Heimpfl ege von 
82 Jahren ist davon auszugehen, dass in den nächsten 15 
Jahren fast alle neuen Heimbewohner zur letztgenannten 
Altersgruppe zählen. Für sie gewährt die private Zusatzver-
sicherung nur im ersten und zweiten Jahr eine – geringe – 
Erleichterung, weil ab dem dritten Jahr die Leistungen nach 
§ 43c SGB XI bereits eine größere Entlastung bringen und 
die Zusatzversicherung dann nichts mehr zahlt. Im ersten 
Jahr des Heimaufenthalts steigt der Gesamteigenanteil (in 
heutigen Preisen) aber trotz der Zusatzversicherung bis 
zum Jahr 2035 auf knapp 4.500 €. Die Zusatzversicherung 
trägt somit nicht zur Lösung des Problems bei.

In den im Dezember 2025 veröff entlichten Ergebnissen der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“ (2025) 
werden daher zwei „Grundmodelle“ hervorgehoben, die in 
verschiedenen Varianten zur Begrenzung der Entwicklung 
der pfl egebedingten Eigenanteile zu prüfen seien: die Leis-
tungsdynamisierung und der Sockel-Spitze-Tausch.

Leistungsdynamisierung ist nicht ausreichend

Von 1994 bis 2015 wurden die Leistungen bei vollstati-
onärer Pfl ege in den Pfl egestufen I und II gar nicht ange-
passt. Seitdem gibt es Anpassungen in unregelmäßigem 
Abstand, die sich in der Regel an der Infl ationsentwicklung 
orientieren. Nach geltender Rechtslage werden die Leis-
tungen bei vollstationärer Pfl ege zum 1. Januar 2028 in Hö-
he des kumulierten Anstiegs der Kerninfl ationsrate in den 
letzten drei Kalenderjahren angepasst (§ 30 SGB XI). Für 
den Zeitraum danach sieht diese Norm keine Regelung vor. 
Die zuvor bestehende Verpfl ichtung der Bundesregierung 
„alle drei Jahre … Notwendigkeit und Höhe einer Anpas-
sung der Leistungen der Pfl egeversicherung“ (§  30 Abs. 
1 SGB XI a.F.) zu prüfen, wurde mit dem Inkrafttreten des 
Pfl egeunterstützungs- und -entlastungsgesetzes (PUEG) 
im Jahr 2023 gestrichen. Wenn jetzt die Option einer re-
gelgebundenen Leistungsdynamisierung diskutiert wird, 
ist dies in gewisser Weise eine Rolle rückwärts. Die aktu-
ellen Äußerungen der Bundesgesundheitsministerin zie-
len lediglich auf eine „dauerhafte Dynamisierung in Höhe 
der jährlichen Infl ationsentwicklung“ (Interview in der FAZ 
vom 16. Februar 2026) ab. Eine derartige Regelung ist al-
lerdings ungeeignet, den Anstieg der Eigenanteile und des 
Anteils der HzP-Empfangenden zu verhindern. Erstens ist 
auch für die Zukunft von steigenden Reallöhnen auszuge-
hen – insbesondere in der Pfl ege. Die Kostenentwicklung 
übersteigt schon aus diesem Grund die Infl ationsrate. 
Zweitens sind die Personalobergrenzen nach § 113c SGB 
XI von vielen Einrichtungen noch nicht ausgeschöpft. Es 
ist daher auch in Zukunft von einer Personalmehrung in 
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Abbildung 2
Eigenanteile und Hilfe zur Pfl ege-Quote bei den beiden Reformoptionen Leistungsdynamisierung und Sockel-

Spitze-Tausch, jeweils zum 1. Juli eines Jahres

in Preisen von 2026

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf Rothgang et al. (2026).
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Einrichtungen auszugehen. Drittens bezieht sich die Leis-
tungsdynamisierung nur auf den Teil des Pfl egesatzes, 
der von den Pfl egesachleistungen der Pfl egeversiche-
rung fi nanziert wird. Das ist aber weniger als die Hälfte der 
pfl egebedingten Kosten. Eine jährliche Leistungsdynami-
sierung in Höhe der Infl ationsrate führt daher zwangsläu-
fi g zu einem kontinuierlichen, weiteren Kaufkraftverlust 
der Pfl egeversicherungsleistungen, zu steigenden Eigen-
anteilen und zu einem Anstieg des Anteils der Sozialhilfe-
empfänger unter den Heimbewohnenden. Für eine eigene 
Modellrechnung wurde sogar eine jährliche Leistungsdy-
namisierung im Umfang der allgemeinen Lohnentwicklung 
unterstellt (Abbildung 2). Dies würde dennoch zu einem 
Anstieg der Eigenanteile auf monatlich mehr als 5.100 € – 
in heutigen Preisen – und einem Anstieg des Anteils derer, 
die Hilfe zur Pfl ege in Einrichtungen beziehen müssen, auf 
43 % führen. Die Maßnahme ist daher grundsätzlich unge-
eignet, die angestrebten Ziele zu erfüllen.

Deckelung der Eigenanteile ist die einzige eff ektive 

Lösung – aber teuer

Anders ist das bei einem Sockel-Spitze-Tausch bzw. einer 
absoluten Deckelung der Eigenanteile. Grundidee dabei ist 
es, dass die Heimbewohnenden weiterhin für Unterkunft 
und Verpfl egung sowie den Teil der Investitionskosten, der 
nicht öff entlich gefördert wird, aufkommen müssen, ihre fi -
nanzielle Beteiligung an den pfl egebedingten Kosten aber 
absolut begrenzt ist. Auch hier sind vielfältige Varianten 
denkbar, insbesondere in Bezug auf die Höhe des Deckels. 

Der damalige CDU-Gesundheitsminister Jens Spahn hat 
im Winter 2020/2021 einen Deckel in Höhe von monatlich 
700 € vorgeschlagen. Die SPD hat im letzten Bundestags-
wahlkampf eine Begrenzung auf 1.000 € gefordert und die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat die Eff ekte von Deckeln in 
Höhe von monatlich 1.000 und 1.200 € berechnen lassen. 
Zu entscheiden wäre auch, ob die Höhe dieses Deckels mit 
der Infl ationsrate wächst oder nominal konstant bleibt und 
in welchem Umfang Besitzstandsschutz gewährt wird.

In Abbildung 2 werden die Ergebnisse der Modellrech-
nungen für einen Deckel in Höhe von 1.200 € dargestellt, 
der infl ationsindexiert ist und den Besitzstand dadurch si-
chert, dass die Leistungen der Pfl egeversicherung mit der 
derzeitigen Regelung nach § 43c SGB XI verglichen wer-
den und dann jeweils die für die pfl egebedürftige Person 
günstigere Variante zum Einsatz kommt. Eine solch groß-
zügige Besitzstandssicherung ist aus rechtlicher Sicht 
allerdings allenfalls für diejenigen, die bereits Leistungen 
empfangen, notwendig. Wie Abbildung 2 zeigt, führt die 
hier für 2027 angesetzte Umsetzung einer solchen Maß-
nahme zunächst zu einer Reduktion der Eigenanteile und 
der HzP-Quote. Entscheidend ist aber, dass der Anteil 
derjenigen, die Hilfe zur Pfl ege benötigen, nachhaltig be-
grenzt ist, und die pfl egebedingten Eigenanteile infl ati-
onsbereinigt eingefroren werden. Der in der Abbildung 
dennoch zu beobachtende leichte Anstieg der Gesamtei-
genanteile ist auf höhere Kosten für Unterkunft und Ver-
pfl egung sowie Investitionskosten zurückzuführen. Die 
Deckelung ist daher – anders als die Leistungsdynamisie-
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rung – dazu geeignet, die angestrebten Ziele zu erreichen. 
Dies gilt im Übrigen für alle untersuchten Varianten, also 
auch ohne Besitzstandsschutz und natürlich auch, wenn 
auf eine Infl ationsindexierung verzichtet wird oder ein 
niedrigerer Betrag für den Deckel angesetzt wird.

Deckelung muss mit Refi nanzierungselementen 

fl ankiert werden

Allerdings führt eine Deckelung zu deutlichen Mehrausga-
ben der sozialen Pfl egeversicherung im Vergleich zum Dy-
namisierungsszenario, die sich gemäß der Modellrechnung 
für 2030 auf 4 Mrd. € und für 2035 auf knapp 9 Mrd. € be-
laufen (Rothgang et al., 2026). Soll dies ohne Beitragssatz-
erhöhung fi nanziert werden, muss die Deckelung mit Re-
fi nanzierungselementen fl ankiert werden. Hierzu zählt die 
Steuerfi nanzierung von gesamtstaatlichen Aufgaben, die 
bislang ordnungspolitisch fehlerhaft über Beitragsmittel fi -
nanziert werden, unter anderem in der Pandemie getätigte 
Ausgaben, Ausbildungskosten, die per Umlage an Pfl ege-
bedürftige weitergegeben werden, oder Rentenversiche-
rungsbeiträge für pfl egende Angehörige. Sinnvoll und not-
wendig ist auch ein Finanzausgleich mit der privaten Pfl e-
gepfl ichtversicherung. Wie das Bundesverfassungsgericht 
in einem Urteil aus dem Jahr 2001 ausgeführt hat, durfte 
der Gesetzgeber die „Pfl egevolksversicherung“ zwar in 
zwei Zweigen, der sozialen Pfl egeversicherung und der 
privaten Pfl egepfl ichtversicherung, einführen – allerdings 
nur unter der Maßgabe einer „ausgeglichenen Lastenver-
teilung“ (BVerfG, 2001). Nun weist die private Pfl egeversi-
cherung eine günstigere Alters- und Geschlechtsstruktur 
sowie niedrigere alters- und geschlechtsspezifi sche Pfl e-
geprävalenzen auf. Dies führt dazu, dass die Ausgaben für 
einen Sozialversicherten – bei gleichem Leistungsrecht 
und gleichen Begutachtungskriterien – knapp doppelt so 
hoch sind wie die für einen Privatversicherten, selbst wenn 
für diesen die Beihilfeleistungen bereits berücksichtigt 
sind. Zudem weisen die Privatversicherten im Durchschnitt 
ein fast doppelt so hohes Einkommen auf wie die Sozial-
versicherten (Rothgang & Domhoff , 2025, S. 20). Das soge-
nannte „duale System“ der Sozial- und Privatversicherung, 
das es in gleicher Weise nirgendwo in den OECD-Ländern 
gibt, führt daher zu einer eklatanten Ungleichbehandlung, 

bei der die „guten Risiken“ und die „schlechten Risiken“ 
in zwei verschiedenen Systemen versichert sind, die nur 
in sich selbst, aber nicht zwischen einander solidarisch 
sind. Diesen Geburtsfehler der Pfl egeversicherung auszu-
merzen, ist nicht nur unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten 
sinnvoll, sondern ist auch fi nanziell für die Sozialversiche-
rung ergiebig. Schließlich würde eine Anhebung der Bei-
tragsbemessungsgrenze und eine Verbeitragung anderer 
Einkunftsarten die Beitragsbemessungsgrundlage erwei-
tern und so Zusatzeinnahmen generieren, ohne dass der 
Beitragssatz erhöht werden muss.
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Abstract: Social long-term care insurance (LTC) has a twofold fi nancing problem: a rising contribution rate and rising co-payments. 
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• eine zunehmende Anzahl von Steuern, Abgaben und 
Umlagen, die vom Staat beschlossen wurden.

Auf diese drei Bestandteile des Strompreises wird noch 
Mehrwertsteuer erhoben.

Abbildung 2 zeigt, dass zwischen 2000 und 2021 die Kos-
ten für Beschaff ung und Vertrieb von Strom und für die 
Netzentgelte unterproportional stiegen, während Steuern, 
Abgaben und Umlagen weit überproportional zunahmen. 

Deutschland liegt mit einem Strompreis für Haushalte von 
39 ct/kWh weltweit an der Spitze: Im EU-Durchschnitt 
kostet der Strom 29 ct/kWh, in den USA knapp 17 ct/kWh 
und in China knapp 8 ct/kWh. Entscheidend dafür ist, 
dass der deutsche Strompreis schon zwischen 2000, der 
Verabschiedung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG), und 2021 um das 7-Fache des Anstiegs der Ver-
braucherpreise zugenommen hat. Ab 2022 erhielt er dann 
einen zusätzlichen Schub durch den Wegfall russischen 
Gases und die so ausgelöste Energiekrise (Abbildung 1).

Strompreis-Komponenten

Was sind die Ursachen für den stark steigenden Strom-
preis? Dazu analysieren wir die Entwicklung seiner ver-
schiedenen Komponenten:

• Kosten für Beschaff ung und Vertrieb, die bei den 
Stromversorgern anfallen,

• Netzentgelte, die von den Netzbetreibern erhoben 
werden, um die Kosten für den Betrieb der Netze sowie 
ihren Ausbau zu decken,
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Warum ist der Strompreis für Haushalte in 
Deutschland (zu) hoch?
Die Diskussion um die Senkung der Stromsteuer um rund 2 ct/kWh auch für Haushalte hat 
den Blick auf den hohen Strompreis für Haushalte gelenkt. Hier ist Deutschland weltweit 
„führend“. Dies ist allerdings nicht auf den stark gestiegenen Gaspreis als Folge des Überfalls 
Russlands auf die Ukraine zurückzuführen. Denn der Strompreis ist schon seit mehr als zwei 
Dekaden weit stärker gestiegen als die Verbraucherpreise. Grund dafür ist insbesondere die 
politische Entscheidung, den Ausbau erneuerbarer Energien mit Subventionen zu erreichen 
und nicht über den Preismechanismus. Dadurch kam es zu Ineffi  zienzen beim Ausbau der 
Erneuerbaren und beim Netzausbau.
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Abbildung 1
Entwicklung der Strompreise für Haushalte und der 

Verbraucherpreise, Deutschland 2000 bis 2024

Anmerkung: Strompreis für Haushalte mit einem Jahresverbrauch von 
3.500 kWh, Grundpreis anteilig enthalten. Der Strompreis betrug im Jahr 
2000 14 ct/kWh und 2024 39 ct/kWh.

Quelle: BDEW (2021, 2025); Statistisches Bundesamt (2025).
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Vermeidungskosten bei der Stromerzeugung mit ver-
schiedenen Arten erneuerbarer Energien angleichen, 
und es zu Kosteneffi  zienz kommt, d. h., ein bestimmtes 
CO2-Minderungsziel wird mit den geringstmöglichen 
Kosten erreicht.

• Für Investitionen in CO2-senkende Maßnahmen erhal-
ten die Stromerzeuger Subventionen. Zudem werden 
erneuerbare Energien durch Reglementierungen be-
günstigt. Eine Annäherung der Grenz-Vermeidungs-
kosten der verschiedenen Arten erneuerbarer Energi-
en – und damit weitgehende Kosteneffi  zienz – lässt 
sich so nur erreichen, wenn die Subventionen für jede 
vermiedene Einheit CO2 in etwa gleich sind.

CO
2
-Steuer in Schweden

Schweden hat bereits 1991 eine Steuer auf fossile Brenn-
stoff e eingeführt, um seinen CO2-Ausstoß zu senken. 
Dabei machte es von Beginn an deutlich, dass die Steu-
er permanent steigen würde, weil sie fortlaufend an das 
Wirtschaftswachstum bzw. die Infl ationsrate angepasst 
wird. Damit gingen und gehen schwedische Haushalte 
(und Unternehmen) davon aus, dass die Preise fossiler 
Energieträger dauerhaft steigen werden, und richten da-
ran ihre längerfristigen Investitionen, u. a. in erneuerbare 
Energien, aus. Die Steuer betrug anfangs 24 € pro Tonne 
CO2 und ist bis 2024 auf 126 € gestiegen.

Die Einführung der CO2-Steuer war Teil einer umfassen-
den Steuerreform und fand deshalb breite gesellschaft-
liche Akzeptanz. Denn für die Bürger stieg nicht einfach 
nur die Belastung durch die neue Steuer, sondern sie er-
hielten gleichzeitig Entlastungen durch die Senkung der 
Einkommensteuer und weiterer Energiesteuern. Zudem 
bekamen einkommensschwache Haushalte gezielte Un-
terstützungen bei ihren steigenden Energiekosten (BEE, 
2019; Hoerner & Bosquet, 2001).

Erneuerbare-Energien-Gesetz in Deutschland

Dagegen hat sich Deutschland entschieden, seine Kli-
maziele vor allem mit Subventionen und ordnungsrechtli-
chen Regelungen zu erreichen. Dafür steht das 2000 von 
der rot-grünen Koalition eingeführte Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG, 2000). Es garantiert Haushalten (und 
Unternehmen), die in Photovoltaik-Anlagen (PV-Anlagen), 
Windräder und andere Erneuerbare-Energien-Anlagen 
(EE-Anlagen) investieren, dass sie 20 Jahre lang eine zu 
Anfang festgelegte Vergütung für jede ins Netz einge-
speiste Kilowattstunde Strom erhalten. Mit diesen Ein-
speisevergütungen (ESV) sollen die Kosten der CO2-Ver-
meidung durch die Nutzung erneuerbarer Energien ge-
deckt werden. Dabei traten allerdings zwei Probleme auf.

Erst ab 2022, nach Russlands Überfall auf die Ukraine, 
schossen die Beschaff ungskosten von Strom in die Höhe, 
und ein großer Teil der Umlagen wurde in den Bundes-
haushalt verlagert.

Einfl uss politischer Entscheidungen

Der Strompreis hängt wesentlich von politischen Ent-
scheidungen ab, die ab den 1990er Jahren vor allem im 
Zusammenhang mit dem Klimaschutz getroff en wurden 
(Neubäumer, 2019). Dabei setzten sich Schweden und 
Großbritannien sowie Deutschland die ehrgeizigsten Kli-
maziele. Ihre Regierungen trafen jedoch unterschiedliche 
Entscheidungen, mit welchen Maßnahmen sie den CO2-
Ausstoß ihres Landes reduzieren und – insbesondere im 
Zusammenhang mit der Stromproduktion – den Ausbau 
erneuerbarer Energien fördern wollten.

Dafür gibt es im Prinzip zwei Wege:

• Der Ausstoß von CO2 wird mit einem Preis versehen 
(CO2-Steuer oder Emissionshandel). Damit besteht 
für die Stromerzeuger ein Anreiz, in CO2-senkende 
Maßnahmen zu investieren, solange die damit ver-
bundenen Grenzvermeidungskosten niedriger als der 
Preis für den CO2-Ausstoß sind; danach investieren 
sie nicht mehr. So wird erreicht, dass sich die Grenz-

Abbildung 2
Entwicklung des Strompreises für Haushalte und 

seiner Bestandteile, Deutschland 2006 bis 2025

(2000 = 100)

1 Für die Kosten der Beschaff ung und des Vertriebs von Strom und der 
Netzentgelt liegen bis 2006 nur gemeinsame Zahlen vor.

Quelle: BDEW-Strompreisanalysen (2021, 2025).
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Überförderung von PV-Anlagen

Zweitens lässt sich kaum voraussehen, wie sich der 
Strom ertrag von EE-Anlagen und ihre Kosten verändern 
werden, sodass die ESV sich kaum rechtzeitig anpassen 
lassen. Dieses Problem trat vor allem bei PV-Anlagen auf. 
Ihr Stromertrag stieg zwischen 2000 und 2020 aufgrund 
leistungsfähigerer PV-Module und Wechselgleichrichter 
um knapp 30 %, und ihre Kosten sanken rasant. So kos-
tete 2000 eine Anlage mit 10 kWp Nennleistung schlüssel-
fertig etwa 100.000 €. Ab 2004 führten steigenden Neuin-
stallationen zu Skaleneff ekt und riefen gleichzeitig neue 
Anbieter von PV-Modulen – vor allem in Deutschland – auf 
den Plan. Als Folge sanken bis 2006 die Kosten für eine 
neue Anlage auf etwa die Hälfte. Ab 2010 dominierten 
chinesische Anbieter, die PV-Module noch weit günstiger 
anbieten konnten und schon für gut 27.000 € eine Anlage 
lieferten. Der Staat lief dieser Entwicklung mit der Anpas-
sung der ESV hinterher.

Als Folge war die Installation einer PV-Anlage ausge-
sprochen lohnend, wie das folgende Beispiel zeigt: 2006 
kostete eine schlüsselfertige Anlage mit 10 kWp Nennleis-
tung etwa 50.000 €. Ihr Stromertrag pro Jahr betrug rund 
9.000 kWh und führte damit bei einer ESV von 51,8 ct/kWh 
zu einem Ertrag von 4.662 € pro Jahr und von 93.240 € in 
20 Jahren (Tabelle 2). Das entsprach bei einem Zinssatz 
von 2 % einem Barwert von 76.230 € und bedeutete eine 
deutliche Überförderung.

Das führte ab 2007 zu einem massiven Zubau von PV-
Anlagen, der ihren Bestand emporschnellen ließ (Abbil-
dung 3) und damit auch die zu zahlenden ESV. Daraufhin 

Erstens unterschieden sich die Vermeidungskosten und 
damit die ESV sehr stark je nach Form der erneuerba-
ren Energie (Tabelle 1). So betrug sie im EEG 2000 für 
PV-Anlagen 50,6 ct/kWh im Vergleich zu nur 9,1 ct/kWh 
für Windräder und um die 10  ct/kWh für Wasserkraft, 
Geothermie und Biomasse. Der Hintergrund ist, dass 
PV-Anlagen in Deutschland zu sehr hohen CO2-Vermei-
dungskosten führen, weil sie, gemessen an der installier-
ten Leistung, einen relativ geringen Stromertrag liefern 
können. So erbrachte eine PV-Anlage mit einer Nennleis-
tung von 1 Kilowatt-Peak (kWp) im Jahr 2000 nur etwa 
850 Volllaststunden1 im Vergleich zu 1.400 bis 1.700 Voll-
laststunden bei einer „Onshore“-Windkraftanlage. Denn 
PV-Anlagen produzieren nur bei Tageslicht Strom, wäh-
rend Windräder theoretisch 24 Stunden Strom erzeugen 
können. Zudem ist Deutschland wegen seiner niedrigen 
Sonneneinstrahlung schlecht als Standort für PV-Anlagen 
geeignet. In Gegenden nahe dem Äquator lassen sich mit 
vergleichbaren Anlagen etwa doppelt so viele Volllast-
stunden erzielen.

Bei der Stromerzeugung mit erneuerbaren Energien wird 
bei sehr unterschiedlichen ESV keine Kosteneffi  zienz er-
reicht. So hätten sich z. B. bei Einführung des EEG im Jahr 
2000 durch jede kWh Strom, die nicht mit einer PV-Anlage, 
sondern mit Windkraft onshore produziert wurde, mehr 
als 40 Cent einsparen lassen – und das 20 Jahre lang.

1 Bei Volllaststunden wird der in einem Jahr produzierte Strom einer 
Energieanlage auf ihre theoretisch mögliche Leistung bezogen. So 
würden sich für eine Anlage mit 1 kWp, die an 365 Tagen jeweils 24 
Stunden voll ausgelastet wäre, 8760 Volllaststunden ergeben.

Tabelle 1
Einspeisevergütungen in Deutschland in 

verschiedenen Jahren zwischen 2000 und 2024

Tabelle 2
Kosten und Erträge von Photovoltaik-Anlagen1 in 

Deutschland 2006, 2010 und 2020

1  Erneuerbare-Energien-Anlagen bis 10 kWp; 2024 höhere Einspeise-
vergütungen (ESV) bei Volleinspeisung (in Klammern). 2 Anfangs-ESV für 
Onshore-Windkraftanlagen bis 750 kWp für 5 Jahre.

Quelle: EEG (2000).

1 Photovoltaik-Anlagen mit einer Nennleistung von 10 kWp auf einem Ge-
bäude. 2 Kosten für schlüsselfertige Anlagen; ungefähre Werte. 3 Unge-
fähre Werte. 4 Von den Einspeisevergütungen sind noch die Kosten für 
Wartung, Reinigung und Reparaturen abzuziehen, die aufs Jahr umge-
rechnet etwa 300 bis 400 € betragen.

Quelle: EEG (2000).

Einspeisevergü-
tungen (ESV) für 
Energie aus

2000 2005 2010 2015 2020 2024

in ct/kWh

Photovoltaik1 50,6 54,5 ~39,1 ~13,0 ~10,3 ~8 (12,6))

Wind onshore2 9,1 9,2 8,9 8,5

Die ESV werden 
über Ausschrei-

bungen bestimmt. 

Wind off shore noch 
keine 

spezielle 
Förderung

~9,1 15,0 18,0 

Biomasse 10,2 ~8,5 ~7–8 ~12,0 - -

Jahr

Kosten2

Volllast-
Std.3

Jahres-
ertrag

Einspeisevergütung bzw. 
Ertrag in €4

Barwert in € bei 
Zinsen von

in € in h/a
in 

kWh
pro 

100 kWh
pro 
Jahr

in 20 
Jahren

2 % 
p.a. 

3 % 
p.a. 

2006 50.000 900 9.000 51,8 4.662 93.240 76.230 69.359

2010 27.500 900 9.000 39,1 3.519 70.380 57.541 52.354

2020 13.500 1.100 11.000 10,3 1.133 22.660 18.526 16.856
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gaben so die EEG-Umlage, die auf jede Kilowattstunde 
Strom erhoben wurde. Damit mussten die Stromkunden 
die Kosten der Förderung erneuerbarer Energien tragen.

Nach der Verabschiedung des EEG 2000 waren die Diff e-
renzkosten bzw. die EEG-Umlage bis 2009 relativ niedrig 
(Abbildung 4). Entsprechend betonte der damalige Um-
weltminister Jürgen Trittin 2004: „Die Förderung erneu-
erbarer Energien (kostet) einen durchschnittlichen Haus-
halt nur rund 1 Euro im Monat … – so viel wie eine Kugel 
Eis“ (BMU, 2004). Ab 2010 stiegen die Diff erenzkosten 
jedoch massiv und beliefen sich von 2010 bis 2020 auf 
durchschnittlich 20 Mrd. € pro Jahr. Entsprechend er-
reichte die EEG-Umlage 2020 6,8 ct/kWh und erhöhte die 
Stromrechnung eines Durchschnittshaushalts um etwa 
250 € pro Jahr. Damit war die EEG-Umlage ein wesent-
licher Grund für den starken Anstieg des Strompreises 
zwischen 2010 und 2020.

Insgesamt gelang es zwar, mit dem EEG den Ausbau er-
neuerbarer Energien in Deutschland gezielt zu fördern 
und ihren Anteil an der Stromerzeugung bis 2020 auf 
47 % auszuweiten und bis 2024 auf 59 % (Statistisches 
Bundesamt). Ihr gezielter Ausbau erhielt jedoch absolu-
ten Vorrang vor Kosteneffi  zienz, sodass durch die Ener-
giewende – und insbesondere durch den starken Zubau 
von PV-Anlagen – sehr hohe Kosten entstanden: Die Dif-
ferenzkosten addierten sich von 2000 bis 2020 auf fast 
250 Mrd. €, zu denen noch höhere Netzentgelte kamen.

Schweden gelang es mit seiner CO2-Steuer gleicherma-
ßen, seine erneuerbaren Energien auszubauen und 2020 
nur noch etwa 15 % seines Stroms mit fossilen Energie-

zog die schwarz-gelbe Regierung 2010 die „Notbremse“ 
und kürzte die ESV für PV-Anlagen massiv, um sie den 
stark gesunkenen Kosten anzupassen (EEG-Novellen von 
2009 und 2012). So sank die ESV von 39,1 ct/kWh Anfang 
2010 um fast zwei Drittel auf 13,7 ct/kWh 2014.

Anschließend beschlossen CDU/CSU und SPD in ihrem 
Koalitionsvertrag: „Beim weiteren Ausbau der erneuerba-
ren Energien … der Kosteneffi  zienz und Wirtschaftlichkeit 
des Gesamtsystems … eine höhere Bedeutung zuzumes-
sen“ (CDU, CSU & SPD, 2014, S. 36). Dies führte zur gro-
ßen EEG-Novelle von 2014, durch die die ESV weiter san-
ken und verstärkt marktorientierte Maßnahmen eingeführt 
wurden. Entsprechend nahm der Zubau neuer Anlagen in 
den nächsten acht Jahren ab, und der Bestand nahm nur 
noch langsam zu – bis es 2022 zur Energiekrise kam.

Die zahlreichen Änderungen des EEG 2000 zwischen dem 
Jahr 2000 und heute zeigen – neben unterschiedlichen 
politischen Prioritäten der jeweiligen Regierungen –, wie 
schwierig es ist, die ESV adäquat festzulegen. Zudem be-
reitet das „Auf und Ab“ der Investitionen in neue Anlagen 
den dort tätigen Industrieunternehmen und Handwerksbe-
trieben große Probleme, und schließlich kumulieren sich 
über 20 Jahre feste ESV auf Dauer zu enormen Beträgen.

EEG-Diff erenzkosten und EEG-Umlage

Die EEG-Diff erenzkosten ergeben sich aus der Summe 
der ESV minus den an der Börse erzielten Erlösen für 
EEG-Strom und sind damit der Verlust, der bei der Ver-
marktung von Strom aus erneuerbaren Energien entsteht. 
Sie wurden durch den Stromverbrauch geteilt und er-

Abbildung 3
Neu installierte Photovoltaik-Anlagen und ihr Bestand in Deutschland 2000 bis 2024 

1 Maximale Leistung („peak“) von Solarzellen in Gigawatt (GW).

Quelle: UBA (2024, 2025).
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stellung von Reserve-Kraftwerken – zu wenig Beachtung 
geschenkt. Beispielsweise ist es für Betreiber rentabler, 
nur in EE-Anlagen zu investieren und auf Speicher zu 
verzichten, auch wenn das einen stärkeren Netzausbau 
erfordert und die Kosten für das gesamte Stromsystem 
hochschraubt.

Stromgestehungskosten und Strommix

Die Stromgestehungskosten bezeichnen die durch-
schnittlichen Erzeugungskosten pro kWh Strom. Für ihre 
Berechnung werden für jeden Energieträger und damit 
für jeden Kraftwerkstyp die Gesamtkosten ermittelt, die 
über die gesamte Lebensdauer des Kraftwerks entste-
hen, und durch die mit ihm produzierte Strommenge 
geteilt. Dabei umfassen die Gesamtkosten i.d.R. Inves-
titions- und Finanzierungskosten, Betriebs- und Brenn-
stoff kosten sowie Kosten des Rückbaus und der Entsor-
gung. Allerdings gibt es für die verschiedenen Energie-
träger Besonderheiten:

• Bei der Stromproduktion mit fossilen Energieträgern 
haben die Brennstoff kosten einen großen Anteil an den 
Gesamtkosten. Dabei kommt steigenden ETS-Zertifi -
katspreisen Bedeutung zu. Sie machen es zunehmend 
lohnender, Kohle und Öl durch Gas und insbesondere 
durch erneuerbare Energien zu ersetzen.

• Bei Kernkraftwerken sind die „sunk costs“ in Form von 
Bau- und Rückbaukosten besonders hoch, so dass sie 
nur bei einer sehr langen Laufzeit und einer entspre-

trägern zu produzieren (2024 waren es sogar nur noch nur 
noch 2 %). Diese Enwtwicklung war allerdings auch auf 
die Nutzung von Wasserkraft und Kernkraft zurückzu-
führen. Der marktorientiert und langfristig ausgerichtete 
Ansatz Schwedens wirkte zudem wesentlich breiter als 
der deutsche: Er führte auch zur Zunahme erneuerbarer 
Energien bei der Wärmeversorgung und im Verkehr, denn 
dort fi el gleichermaßen eine CO2-Steuer an. Zum anderen 
wurde der Ausbau der Erneuerbaren von der Bevölkerung 
akzeptiert, und ein Teil der Einnahmen aus der CO2-Steu-
er wurde für den Ausbau der Energieinfrastruktur genutzt 
(Hoerner & Bosquet, 2001; BEE, 2019).

Netzentgelte

Das EEG führte zu weiteren Regulierungen für die Netz-
betreiber: Sie wurden verpfl ichtet, alle EE-Anlagen „vor-
rangig“ und „ohne schuldhaftes Zögern“ an das Netz 
anzuschließen. Dazu müssen sie jedem Anbieter von 
EEG-Strom eine technisch geeignete Anschlussstelle, 
den sogenannten Netzverknüpfungspunkt (NVP), zur Ver-
fügung stellen. Das gilt auch, wenn die Bereitstellung der 
Anschlussstelle eine Verstärkung und/oder einen Ausbau 
des Netzes erforderlich macht.2

Die gesamten so entstehenden zusätzlichen Netzan-
schluss- und Ausbaukosten haben die Netzbetreiber zu 
zahlen – und können sie den Stromkunden in Form hö-
herer Netzentgelte weiterbelasten. Damit müssen die 
Stromverbraucher auch für die Kosten der zusätzlichen 
Strominfrastruktur aufkommen, die durch die starke Zu-
nahme der Erneuerbaren erforderlich wird. Als Folge stie-
gen die Netzentgelte deutlich stärker als die Verbraucher-
preise – zwischen 2010 und 2020 etwa um das 1,8-Fache 
und zwischen 2020 und 2024 etwa um das 2,5-Fache – 
und trugen damit zur überproportionalen Steigerung der 
Strompreise bei.

Dagegen werden die Betreiber von EE-Anlagen nicht an 
den Kosten für NVP und Netzerweiterungen beteiligt. 
Das führt häufi g zu Ineffi  zienz (RWE, o. D.; Braunberger & 
Theurer, 2025). So dimensionieren die Anlagenbetreiber 
ihre Anschlussleistung auf 100  % der installierten Leis-
tung, was zu meist unterausgelasteten NVP führt: Ihre 
durchschnittliche Nutzung erreicht bei PV-Anlagen nur 
13 % und bei modernen Windenergieanlagen nur 33 % 
(BEE, 2024). Auch orientieren sie sich bei ihrer Standort-
wahl nicht an der Situation der Netze. Insgesamt wird so 
den Kosten des Stromsystems – von der Erzeugung, über 
die Speicherung und den Netzausbau bis hin zur Bereit-

2 Nach §3, Abs. 1 EEG 2000 muss der Netzausbau wirtschaftlich zu-
mutbar sein, d. h., er sollte nicht mehr als 25 % der Investitionskosten 
der EE-Anlage kosten.

Abbildung 4
EEG-Diff erenzkosten und EEG-Umlage in 

Deutschland 2000 bis 2020

Quelle: Statista (2025); BDEW-Strompreisanalyse (2021, 2025).
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Im Gegenzug entlastete die Regierung die Stromverbrau-
cher, indem sie die Kosten der Energiewende teilweise auf 
die Steuerzahler verlagerte: Die EEG-Umlage wurde ab-
geschaff t und die EEG-Diff erenzkosten werden zukünftig 
aus dem Bundeshaushalt fi nanziert.3 Dennoch lag 2025 
der Haushalts-Strompreis mit 39,7 ct/kWh noch fast  7  ct/
kWh höher als vor der Energiekrise.

Dieser hohe Strompreis machte für Haushalte eine eigene 
PV-Anlage attraktiv. Denn sie konnten mit ihrem selbst er-
zeugten Strom ihre Stromrechnung erheblich reduzieren 
– und das bei weiter sinkenden Anlagenkosten. Dennoch 
drehte die Ampelregierung 2022/23 weiter an nahezu al-
len Stellschrauben, um den Ausbau von Photovoltaik- und 
auch von Windkraftanlagen zu fördern (u. a. Umsatzsteu-
erbefreiung für kleinere PV-Anlagen, Abbau bürokrati-
schen Hürden und wieder höhere ESV). Hintergrund war 
das „Osterpaket“, mit dem die Ampel 2022 eine umfas-
sende energiepolitische Novelle einleitete (Deutscher 
Bundestag, 2022).

Dunkelfl auten und Hellbrisen

Daraufhin wurde massiv in neue PV- und Windkraft-An-
lagen investiert; der Anteil Erneuerbarer an der Stromer-
zeugung stieg innerhalb von nur zwei Jahren auf 59 %. 
Die Kehrseite dieser Entwicklung ist allerdings, dass je 
nach Jahreszeit und Wetterlage zeitweise zu wenig oder 
zu viel Strom ins Netz eingespeist wird. Als Folge drohen 
im Winter, wenn es bewölkt ist, kein Wind weht und die 
Stromnachfrage durch Wärmepumpen hoch ist, Dunkel-
fl auten, d. h., der Strombedarf kann plötzlich nicht mehr 
gedeckt werden. Beispielsweise betrug im Dezember 
2024 an manchen Tagen der Beitrag erneuerbarer Energi-
en zum Stromverbrauch nur noch 20 %, und es mussten 
Gas- und Kohlekraftwerke und Stromimporte aus dem 
Ausland einspringen. Umgekehrt traten an sonnen- und 
windreichen Feiertagen Hellbrisen auf, d. h., es wurde zu 
viel Ökostrom eingespeist und es drohte Instabilität im 
Stromnetz. Dann mussten die Netzbetreiber Windräder 
und Solarparks teilweise abregeln („Redispatch“), und an 
der Strombörse kam es zu negativen Strompreisen. Des-
halb wurde mit dem EEG 2025 eingeführt, dass auch klei-
ne, steuerbare PV-Anlagen und sogar lokale Stromnetze 
abgeschaltet werden können.4

Beim ehrgeizigen Ausbau erneuerbarer Energien wurde 
versäumt, gleichzeitig ausreichend Maßnahmen zu er-
greifen und Anreize zu setzen, um das gesamte Strom-

3 2023 zahlte die Regierung zusätzlich einen Zuschuss von knapp 
13 Mrd. € zu den Netzentgelten.

4 Hinzu kam im Februar 2025 das sogenannte Solarspitzengesetz, das 
auf die Vermeidung von Netzüberlastungen durch die Einspeisungen 
von neuen PV-Anlagen abstellt.

chend großen Menge an erzeugtem Strom wirtschaft-
lich sind.

• Bei erneuerbaren Energien entstehen keine Brennstoff -
kosten, so dass die Gestehungskosten niedrig sind. Al-
lerdings fallen Wind- und Solarstrom sehr ungleichmä-
ßig an, so dass Ausgleichstechnologien und Infrastruk-
turanpassungen erforderlich sind, die bei der Strom-
versorgung mit Erneuerbaren nicht zu unterschätzende 
zusätzliche Kosten verursachen (Grimm et al., 2024).

Als Folge haben die Anteile der verschiedenen Ener-
gieträger bei der Stromproduktion, d.  h. der Strommix, 
wesentlichen Einfl uss auf die durchschnittlichen Geste-
hungskosten eines Landes. Der länderspezifi sche Strom-
mix wiederum hängt von den natürlichen Gegebenheiten 
und von politischen Entscheidungen ab. So kann zum 
Beispiel Norwegen nahezu seinen gesamten Strombe-
darf mit Wasserkraft erzeugen, und auch andere europä-
ische Länder wie Schweden, die Schweiz und Österreich, 
decken damit große Teile ihres Stromverbrauchs. Über-
wiegend auf Kernkraft setzen vor allem Frankreich, viele 
osteuropäische Staaten sowie Finnland.

In Deutschland dominierten bei der Stromerzeugung im 
Jahr 2000 zunächst fossile Energieträger (60  %) sowie 
Atomstrom (30 %). Bis 2010 wurde vor allem Kohle durch 
weniger klimaschädliches Gas substituiert. Dabei hielt 
sich der Einfl uss der Neuen Ostpolitik in Grenzen: Von 
den 14 % des Stroms, die in Gaskraftwerken erzeugt wur-
den, stammten nur etwa 7 % aus Russland. Ab 2010 ge-
wannen erneuerbare Energien zunehmend an Bedeutung 
und überholten zu Beginn der 2020er Jahre die Fossilen.

Auf Dauer bestimmt dieser Strommix die durchschnittli-
chen Gestehungskosten und damit die für den Strompreis 
relevanten Beschaff ungskosten. Denn die großen Versor-
ger wie E.ON, RWE und EnBW, verfügen über eigene Kraft-
werke und beschaff en sich ihren Strom direkt über bilate-
rale Verträge mit Kraftwerken („over the counter“ - OTC). 
Zudem kaufen sie Strom an den Spot- und Terminmärkten 
der Strombörsen – insbesondere der EEX in Leipzig.

Stark steigende Strombeschaff ungskosten ab 2022

Zwischen 2000 und 2021 nahmen die Beschaff ungskos-
ten in etwa genauso stark zu wie der gesamte Strompreis 
(Abbildung 2). Danach stiegen sie bis 2023 abrupt von 8,5 
auf 25 ct/kWh, ausgelöst durch den Überfall Russlands 
auf die Ukraine. Es kam zu einer globalen Energiekrise, 
die die Preise für Öl, Kohle und insbesondere für Gas ex-
plodieren ließ. Zwar fi elen die Beschaff ungskosten an-
schließend wieder etwas, betrugen aber 2025 noch immer 
16 ct/kWh, d. h. fast das Doppelte des Vorkrisenniveaus.
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system an das zunehmend volatilere Stromangebot an-
zupassen und damit seine Stabilität zu sichern. Solche 
Maßnahmen sind vor allem:

• Die Modernisierung und der Ausbau der Stromin-
frastruktur. Allerdings wurde erst 2023 mit dem Bau 
von „SuedLink“, der Stromtrasse zwischen Nord- und 
Süddeutschland, begonnen, und auch regionale und 
lokale Stromnetze wurden nicht ausreichend ausge-
baut, um Engpässe bei der Einspeisung von Erneuer-
baren vermeiden zu können.

• Anreize für netzdienliches Verhalten. Allerdings wurden 
die Anbieter von EE-Anlagen nicht an den Kosten ihres 
Netzanschlusses und des dafür erforderlichen Netzaus-
baus beteiligt. Entsprechend lohnte es sich für sie nicht, 
gleich einen Speicher mitzubauen und sich mit einer 
niedrigeren Netzanschlussleistung zufrieden zu geben 
und eine Netzüberbauung zuzulassen. Auch wurden 
Stromanbieter nicht dafür belohnt, ihre neue EE-Anlage 
dort zu errichten, wo Strom gebraucht wurde.

• Investitionen, um Stromangebot und Stromnachfrage 
zu fl exibilisieren. Allerdings wurden zu wenige Back-
up-Kraftwerke und zu wenige (Groß-)Speicher errich-
tet, und es gibt zu wenige intelligente Steuerungen für 
den Stromverbrauch.

Fazit und Ausblick

Der hohe und seit mehr als 20 Jahren überproportional 
steigende Strompreis für Haushalte ist das Ergebnis po-
litischer Entscheidungen. In Deutschland wurde entschie-
den, den Ausbau erneuerbarer Energien mit Subventio-
nen zu erreichen und nicht über den Preismechanismus, 
d. h. nicht mit einer CO2-Steuer oder einem Zertifi katpreis. 
Umgesetzt wurde diese Entscheidung vor allem mit dem 
EEG von 2000, das auf Einspeisevergütungen (ESV) und 
Regulierungen setzte. Damit erhielt der gezielte Ausbau 
Erneuerbarer absoluten Vorrang vor Wirtschaftlichkeit und 
Kosteneffi  zienz. Beispielsweise wurden PV-Anlagen mit 
ESV gefördert, die anfangs mehr als fünf Mal so hoch wa-
ren wie die ESV bei anderen EE-Anlagen. Dadurch kam es 
jahrelang zu einer Überförderung von Photovoltaik und zu 
einer rasant steigenden EEG-Umlage, die bis 2022 allein 
zu Lasten der Stromverbraucher ging.

Hinzu kamen und kommen hohe Netzentgelte, weil die 
Netzbetreiber verpfl ichtet sind, alle EE-Anlagen vorrangig 
an das Netz anzuschließen und den dafür erforderlichen 
Netzausbau umgehend vorzunehmen. Die dabei anfal-
lenden Kosten müssen die Stromkunden in Form höherer 
Netzentgelte tragen. Nicht zuletzt aufgrund dieser Regu-
lierung fand kein adäquater Ausbau des gesamten Strom-
systems statt, bei dem EE-Anlagen und ihre Speicher, die 
Netzinfrastruktur sowie Reservekraftwerke so aufeinan-

der abgestimmt werden, dass die Stabilität des Strom-
netzes und der Versorgungssicherheit gewährleistet sind 
und darüber hinaus möglichst niedrige Kosten entstehen.

Hinzu kam der Überfall Russlands auf die Ukraine, der zu 
einer globalen Energiekrise führte und zwischen 2022 und 
2023 die Beschaff ungskosten für Strom abrupt von 8,5 
auf 25 ct/kWh steigen ließ. Im Gegenzug entlastete die 
Regierung die Stromkunden insbesondere, indem sie die 
EEG-Umlage abschaff te. Dennoch liegt 2025 der Haus-
haltsstrompreis mit 39,7 ct/kWh um fast 7 ct/kWh höher 
als vor der Energiekrise.

Zu fragen bleibt schließlich, ob mit einem sinkenden Haus-
haltsstrompreis zu rechnen ist, wenn der Stromverbrauch 
fast ausschließlich mit erneuerbaren Energien gedeckt 
wird. Dafür wird gerne ins Feld geführt, dass „Wind und 
Sonne … keine Rechnung (schicken)“. Nach einer Studie 
des Fraunhofer-Instituts liegen schon heute die Stromge-
stehungskosten von Windkraft- und Photovoltaik-Anlagen 
unter denen von Gas-, Kohle- und Kernkraftwerken, und in 
Zukunft ist mit einer weiter steigenden Wettbewerbsfähig-
keit der Erneuerbaren zu rechnen (Kost et al., 2024).

Dabei wird allerdings zweierlei nicht berücksichtigt. Er-
stens ist die mit Wind und Sonne produzierte Strommen-
ge sehr wetterabhängig und schwankt stark. Zweitens 
bedeutet der Umstieg auf Erneuerbare, dass große kon-
ventionelle Kraftwerke durch eine Vielzahl kleinerer de-
zentraler Kraftwerke und Erzeugungsanlagen ersetzt wer-
den, die miteinander verbunden und koordiniert werden 
müssen. Beides erfordert, das Stromsystem mit intelli-
genten Steuerungen, fl exiblen Speichern und „Backup“-
Kapazitäten sowie durch einen umfangreichen Netzaus-
bau zu ertüchtigen.

Dadurch sind – neben den Gestehungskosten von PV- 
und Windkraftanlagen – hohe zusätzliche Kosten zu er-
warten (Grimm et al., 2024). Die Bundesnetzagentur 
schätzt die Kosten für Vorhalte- und “Redispatch“-Maß-
nahmen auf etwa 3 Mrd. € pro Jahr (Bundesnetzagentur, 
2025). Schwerer wiegen die hohen Investitionen in den 
Ausbau der Stromnetze, die sich laut Netzentwicklungs-
plan bis 2045 auf knapp 530 Mrd. € addieren werden, 
d. h. im Durchschnitt pro Jahr mit etwa 25 Mrd. € zu Bu-
che schlagen (Stratmann, 2024).

Nur mit einer umfangreichen Ertüchtigung des Stromsys-
tems und den damit verbundenen hohen Kosten kann er-
reicht werden, dass bei einer Stromproduktion, die in weni-
gen Jahren alleine auf erneuerbaren Energien basieren wird, 
Netzstabilität und Versorgungssicherheit gewährleistet sind. 
Das bedeutet jedoch gleichzeitig, Abschied von einem sin-
kenden Haushaltsstrompreis in Deutschland zu nehmen.
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Title: Why is the price of electricity for households in Germany (too) high?
Abstract: The article analyses why Germany has one of the highest prices for household electricity worldwide. This is the result of a 
long-term trend: for more than 20 years, the price of electricity has been rising much faster than consumer prices. The reason for this is 
the political decision to accelerate the renewable energy transition through subsidies and regulations rather than through price mecha-
nisms. The Renewable Energy Sources Act (EEG) of 2000 gave absolute priority to the expansion of renewable energies over economic 
effi  ciency and costs. This led to ineffi  ciencies in the rollout of renewables and in grid expansion and increased the risk of destabilising 
the electricity system. Therefore, a massive expansion and restructuring of the German electricity system is necessary.
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Die Zahl der Vor-Ort-Apotheken in Deutschland ist seit 
Jahren rückläufi g. Waren im Jahr 2014 noch 20.441 Apo-
thekenbetriebsstätten aktiv, sank diese Zahl bis Anfang 
April 2025 auf 16.908 (ABDA, 2025a, 2025b). Dies ent-
spricht einem Rückgang von 17,28 %. Allein im ersten 
Quartal 2025 sind insgesamt 133 Betriebsstätten weg-
gefallen. Hierbei ist zu beachten, dass gemäß § 1 Apo-
thekengesetz (ApoG) „[d]en Apotheken […] die im öff ent-
lichen Interesse gebotene Sicherstellung einer ordnungs-
gemäßen Versorgung der Bevölkerung mit Arzneimitteln“ 
obliegt. Angesichts der rückläufi gen Zahl von Apotheken 
stellt sich die Frage, inwieweit diese Versorgung insbe-
sondere in der Fläche derzeit bzw. perspektivisch sicher-
gestellt ist.

Der Gesetzgeber hat derzeit keine Defi nitionen festgelegt, 
ab welcher Apothekenzahl die in § 1 ApoG festgehalte-
ne Zielsetzung erfüllt ist. Um die Abdeckung der Bevöl-
kerung mit Vor-Ort-Apotheken abzuschätzen, kann aber 

ein Blick auf etablierte regulatorische Rahmenwerke zur 
Sicherstellung der Daseinsvorsorge in anderen Sekto-
ren geworfen werden. Als gedankliche Orientierungshil-
fe dienen im Folgenden die in § 17 Absatz 1 Postgesetz 
(PostG) defi nierten Kriterien zur fl ächendeckenden Ver-
sorgung mit Postdienstleistungen.1 Für die folgenden 
Überlegungen ist hierbei das folgende Kriterium maßgeb-
lich: „In allen Gemeinden […] mit mehr als 2.000 Einwoh-
nern muss ein Universaldienstanbieter mindestens eine 
Universaldienstfi liale betreiben.“ Ausgehend von dieser 
Abgrenzung zeigt Abbildung 1 die Abdeckung mit Vor-

1 Das Postgesetz dient als Vergleichsrahmen für die folgenden Überle-
gungen. Eine direkte Übertragung der Regelungen des Postgesetzes 
auf Apotheken wird ausdrücklich nicht vorgeschlagen.
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Quelle: eigene Berechnung.

Abbildung 1
Abdeckung mit Vor-Ort-Apotheken nach Gemeinden

< = 2000 Einwohner und keine Apotheke

< = 2000 Einwohner und mindestens 1 Apotheke

> = 2000 Einwohner und keine Apotheke

> = 2000 Einwohner und mindestens 1 Apotheke

Ort-Apotheken auf Gemeinde-Ebene in Deutschland.2 
Die Auswertung deckt insgesamt 10.873 Gemeinden mit 
zusammen ca. 82,6 Mio. Einwohnern ab (Zensus 2022).3

Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohnern haben nach 
§ 17 Absatz 1 PostG Anspruch auf eine Universaldienst-
fi liale. Dies betriff t 5.099 Gemeinden (ca. 46,9 % aller 
Gemeinden), die insgesamt 78.056.603 Einwohner (ca. 
94,5 % der Einwohner) umfassen, wobei 4.188 dieser 
Gemeinden über mindestens eine Vor-Ort-Apotheke ver-
fügen (hellblau). Diese umfassen 75.333.478 Einwohner 
bzw. ca. 91,24 % der Bevölkerung. In 911 Gemeinden mit 
mehr als 2.000 Einwohnern befi ndet sich hingegen keine 
Apotheke (dunkelblau). Dies entspricht ca. 8,38 % aller 
Gemeinden und umfasst insgesamt 2.723.125 Einwohner 
bzw. ca. 3,3 % der Bevölkerung. Insbesondere in Bayern 
und Baden-Württemberg befi nden sich zahlreiche Ge-
meinden, die nach dem Postgesetz Anspruch auf eine 
Postfi liale haben, aber über keine eigene Vor-Ort-Apo-
theke verfügen. Auch in Sachsen verfügen 20 % der Ge-
meinden mit über 2.000 Einwohnern über keine Apotheke. 
In den restlichen Bundesländern bewegt sich der Anteil 
der Gemeinden mit über 2.000 Einwohnern, welche über 
keine Apotheken verfügen, zwischen 2,2 % und ca. 7 %.

5.774 Gemeinden haben weniger als 2.000 Einwohner. 
In 266 dieser Gemeinden befi ndet sich mindestens eine 
Apotheke (lila). Dies betriff t 403.244 Einwohner bzw. ca. 
0,5 % der Bevölkerung. Eine Mehrheit von 5.508 Gemein-
den in dieser Kategorie verfügt hingegen über keine Apo-
theke (grün). Hiervon betroff en sind insbesondere kleine 
Gemeinden in Bayern, Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Niedersachen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-
Holstein und Thüringen. Bezogen auf die Einwohnerzahl 
leben 4.108.580 Einwohner bzw. ca. 4,98 % der Bevölke-
rung in einer kleinen Gemeinde ohne eigene Apotheke.

Um diese Zahlen in Perspektive zu setzen, ist zunächst 
auf den für die Frage der Flächendeckung relevanten 
Zielkonfl ikt einzugehen. Eine Apotheke kann nur dann 
am Markt bestehen, wenn sich ihr Betrieb wirtschaftlich 
rechnet. Der Gesetzgeber hat durch die Bestimmung re-
levanter Größen auf der Ausgaben- und Einnahmenseite 
(insbesondere Preisspannen, siehe § 78 AMG) zentralen 

2 Die den folgenden Analysen zugrundeliegenden Standortdaten von 
Vor-Ort-Apotheken wurden mittels Web Scraping über das offi  zielle 
Gesundheitsportal der deutschen ApothekerInnen Aponet.de gesam-
melt (Stand: 09. Mai 2025). Demografi sche Informationen wurden aus 
den 100×100m Gitterzellendaten des Zensus 2022 (mit Stichtag 15. 
Mai 2022) entnommen (Statistische Ämter des Bundes und der Län-
der, 2024).

3 Detaillierte Daten und Tabellen zur folgenden Darstellung sind dem 
Arbeitspapier Gail et al. (2026) zu entnehmen, das auf der Website 
der Professur VWL I der JLU Gießen verfügbar ist (https://www.uni-
giessen.de/zugang-vor-ort-apotheken).

Einfl uss auf die Anzahl der Betriebsstätten.4 Bei Vor-Ort-
Apotheken werden die Kosten mitunter durch regulatori-
sche Vorgaben des Betriebs beeinfl usst (Öff nungszeiten, 
Personal, Ausstattung etc.; siehe insbesondere §§  2-6, 
11a-23 ApBetrO). Die Einnahmenseite wird wesentlich 
durch die Abgabe verschreibungspfl ichtiger (Rx) Arznei-
mittel bestimmt (IGES, 2020). Deren Nachfrage ist unelas-
tisch, da die Verschreibung durch die behandelnde Ärztin 
erfolgt (Herrmann, 2011; Gatwood et al., 2014; Yeung et 

4 Hier ist auf das sogenannte Apotheken-Urteil zu verweisen. Das Bun-
desverfassungsgericht erklärte Art. 3 Abs. 1 des damaligen bayeri-
schen Apothekengesetzes, das die Erteilung einer Betriebserlaubnis 
vom Bedarf abhängig machte und so eine Art Bestandsschutz für be-
stehende Apotheken sichern sollte, für nichtig, da es einen Verstoß 
gegen die Berufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG darstelle (siehe bei-
spielsweise Bundesarchiv, o. D.).
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al., 2018). Die Vergütung bei der Abgabe von Rx Medika-
menten ist in § 3 Arzneimittelpreisverordnung (AMPreisV) 
festgeschrieben. Aus politökonomischer Sicht ist hierbei 
besonders wichtig, dass die Vergütung der Apotheken 
über die Krankenkassen abgedeckt wird. Die Höhe die-
ser vom Solidarsystem getragenen Vergütung sowie die 
gesetzlichen Rahmenbedingungen bestimmen also, wie 
viele Einwohner im Einzugsgebiet einer Apotheke leben 
müssen, damit sich deren Betrieb rechnet. Steigt die Ent-
lohnung oder sinken die regulatorischen Hürden, dürfte 
sich ceteris paribus die Anzahl der Betriebsstätten erhö-
hen. Eine höhere Entlohnung bedeutet allerdings auch ei-
ne zusätzliche Belastung für das Sozialsystem.

Bei diesem Zielkonfl ikt ist zu bedenken, dass sich ceteris 
paribus in dicht besiedelten Regionen der Betrieb einer 
Vor-Ort-Apotheke eher rechnen dürfte als in dünn besie-
delten. Daher hat die Beobachtung, dass ein Großteil der 
Bevölkerung Zugang zu einer Vor-Ort-Apotheke in der 
eigenen Gemeinde hat, wenig Aussagekraft für die Fra-
ge nach der Flächenversorgung, da sich ein Großteil der 
Bevölkerung auf wenige Gemeinden konzentriert. Dies 
bedeutet allerdings nicht, dass die Versorgungssicher-
heit in dicht besiedelten Gebieten nicht gefährdet sein 
kann. Wie weiter unten aufgezeigt, können Schließungen 
von Apotheken auch in diesen Gebieten zu nennenswer-
ten Veränderungen der Erreichbarkeit der dann nächsten 
Apotheke führen. Hier stellt sich auf der einen Seite die 
Frage nach den Kapazitäten einer Betriebsstätte und 
auf der anderen Seite die der Zugänglichkeit des Teils 
der Bevölkerung, der nicht in dicht besiedelten Regio-
nen lebt. In diesen Gebieten können sich Schließungen 
besonders drastisch auf die Erreichbarkeit der nächsten 
Apotheke auswirken.

Abbildung 1 zeigt, dass 6.419 Gemeinden oder ca. 8,28 % 
der Bevölkerung über keine eigene Vor-Ort-Apotheke ver-
fügen (grün und dunkelblau). Eine Vielzahl dieser Gemein-
den hat eher wenige Einwohner, sodass sich die Frage 
stellt, inwieweit hier angesichts des oben genannten Ziel-
konfl ikts aus gesundheitspolitischer Sicht das Vorhan-
densein einer Vor-Ort-Apotheke als notwendig erachtet 
wird. Allerdings betriff t dies, wie bereits beschrieben, im-
merhin gut 2,7 Mio. Einwohner bzw. 3,3 % der Bevölke-
rung, die jedenfalls nach dem Postgesetz Anspruch auf 
eine Postfi liale hätten, aber in deren Gemeinde keine Vor-
Ort-Apotheke vorhanden ist. Um zu klären, inwieweit für 
diese Einwohner Vor-Ort-Apotheken in Nachbargemein-
den erreichbar sind, wird im nächsten Abschnitt die Dis-
tanz zur nächsten und übernächsten Apotheke diskutiert.

Abschließend sind für diesen Teil zwei Befunde festzu-
halten: Erstens weist Deutschland regionale Unterschie-
de bei der Apothekenabdeckung auf. Diese scheint im 

Saarland und in Nordrhein-Westfalen besonders hoch 
zu sein. Insbesondere NRW zeichnet sich allerdings 
durch fl ächenmäßig große Gemeinden aus, in denen 
das Kriterium „mindestens eine Vor-Ort-Apotheke“ eher 
erfüllt ist als in Bundesländern mit einer granulareren 
Gemeindestruktur wie etwa Bayern. In diesem Bundes-
land verfügt eine Vielzahl kleiner Gemeinden (viele da-
von mit weniger als 2.000 Einwohnern) über keine eigene 
Apotheke. Ähnliches gilt in Mecklenburg-Vorpommern, 
Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg, wo die 
Einwohner auch in angrenzenden Gemeinden häufi g kei-
nen Zugang zu Apotheken haben (Knobloch & Schröder, 
2024; Neumeier, 2013, 2017).

Zweitens sind Apotheken und Postfi lialen in vielerlei Hin-
sicht nicht vergleichbar, obwohl beide Teil der Daseins-
vorsorge sind. Arzneimittel sind sensible Produkte, deren 
Herausgabe nur durch geschultes Fachpersonal erfolgen 
darf, sodass Apothekerinnen und Apotheker ebenfalls 
eine Beratungsfunktion erfüllen (Apothekenpfl icht, § 43 
AMG). Das Ersetzen von Apotheken durch Automaten, 
wie es bei Postfi lialen möglich ist, dürfte daher nicht prak-
tikabel sein. Zudem sind Apotheken auch zum Angebot 
von Nacht- und Notdiensten verpfl ichtet.

Distanz zur nächsten und übernächsten Apotheke

Ist die übernächste Apotheke nur mit deutlichem Mehr-
aufwand (beispielsweise in Form längerer Reisezeit mit 
dem Auto) erreichbar, nimmt die nächstgelegene Apo-
theke für die Versorgung einen höheren Stellenwert ein. 
Die Diff erenz zwischen der Entfernung zur nächsten und 
zur übernächsten Apotheke gibt Aufschluss darüber, wie 
sich die Schließung einer Apotheke auf die Versorgung 
mit Arzneimitteln auswirken würde, und kann daher als In-
dikator für die Versorgungssicherheit betrachtet werden.5 
Der seit über einem Jahrzehnt anhaltende Rückgang der 
Apothekenstandorte wirkt sich somit auch mittelbar auf 
die Versorgungssicherheit der Bevölkerung aus, die nicht 
direkt von einer Schließung betroff en ist, da sich mit jeder 
Schließung die Erreichbarkeit alternativer Versorgungs-
standorte verschlechtert. Das bedeutet: Auch wenn ei-
ne Schließung die Erreichbarkeit der nächsten Apotheke 
nicht oder nur geringfügig beeinfl usst (z. B. weil zwei Apo-
theken in direkter Nachbarschaft existierten), führt der 
Wegfall einer Alternativapotheke zu einer Verschlechte-
rung der Versorgungssicherheit.

Die zentrale politische Frage lautet, welche Distanz noch 
als zumutbar anzusehen ist. In der Literatur wird in die-
sem Zusammenhang der Begriff  „Apothekenwüste“ 

5 Dies gilt auch mit Blick auf den Notdienst, der allerdings nicht Gegen-
stand dieses Artikels ist.
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(„Pharmacy Desert“) verwendet, der sich auf ein Are-
al bezieht, in dem innerhalb eines bestimmten Radius 
keine Apotheke vorhanden ist. Es gibt keine etablierte 
Defi nition dafür, ab welchem Radius ein Areal als Apo-
thekenwüste bezeichnet wird. Der Begriff  wird je nach 
Forschungsfrage um soziodemografi sche (beispielswei-
se Einkommen oder Alter) oder geografi sche Faktoren 
(beispielsweise Stadt oder Land) erweitert. Qato et al. 
(2014) sprechen beispielsweise von einer Apothekenwüs-
te, wenn für einkommensschwache Haushalte innerhalb 
von mindestens 0,5 Meilen (mi, ca. 800 m) keine Apothe-
ke erreichbar ist, wobei die Autoren auch nach Radien 
von 1 mi und von mehr als 1 mi abgrenzen. Da Qato et al. 
(2014) Daten zu Chicago verwenden, ist die Abgrenzung 
nicht ohne weiteres auf ländliche Gebiete übertragbar. 
Di Novi et al. (2020) unterscheiden zwischen städtischen 
und ländlichen Regionen, wobei in städtischen Regionen 
ab einem Radius von 1 mi ohne Vor-Ort-Apotheke von ei-
ner Apothekenwüste gesprochen wird und im ländlichen 
Raum ab einer Distanz von 10 mi. In Pednekar und Peter-
son (2018) wird eine Apothekenwüste mit einer ähnlichen 
räumlichen Abgrenzung gegenüber den beiden vorheri-
gen Studien defi niert. Die Autoren berücksichtigen in ih-
ren Analysen insbesondere den Zugang älterer, einkom-
mensschwacher oder eingeschränkter Personen zu Apo-
theken. Demnach gilt ein Gebiet als Apothekenwüste, 
wenn mehr als 33 % der beschriebenen Personengruppe 
mehr als 1 mi von der nächstgelegenen Gemeindeapo-
theke entfernt leben.

Um die Komplexität, die mit einer Abgrenzung städtischer 
und ländlicher Gebiete verbunden wäre, zu umgehen, 
wird im Folgenden die Reisedauer anstelle der Reisedi-
stanz betrachtet. Hierbei wird zwischen Lauf- und Pkw-

Fahrdauer unterschieden und jeweils die Erreichbarkeit 
der nächsten und der übernächsten Apotheke analysiert.6

In Tabelle 1 ist vertikal die durchschnittliche Laufdauer 
zur nächsten und horizontal zur übernächsten Apotheke 
abgetragen. Hierbei wird zwischen einer einfachen Lauf-
zeit von maximal 5 min, 5 bis 10 min, 10 bis 20 min, 20 
bis 30 min, 30 bis 60 min und über 60 min unterschieden. 
Um die gesamte Zeit zu ermitteln, sind die Werte entspre-
chend zu verdoppeln. In den jeweiligen Zellen ist links die 
absolute Zahl der betroff enen Einwohner und rechts der 
jeweilige prozentuale Anteil an der Gesamtbevölkerung 
abgetragen.7

Für 5.181.417 Einwohner (ca. 6,28 % der Bevölkerung) ist 
sowohl die nächste als auch die übernächste Apotheke 
in maximal 5  min erreichbar. Für etwa 41.673.039 Ein-
wohner (Zeilensumme < 5 min (18.169.195) und 5-10 min 
(23.503.844); ca. die Hälfte der Bevölkerung) ergibt sich 
fußläufi g eine einfache Laufzeit zur nächsten Apotheke 
von höchstens 10 min. Das heißt, dass die andere Hälf-
te der Bevölkerung einen Fußweg von mindestens 10 min 
in Kauf nehmen muss, um die nächste Apotheke zu errei-

6 Die jeweilige Dauer wurde mittels Open Source Routing Machine 
(OSRM) ermittelt. Hierbei wurde bei der Erreichbarkeit mit dem Pkw 
angenommen, dass kein Verkehr herrscht. Basierend auf den zugrun-
deliegenden Distanzen in den Daten ergibt sich eine Durchschnitts-
geschwindigkeit von etwa 35 km/h mit dem Pkw bzw. 5 km/h zu Fuß. 
Hierbei sind die zugrundliegenden topografi schen Besonderheiten 
und Geschwindigkeitsbegrenzungen berücksichtigt, wie beispiels-
weise die Straßenführung in Innenstädten etc. Innerhalb von 5  min 
würden dementsprechend etwa 2,9 km bzw. 420 m mit dem Pkw bzw. 
zu Fuß zurückgelegt.

7 Für entsprechende Analysen auf Bundeslandebene, siehe Neumeier 
(2017). Im vorliegenden Aufsatz wird ein Fokus auf Bevölkerungszah-
len gelegt.

Quelle: eigene Berechnungen.

zur übernächsten Apotheke

Laufdauer 
[min]

< 5 min 5-10 min 10-20 min 20-30 min 30-60 min > 60 min ∑

abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. %

zur nächsten 
Apotheke

< 5 min 5.181.417 6,28 7.074.164 8,57 3.111.799 3,77 872.396 1,06 1.094.718 1,33 834.701 1,01 18.169.195 22,00

5-10 min 8.948.745 10,84 9.242.981 11,19 1.807.990 2,19 2.096.011 2,54 1.408.117 1,71 23.503.844 28,47

10-20 min 11.788.085 14,28 3.972.817 4,81 2.309.487 2,80 1.398.123 1,69 19.468.512 23,58

20-30 min 2.903.600 3,52 2.126.140 2,57 724.583 0,88 5.754.323 6,97

30-60 min 6.216.110 7,53 3.527.875 4,27 9.743.985 11,80

> 60 min 5.931.136 7,18 5.931.136 7,18

∑ 5.181.417 6,28 16.022.909 19,41 24.142.865 29,24 9.556.803 11,57 13.842.466 16,76 13.824.535 16,74 82.570.995

Tabelle 1
Laufdauer der Bevölkerung (absolut und relativ) zur nächsten und übernächsten Apotheke
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chen. Für etwa 19,47 Mio. Einwohner ergibt sich hierbei ein 
Fußweg von 10 bis 20 min. Für gut ein Viertel der Bevöl-
kerung ist ein Fußweg von über 20 min zur nächsten Apo-
theke nötig. Von den 15.675.121 Einwohnern (18,98 % der 
Bevölkerung), die insgesamt mindestens eine halbe Stun-
de Fußweg zur nächsten Apotheke zurücklegen müssen, 
ergibt sich für etwa 5.931.136 Mio. Einwohner (7,18 % der 
Bevölkerung) sogar ein Fußweg von über einer Stunde.

Bei der Interpretation dieser Daten ist zu bedenken, dass 
vulnerable Gruppen besonders auf medizinische Versor-
gung angewiesen sind. Gerade kranke Menschen brau-
chen Zugang zu Arzneimitteln, und Apothekendienst-
leistungen sind insbesondere für ältere und kranke Men-
schen wichtig, wenn es beispielsweise um Fragen der 
Arzneimittel-Compliance geht (Di Novi et al., 2020). Auch 
bedürfen einige Medikamente der Kühlung, deren Auf-
rechterhaltung bei größeren Distanzen erschwert wird.8

Auch wenn hier keine allgemeingültigen Aussagen zur 
Versorgungsqualität ableitbar sind, legen die oben  ge-
nannten Werte nahe, dass ein wesentlicher Teil der Bevöl-
kerung auf den eigenen Pkw oder auf andere Verkehrs-
mittel (beispielsweise den ÖPNV) angewiesen ist, um die 
nächste Apotheke zu erreichen. Ein Fußweg von über ei-
ner Stunde dürfte in der Regel kaum realisierbar sein, ins-
besondere für vulnerable Gruppen. Die Analysen zeigen, 
dass gut 6 Mio. Einwohner (7,2 % der Bevölkerung) diese 
Strecke zurücklegen müssen. Inwieweit diese Interpreta-
tion auf Laufzeiten von unter einer Stunde übertragbar ist, 
muss hier off enbleiben.

8 Dies betraf 2023 beispielsweise 31,8 Mio. Packungen oder etwa 4 % 
aller Rx-Packungen. Für nähere Informationen, siehe DAPI (2024).

Tabelle 2 zeigt eine analoge Betrachtung der Laufzeit zur 
nächsten und übernächsten Apotheke aus Sicht von Ein-
wohnern über 75 Jahre.9 Gut die Hälfte (53,6 %) der Men-
schen in dieser Altersgruppe kann die nächste Apotheke 
innerhalb von höchstens 10  min erreichen. Die andere 
Hälfte (46,4 %) benötigt zu Fuß mehr als 10 min. Die über-
nächste Apotheke ist für 42,2 % der über 75-Jährigen nur 
in mehr als 20 min Fußweg erreichbar. Inwieweit eine sol-
che Strecke für diese Bevölkerungsgruppe zumutbar ist, 
kann hier nicht beantwortet werden. Im Hinblick auf die 
Diskussion zu verbindlichen Führerscheintests bzw. pau-
schalen Fahrverboten für Senioren scheint es problema-
tisch, wenn insbesondere diese Bevölkerungsgruppe für 
den Weg zur Apotheke auf ein Auto angewiesen ist.

Analog zu Tabelle 1 wird in Tabelle 3 die Fahrdauer mit 
dem Pkw betrachtet (Individualverkehr). Die nächste Apo-
theke ist für 82.554.254 Einwohner (99,98 % der Bevöl-
kerung) mit einer Fahrzeit von höchstens 20 min erreich-
bar. Lediglich ein Bruchteil der Bevölkerung benötigt eine 
längere Fahrzeit als 20 min (siehe auch IGES, 2020; Kno-
bloch & Schröder, 2023).

Wenn die übernächste Apotheke weit entfernt ist, steigt 
die Versorgungsrelevanz der nächstgelegenen Apotheke. 
Für etwa ein Drittel der Bevölkerung (27.667.001 Einwoh-
ner) ist die übernächste Apotheke nur durch einen einfa-
chen Fußweg von mindestens 30  min erreichbar (siehe 
Tabelle 1). Dabei ist beispielsweise für 8.113.933 Einwoh-

9 Demografi sche Informationen zur infrastrukturellen Altersgruppen-
verteilung wurden aus den 100x100m Gitterzellendaten des Zensus 
2022 (mit Stichtag 15. Mai 2022) entnommen (Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder, 2025).

zur übernächsten Apotheke

Laufdauer 
[min]

< 5 min 5-10 min 10-20 min 20-30 min 30-60 min > 60 min ∑

abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. % abs. %

zur nächsten 
Apotheke

< 5 min 535.139 6,057 765.998 8,669 368.453 4,170 103.199 1,168 129.792 1,469 101.749 1,152 2.004.330 22,7

5-10 min 1.025.334 11,605 1.086.857 12,301 212.830 2,409 240.328 2,720 163.648 1,852 2.728.997 30,9

10-20 min 1.322.166 14,964 429.237 4,858 237.973 2,693 135.614 1,535 2.124.990 24,1

20-30 min 291.098 3,295 211.784 2,397 66.529 0,753 569.411 6,4

30-60 min 582.109 6,588 313.326 3,546 895.435 10,1

> 60 min 512.449 5,800 512.449 5,8

∑ 535.139 6,1 1.791.332 20,3 2.777.476 31,4 1.036.364 11,7 1.401.986 15,9 1.293.315 14,6 8.835.612

Quelle: eigene Berechnungen.

Tabelle 2
Laufdauer der Bevölkerung ab 75 Jahren (absolut und relativ) zur nächsten und übernächsten Apotheke



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
189

Analysen Gesundheit

ner (9,83 % der Bevölkerung) die nächste Apotheke zwar 
maximal 10 min entfernt, die übernächste Apotheke aber 
wenigstens 20 min. Im Fall einer Schließung müsste diese 
Gruppe zu Fuß also mindestens doppelt so lange unter-
wegs sein, um die übernächste Apotheke zu erreichen. 
Hier stellt sich die Frage, ob diese dann auf das Auto an-
gewiesen ist.

Fazit

Erreichbarkeitsanalysen geben Hinweise für die Frage, 
ob die fl ächendeckende Versorgung der Bevölkerung mit 
Arzneimitteln durch Apotheken im Sinne von § 1 ApoG 
sichergestellt ist. Solange Zugang zu einem eigenen Pkw 
besteht, ist die Versorgung als gut einzuschätzen. Ohne 
eigenen Pkw ist die Situation für einen nennenswerten 
Anteil der Bevölkerung als problematisch einzuschät-
zen. Wird eine zumutbare einfache Reisezeit von 30 min 
angesetzt, können ca. 16 Mio. Einwohner (ca. 19 % der 
Bevölkerung) die nächste Apotheke nicht fußläufi g errei-
chen. Selbst wenn von einer zumutbaren einfachen Lauf-
zeit von 60 min ausgegangen wird, verfügen gut 6 Mio. 
Einwohner (ca. 7 % der Bevölkerung) über keinen fuß-
läufi gen Zugang zu einer Apotheke. Zudem können gut 
27,7 Mio. Einwohner (ca. ein Drittel der Bevölkerung) die 
übernächste Apotheke nicht innerhalb von 30  min fuß-
läufi g erreichen. Für diese Einwohner dürfte die nächste 
Apotheke einen hohen Stellenwert bei der Versorgungs-
sicherheit haben. In diesem Kontext ist zu beachten, 
dass für gut die Hälfte der Einwohner im Alter von 75 
Jahren und älter bereits die nächste Apotheke fußläufi g 
nicht innerhalb von 10 min erreichbar ist. Setzt sich der 
Trend rückläufi ger Apothekenzahlen fort, kann die Ver-
sorgungssicherheit für einen nennenswerten Anteil der 
Bevölkerung bedroht sein.

Es ist darauf zu verweisen, dass sich der Gesetzgeber 
bisher keine Zielvorgaben zur Versorgungssicherheit ge-
setzt hat. Dies hat er in anderen Bereichen der Daseins-
vorsorge getan, beispielsweise im Postsektor. In einem 
Gedankenexperiment, in dem der Maßstab des Postge-
setzes auch für Vor-Ort-Apotheken angelegt wird, befi n-
den sich insbesondere in Bayern, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg zahl-
reiche Gemeinden, die nach dem Postgesetz Anspruch 
auf eine Postfi liale haben, aber über keine eigene Vor-Ort-
Apotheke verfügen.

Die in diesem Aufsatz dargestellten Analysen verdeut-
lichen, dass die Flächenversorgung mit Arzneimitteln 
durch Apotheken bestenfalls gefährdet und schlimmsten-
falls nicht mehr gegeben ist. Es dürfte zielführend sein, 
wenn der Gesetzgeber hier zunächst klare Zielvorgaben 
formuliert. Darauf aufbauend kann mithilfe des existieren-
den regulierungs- und wettbewerbsökonomischen Werk-
zeugkastens an einer effi  zienten Zielerreichung gearbeitet 
werden.
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ohne oder mit Hauptschulabschluss noch mehr als die 
Hälfte der Schulabgehenden aus (Statistisches Bundes-
amt, 1981).

Auch in den vergangenen Jahren hat sich im Zuge der 
multiplen Krisen, des demografi schen Wandels und wei-
terer Entwicklungen eine Eintrübung des Ausbildungs-
marktes ergeben. Die Probleme der Betriebe, ihre Aus-
bildungsplätze besetzen zu können, sind bundesweit in 
den letzten Jahren deutlich gestiegen. So ist nach Daten 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) der Anteil der unbe-
setzten Stellen an allen gemeldeten betrieblichen Be-
rufsausbildungsstellen kontinuierlich von 4,6  % im Jahr 
2010 auf 11,4 % im Jahr 2025 angewachsen. Auch Be-
fragungen von Betrieben bestätigen dieses Bild: Nach 
Daten des IAB-Betriebspanels blieben im Befragungs-
jahr 2023 rund 35 % der angebotenen Ausbildungsplät-
ze unbesetzt (Fitzenberger et al., 2024). Dieser Anteil ist 
sukzessive von 15 % im Jahr 2010 angestiegen. Gleich-
zeitig ist es auch schwieriger geworden, suchende 
Ausbildungsplatzbewerber:innen mit einer Ausbildungs-
stelle zu versorgen. Ende September 2025 sind ca. 19 % 
der bei der BA gemeldeten Bewerber:innen für Berufs-
ausbildungsstellen ohne Ausbildungsstelle geblieben.2

2 Für das Ausbildungsjahr 2024/2025.

Um die Versorgung von jungen Menschen mit einer Aus-
bildungsstelle zu verbessern, wird häufi g das Instrument 
einer Ausbildungsumlage zur Diskussion gestellt. Neben 
einem größeren Angebot an Ausbildungsstellen erhoff en 
sich Befürworter:innen davon eine positive Wirkung im 
Hinblick auf die Ausbildungsvergütungen und die Qualität 
der Ausbildung. Die Idee einer Ausbildungsplatzabgabe 
ist schon einige Jahrzehnte alt. Im Zuge der konjunkturel-
len Abkühlung und des Rückgangs an betrieblichen Aus-
bildungsstellen in den 1970er Jahren (Meyer, 1978) wurde 
eine Ausbildungsabgabe ins Auge gefasst und vom Bun-
desverfassungsgericht im Jahr 1980 als verfassungskon-
form beurteilt (BVerfGE 55, 274).1 Freilich sah der Ausbil-
dungsmarkt damals noch gänzlich anders aus. Die Zahl 
der Schulabgehenden ist seitdem deutlich gesunken und 
ihre Zusammensetzung hat sich erheblich verändert. Die 
Zahl der Personen mit Hochschulreife ist nach denen mit 
mittlerer Reife mittlerweile die zweitgrößte Gruppe unter 
den Schulabgehenden. Im Jahr 1980 machten Personen 

1 Die Umsetzung der Abgabe wurde damals jedoch ausgesetzt. Zugleich 
hat das Bundesverfassungsgericht 1980 Kriterien genannt, die für die 
Zulässigkeit einer solchen Sonderabgabe erfüllt sein müssen (Deut-
scher Bundestag, 2016). Neben dem Bremer Modell (levy grant) gibt es 
auch die Möglichkeit, dass ein Beitrag nur bei unzureichender Ausbil-
dungsaktivität gezahlt werden muss (levy exemption). Alternativ zu einer 
Umlage gibt es auch Beispiele für steuerfi nanzierte Ausbildungssub-
ventionen, beispielsweise den Ausbildungsbonus (Bonin et al., 2013).
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Zur Diskussion einer Ausbildungsumlage für die 
duale Berufsausbildung
Viele junge Menschen bleiben ohne Ausbildungsplatz – insbesondere in Großstädten. 
Um dieses Problem anzugehen, sind Betriebe in Bremen seit 2025 verpfl ichtet, eine 
Ausbildungsplatzabgabe zu leisten, auf deren Basis ein Umlagefonds aufgebaut wird. 
Ausbildende Betriebe erhalten dann für ihre Ausbildungsaktivitäten einen fi nanziellen 
Ausgleich aus diesem Fonds. Auch in Berlin hat sich die Landesregierung auf die Einführung 
einer solchen Ausbildungsumlage geeinigt. Doch die Reformen sind umstritten. Im 
vorliegenden Beitrag wird basierend auf nationaler und internationaler Forschung gezeigt, 
dass eine solche Umlage erfolgreich sein kann, wenn eine tatsächliche Unterversorgung mit 
Ausbildungsstellen vorliegt und die Umlage breit akzeptiert und spezifi sch zugeschnitten wird. 
Anschließend wird mit einem Blick auf den Ausbildungsmarkt in Berlin und Bremen diskutiert, 
inwiefern diese Bedingungen dort gegeben sind.
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Ein positives Beispiel für die Wirkung einer Ausbildungsum-
lage ist die Pfl egebranche. Sie wird auch in der aktuellen 
Debatte in Bremen und Berlin häufi g als ein Argument her-
angezogen, um die Sinnhaftigkeit einer Ausbildungsumlage 
zu rechtfertigen. Aus diesem Grund wird im Folgenden ein 
genauer Blick auf die Pfl egebranche geworfen.

Die Ausbildungsumlage in der Pfl egebranche

Mit Einführung der generalistischen Pfl egeausbildung im Jahr 
2020, im Zuge derer die drei Ausbildungsberufe der Alten-, 
Kranken- sowie Kinderkrankenpfl ege in einen Ausbildungs-
beruf integriert worden sind, wurde bundesweit ein Ausbil-
dungsfonds für die Pfl egebranche eingeführt. Mit Baden-
Württemberg, Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und dem Saarland gab es jedoch fünf Länder, die eine 
solche Ausbildungsumlage für den Ausbildungsberuf des/der 
Alterpfl egers/Altenpfl egerin bereits vor dieser grundlegenden 
Reform im Jahr 2020 eingeführt hatten. Dabei mussten alle 
ambulanten Pfl egedienste und stationären Pfl egeeinrichtun-
gen abhängig von ihrer Größe und der erbrachten Pfl ege-
leistung einen Beitrag in einen Fonds einzahlen. Aus diesem 
Fonds wurden dann die Ausbildungsvergütungen der Auszu-
bildenden sowie die Weiterbildungskosten fi nanziert.

In Bremen zahlen ansässige Unternehmen und Betriebe 
seit dem Jahr 2025 abhängig von ihrer Arbeitnehmerbrut-
tolohnsumme einen Beitrag in den sogenannten Ausbil-
dungsunterstützungsfonds (§ 11 Abs. 2 Ausbildungsun-
terstützungsfondsgesetz, AusbUFG).3 Betriebe mit einer 
geringeren Arbeitnehmerbruttolohnsumme als 135.000 € 
sind von der Beitragszahlung befreit. Aus diesem Fonds er-
halten Betriebe, die nach Berufsbildungsgesetz oder Hand-
werksordnung ausbilden, eine jährliche Erstattung von der-
zeit 2.250 € je Ausbildungsverhältnis. Zudem werden nach 
§ 4 AusbUFG weitere Maßnahmen fi nanziert, die darauf ab-
zielen, die Ausbildungsqualität zu verbessern und Betriebe 
und ausbildungsplatzsuchende Personen effi  zienter mitein-
ander zusammenzubringen.

Empirische Evidenz zur Wirkung von Ausbildungsumlagen 
gibt es bislang nur vereinzelt. Studien, die sich mit dem 
Thema befassen, sind häufi g deskriptiver Natur. Fundier-
te Analysen zur kausalen Wirkung sind jedoch von großer 
Wichtigkeit, unter anderem um Mitnahmeeff ekte identifi zie-
ren zu können, z. B. in Fällen, in denen ein Ausbildungsver-
hältnis auch ohne Subvention zustande gekommen wäre. 

3 Derzeit beträgt der Beitrag 0,27 % der Arbeitnehmerbruttolohnsumme.

Abbildung 1
Treatmenteff ekte der Einführung der Umlage in der Altenpfl egeausbildung im Zeitverlauf

In den Abbildungen a) und c) wird als Outcome die Wahrscheinlichkeit modelliert, mindestens eine neue auszubildende Person angestellt zu haben. In den 
Abbildungen b) und d) wird die Anzahl neu eingestellter Auszubildender (bedingt darauf, mindestens eine Person auszubilden) modelliert. Die Einführung 
der Umlage geschieht zum Zeitpunkt t = 0 . Das Jahr t = -2, zwei Jahre vor Einführung der Umlage, fungiert als Referenzjahr. Die Schätzungen basieren auf 
dem Ansatz nach Sun und Abraham (2021). Pfl egeeinrichtungen in Ländern ohne Ausbildungsumlage vor 2020 bilden die Kontrollgruppe. Die Konfi denzin-
tervalle basieren auf dem 95-Prozent-Level. Die Schätzungen kontrollieren für Merkmale der Pfl egeeinrichtungen (u. a. Betriebsgröße, durchschnittliches 
Alter der Belegschaft) und regionale Variablen auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte sowie auf Unterschiede zwischen den Jahren und Ländern. Die 
Standardfehler sind auf Ebene der Länder geclustert.

Quelle: Schuß (2023).
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tiven Daten von Schuß (2023) lag der Anteil der ambulanten 
Pfl egedienste mit mindestens einer Person in Ausbildung in 
den Ländern, die später eine Umlage eingeführt haben, bei 
knapp 15%. Es gab somit erhebliches Potenzial, die Aus-
bildungsaktivität zu steigern. Aus dieser Erkenntnis heraus 
hat sich eine allgemeine Reformbereitschaft in der Branche 
entwickelt. Dieser allgemeine Konsens hat dazu geführt, 
dass sich auch die Vertreter:innen der Arbeitgeberverbän-
de nicht per se der Einführung der Ausbildungsumlage ver-
weigert haben, wenngleich unterschiedliche Vorstellungen 
zur Gestaltung der Umlage bestanden.

Ein solcher Konsens führte in den 1970er Jahren auch im 
Baugewerbe zur Einführung einer Ausbildungsumlage. Ge-
trieben durch die wirtschaftliche Lage, Veränderungen der 
branchenspezifi schen Rahmenbedingungen sowie den Um-
stand, dass sich die Baubranche aus vielen kleinen Betrie-
ben zusammensetzte, war die Ausbildungsaktivität bis zu 
Beginn der 1970er Jahre auf einen gravierenden Tiefpunkt 
abgesunken (Bosch et al., 2022). Zudem gab es (ähnlich wie 
in der Altenpfl ege) auch im Baugewerbe eine hohe Fluktuati-
on bei den Beschäftigten. Im Zuge dessen einigten sich die 
relevanten Verbände und Sozialpartner auf eine Umstruk-
turierung der Ausbildungsinhalte, die Einführung obligatori-
scher überbetrieblicher Ausbildungswochen, die Erhöhung 
der Ausbildungsvergütungen sowie auf die Einführung einer 
Ausbildungsumlage. Die Ausbildungsplatzabgabe fi nanziert 
dabei die gesamten Kosten der überbetrieblichen Ausbil-
dungswochen sowie einen Teil der Ausbildungsvergütun-
gen. Mittlerweile werden teilweise auch Projekte für die Be-
rufsorientierung fi nanziert. Heute wird die nach 1975 gestie-
gene Ausbildungsaktivität unmittelbar mit der Ausbildungs-
umlage in Verbindung gebracht. Positiv hervorzuheben ist 
in jedem Falle, dass sich im Zuge der verschärften Lage die 
beteiligten Akteure gemeinsam auf eine solche Umlage ge-
einigt haben. Zu berücksichtigen bei der Einschätzung der 
baugewerblichen Umlage ist jedoch, dass die Umlage nur 
einen Bestandteil einer grundlegenden Umstrukturierung 
der Ausbildung in der Bauwirtschaft dargestellt hat.

Die Pfl ege- und Baubranche zeigen somit auf, dass die 
Akzeptanz der Umlage ein bedeutender Faktor ist, der da-
zu beiträgt, dass die beabsichtigte Wirkung einer Ausbil-
dungsumlage tatsächlich erreicht werden kann. Auch aus 
der internationalen Forschung gibt es Beispiele, wonach 
Ausbildungsumlagen keinen Eff ekt gezeigt haben, wenn 
sie von Betrieben als reine Besteuerung (oder „Bestrafung“) 
wahrgenommen werden (Kuczera, 2017). Um dies zu ver-
meiden, müssen die Gründe für die Erhebung der Abgabe 
sowie der Verwendungszweck der dadurch generierten 
fi nanziellen Mittel transparent kommuniziert werden. Zu-
dem muss vermittelt werden, inwiefern der Einsatz der fi -
nanziellen Mittel die Problemlage, beispielsweise den Man-
gel an Ausbildungsplätzen, verbessert.

Basierend auf Daten des Betriebs-Historik-Panels (Ganzer 
et al., 2022) des Forschungsdatenzentrums der BA im Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) nutzt Schuß 
(2023) methodisch, dass diese Länder die Reform in unter-
schiedlichen Jahren eingeführt haben. Während Rheinland-
Pfalz die Umlage bereits 2005 eingeführt hatte, folgte Ham-
burg erst im Jahr 2014. Durch Anwendung des Schätzansat-
zes nach Sun und Abraham (2021) wird für den Zeitraum von 
2002 bis 2018 gezeigt, dass für ambulante Pfl egedienste 
sowohl die Wahrscheinlichkeit, neue Auszubildende einzu-
stellen, als auch die Anzahl neuer Auszubildender nach Ein-
führung der Umlage signifi kant angestiegen sind (Abbildung 
1). So ist die Wahrscheinlichkeit, neue Auszubildende ein-
zustellen, ein Jahr nach Einführung (t = 1) um ca. 8 Prozent-
punkte gestiegen. Die Anzahl neuer Auszubildender ist ein 
Jahr nach Einführung der Umlage um 0,43 gestiegen. Bezo-
gen auf die durchschnittliche Anzahl von Auszubildenden in 
ambulanten Pfl egediensten im Zeitraum von 2002 bis 2018 
entspricht dies einem Eff ekt von ca. 35,9 %.

In stationären Pfl egeeinrichtungen ist die Wahrscheinlich-
keit, neue Auszubildende einzustellen, unberührt geblieben. 
Die Anzahl neuer Auszubildender ist jedoch auch in diesem 
Sektor signifi kant gestiegen, und zwar ein Jahr nach Einfüh-
rung der Umlage um 0,23 Auszubildende. Bezogen auf die 
mittlere Anzahl an Auszubildenden im Zeitraum von 2002 
bis 2018 entspricht dies einem Eff ekt von 11,9 %.

Unter welchen Bedingungen kann eine 

Ausbildungsumlage erfolgreich sein?

Somit zeigt die empirische Studie von Schuß (2023) einen 
klaren positiven Eff ekt der Ausbildungsumlage auf die Aus-
bildungsaktivität der Pfl egeeinrichtungen. Für eine bessere 
Einordnung der Ergebnisse müssen jedoch einige Rahmen-
bedingungen der Pfl egebranche berücksichtigt werden, die 
diese positive Wirkung begünstigt haben. Verglichen mit 
anderen Ausbildungsberufen verlassen im Altepfl egesektor 
überdurchschnittlich viele Auszubildende ihre Ausbildungs-
einrichtung nach Beendigung der Ausbildung und wech-
seln zu einer anderen Pfl egeeinrichtung (Seibert & Wydra-
Somaggio, 2017). Eine solche Lage schmälert den Anreiz für 
Betriebe, selbst in Ausbildung zu investieren, denn die In-
vestition in Ausbildung lohnt sich (monetär) häufi g erst nach 
einigen Jahren in Beschäftigung nach Ende der Ausbildung. 
Für die Altenpfl ege ist außerdem zu berücksichtigen, dass 
die Ausbildung sehr teuer ist; gerade im Bereich der ambu-
lanten Pfl egedienste ist eine enge Betreuung unumgänglich. 
Zudem war der Altenpfl egesektor dort, wo die Ausbildungs-
umlage eingeführt wurde, von einem fl ächendeckenden 
Fachkräftemangel geprägt. Diese Faktoren haben dazu ge-
führt, dass die Ausbildungsaktivität zu Beginn der 2000er 
Jahre, bevor die ersten Länder eine Ausbildungsumlage 
eingeführt haben, sehr gering gewesen ist. Nach deskrip-
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Saarland und in Hamburg die vollständigen Ausbildungs-
vergütungen und Weiterbildungskosten umverteilt. Die 
internationale Forschung betont, dass der Anteil der Aus-
bildungskosten, der umverteilt wird, groß genug ausfallen 
muss, um einen angemessenen Anreiz zur Einstellung von 
Auszubildenden zu setzen. Der Anteil der Ausbildungskos-
ten, der durch den Fonds fi nanziert werden, sollte jedoch 
auch nicht zu hoch ausfallen. Ansonsten könnten lediglich 
Mitnahmeeff ekte entstehen, d. h. Betriebe bilden in erster 
Linie aus, um die Erstattungen zu erhalten. Darunter könnte 
die Ausbildungsqualität leiden.

Die Situation in Bremen und Berlin

Ein Mangel an Ausbildungsplätzen, der branchenspezifi -
sche Zuschnitt und die Akzeptanz der Ausbildungsumlage 
sind drei wichtige Gelingensbedingungen, um den beab-
sichtigten Eff ekt einer Ausbildungsumlage zu erreichen. 
Inwiefern sind diese Bedingungen in Berlin und Bremen 
anzutreff en? Abbildung 2 zeigt zunächst, dass der Anteil 
der noch suchenden Bewerber:innen an allen Ausbildungs-
platznachfragenden in Berlin und Bremen größer ausfällt 
als im bundesweiten Durchschnitt.4 Besonders in Berlin 
verblieb zuletzt im Jahr 2025 ein außergewöhnlich hoher 
Anteil von 26,1 % der Ausbildungsplatznachfrage erfolglos 
bei der Suche nach einer Ausbildungsstelle. Damit hat mehr 
als jede:r vierte Bewerber:in in Berlin keinen Ausbildungs-
platz gefunden. Die Versorgungslage hat sich besonders 

4 Die Ausbildungsplatznachfrage ergibt sich aus der Zahl neu ab-
geschlossener Ausbildungsverträge und der noch suchender 
Bewerber:innen. Die Nachfrage ist daher größer als die von der BA 
ausgewiesene Zahl registrierter Bewerber:innen. Das betriebliche An-
gebot an Ausbildungsplätzen ergibt sich aus den neu abgeschlosse-
nen Ausbildungsverträgen ohne außerbetriebliche Verträge zuzüglich 
der unbesetzten Ausbildungsstellen.

Die Ausbildungsumlage in der Altenpfl ege war an ein klares 
– und gesetzlich verankertes – Ziel geknüpft: Der Mangel an 
Ausbildungsplätzen sollte beseitigt oder abgemildert wer-
den (§ 25 Abs. 1 Altenpfl egegesetz, AltPfl G). Vor Einführung 
der Umlage wurde von einem pfl egewissenschaftlichen 
Forschungsinstitut analysiert, ob solch ein Mangel vorliegt. 
Danach wurde in regelmäßigen Abständen untersucht, ob 
dieser Mangel weiterhin besteht. Zudem wurde in den Län-
dern mit Ausbildungsumlage untersucht und dokumentiert, 
wie sich die Anzahl an Auszubildenden entwickelt hat, in 
welche Posten das Geld des Fonds gefl ossen ist und wie 
hoch der Verwaltungsaufwand war. Die Umlage wurde so-
mit stets in Verbindung mit dem Mangel an Auszubilden-
den gesetzt, um zu erreichen, dass die Umlage nicht nur 
als fi nanzielle Belastung wahrgenommen wird, sondern der 
Nutzen ersichtlich wird. Eine solche Begleitforschung, die 
die Wirkung einer Umlage empirisch untersucht, ist für die 
Akzeptanz einer Umlage somit ein wichtiger Faktor.

Der Nutzen der Altenpfl egeumlage zeigte sich auch darin, 
dass der Fonds – ähnlich wie in der Bauwirtschaft – bran-
chen- bzw. berufsspezifi sch zugeschnitten war. Dadurch ist 
nachzuvollziehen, dass die umzuverteilenden fi nanziellen 
Mittel ausschließlich dem Altenpfl egesektor zugutekom-
men und nicht anderen Berufen, mit denen die Altenpfl ege 
nicht unmittelbar in Verbindung steht. Der Zweck war auch 
bei der baugewerblichen Umlage durch die sehr geringe 
Ausbildungsaktivität zu Beginn der 1970er Jahre und den 
Zuschnitt auf diese Branche stets ersichtlich.

Zwei weitere Bedingungen, die sich förderlich auf den Er-
folg der Altenpfl egeumlage ausgewirkt haben, sind erstens, 
dass die konjunkturelle Lage in der Altenpfl ege kaum eine 
Rolle spielt, und zweitens, dass die umzulegenden Kosten 
sehr hoch ausfi elen. So wurden in Nordrhein-Westfalen, im 

Abbildung 2
Ausbildungsmarkt: Entwicklung der Versorgungs- und Besetzungsprobleme in Berlin, Bremen und bundesweit

Quelle: BA (2025), BIBB (2025b).
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tungen, Warenhandel, Vertrieb, Hotel und Tourismus) ver-
glichen mit dem bundesweiten Durchschnitt unterdurch-
schnittlich. Dieses Bild ergibt sich auch für die einzelnen 
Berufe innerhalb der Berufsbereiche. In Berlin gab es im 
September 2025 unter den Berufen mit mindestens 50 ge-
meldeten Ausbildungsstellen nur bei der Klassifi kation der 
Berufe (KldB) „541 Reinigung“ einen Anteil von unbesetz-
ten Stellen von über 15 %. In allen anderen Berufen fi elen 
die Besetzungsprobleme unterdurchschnittlich (verglichen 
mit dem westdeutschen Anteil über sämtliche Berufe) 
aus. In Bremen ergibt sich ein ähnliches Bild, wobei sich 
lediglich bei drei Berufen ein Anteil von unbesetzten Stel-
len über 15 % ergibt. Während es bundesweit eine ganze 
Bandbreite von einzelnen Berufen gibt, in denen jede drit-
te Stelle unbesetzt bleibt, gibt es solche Fälle in Bremen 
kaum – und in Berlin noch seltener. Ein weiterer Hinweis, 
der gerade in Berlin auf eine besondere Schiefl age des 
Ausbildungsmarktes hindeutet, ist der überaus geringe 
Anteil der Betriebe mit Auszubildenden an allen Betrieben 
einschließlich der Ausbildungsbetriebe von 10,8 % (Stand 
2023, BIBB, 2025a). Damit liegt die Ausbildungsbetriebs-
quote wesentlich niedriger als in West- (19,8 %) und Ost-
deutschland (15,0 %). Auch beim Anteil der Auszubilden-
den an allen sozialversicherungspfl ichtigen Beschäftigten 
einschließlich der Auszubildenden (Ausbildungsquote) 
wies Berlin 2023 mit 3 % den kleinsten Wert unter allen 16 
Ländern auf (Westdeutschland: 4,7  %; Ostdeutschland: 
3,8  %). Bremen weist hingegen vergleichbare Werte mit 
dem westdeutschen Durchschnitt auf (Ausbildungsbe-
triebsquote: 20,5 %, Ausbildungsquote: 4,7 %).

Fazit und Implikationen für die Ausbildungsumlage in 

Berlin und Bremen

Der Blick auf den Ausbildungsmarkt in Berlin und Bremen 
zeigt durchaus einige Gründe auf, die die Einführung einer 
Ausbildungsumlage rechtfertigen lassen. Eine wissen-
schaftlich eindeutige Antwort dazu, ab welchem Wert 
genau ein Mangel an Ausbildungsplätzen vorliegt und ein 
Eingriff  mittels einer Ausbildungsumlage gerechtfertigt ist, 
besteht zwar nicht, jedoch zeigen verschiedene Indikato-
ren, dass insbesondere in Berlin eine erhebliche Unterver-
sorgung der jungen Menschen mit Ausbildungsstellen und 
gleichzeitig ein geringes Angebot an Ausbildungsstellen 
sowie geringe Besetzungsprobleme der Betriebe vorlie-
gen. Ein weiterer Grund, der für die Einführung einer Umla-
ge spricht, ist, dass Bremen und Berlin zwei Stadtstaaten 
sind und die Umlage damit geografi sch zugeschnitten an-
gewendet wird. Die Versorgungsprobleme fallen zwischen 
den verschiedenen Berufen in beiden Stadtstaaten relativ 
homogen aus. In großen Flächenländern ist die Rechtferti-
gung einer Ausbildungsumlage bedeutend schwieriger, da 
sich in solchen Ländern stets Regionen fi nden, wo eher Be-
setzungs- als Versorgungsprobleme vorherrschen.

ab dem Jahr 2017 deutlich verschlechtert; Ende September 
2010 lag der Anteil der suchenden Bewerber:innen noch bei 
11,1 %. In Bremen war der Anteil im Jahr 2025 mit 15,4 % 
deutlich kleiner als in Berlin, allerdings etwas größer als der 
westdeutsche Durchschnitt von 14,6 %.

Gleichzeitig fallen die Besetzungsprobleme in den beiden 
Stadtstaaten wesentlich geringer aus als bundesweit. In 
Berlin blieben im Jahr 2025 5,9 % des betrieblichen Aus-
bildungsplatzangebotes unbesetzt, in Bremen waren es 
4,6 % (Westdeutschland: 10,8%, Ostdeutschland: 9,4 %). 
Temporär fi elen die Besetzungsprobleme gerade in Bre-
men sehr gering aus, wobei dort in einzelnen Jahren ab 
2010 teilweise weniger als 3  % der betrieblichen Stellen 
unbesetzt blieben. Ähnlich wie in den anderen Ländern ist 
dieser Anteil im Zeitraum von 2010 bis 2025 jedoch auch 
in Berlin und Bremen sukzessive angestiegen, allerdings 
in deutlich geringerem Ausmaß als bundesweit. Dieses 
Bild ergibt sich bei Gegenüberstellung der registrierten 
Bewerber:innen mit den gemeldeten Ausbildungsstellen. 
So ist die Bewerber-Stellen-Relation (BSR) ganz besonders 
in Berlin sehr viel geringer als im Rest der Republik. Im Jahr 
2025 kamen in Berlin auf 100 gemeldete Ausbildungsstel-
len rund 158 Bewerber:innen. In Bremen lag 2025 ein leich-
ter Überschuss an Ausbildungsstellen vor; auf 100 Stellen 
kamen 95,9 Bewerber:innen. Im westdeutschen Durch-
schnitt fällt der Stellenüberschuss jedoch deutlich größer 
aus (BSR: 87,7). Dieses Bild wird durch den alternativen 
Indikator, die Relation aus Ausbildungsplatzangebot und 
-nachfrage, bestätigt. Demnach kamen in Berlin 2025 auf 
100 Nachfrager:innen 78,3 Ausbildungsplatzangebote (Ta-
belle 1). Auch in Bremen ergibt sich bei diesem Indikator ein 
Überschuss an Nachfrager:innen; die Relation beträgt dort 
88,4. In den westdeutschen Ländern lag im Durchschnitt 
mit einem Wert von 95,4 ein marginaler Überschuss an 
Ausbildungsplatznachfragenden vor.

Um den Blick auf den Ausbildungsmarkt zu vertiefen, sind 
auch Unterschiede zwischen den Ausbildungsberufen in 
den Blick zu nehmen. Auf Ebene der Berufsbereiche zeigt 
Tabelle 1, dass der Anteil der Bewerber:innen, die Ende 
September 2025 weiter nach einer Ausbildungsstelle such-
ten, in Bremen relativ homogen zwischen den Berufsbe-
reichen ausfällt und um den Durchschnittswert von 15,4 % 
verteilt ist. Gleichzeitig liegt in allen Berufsbereichen der 
Anteil der unbesetzten Ausbildungsstellen bei unter 10 %.

In Berlin fallen die Versorgungsprobleme der jungen Men-
schen mit einem Ausbildungsplatz ebenfalls relativ ho-
mogen zwischen den Berufsbereichen aus, sind jedoch 
deutlich drastischer als in Bremen. In jedem Berufsbereich 
bleiben mindestens 23 % der Nachfragenden ohne Ausbil-
dungsplatz. Die Besetzungsprobleme sind in Berlin (abge-
sehen vom Berufsbereich 6 – Kaufmännische Dienstleis-
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gerade aus kleinen Stadtstaaten möglicherweise in andere 
Länder ziehen, um der Zahlung einer Ausbildungsplatzab-
gabe zu entgehen. Empirische Evidenz für ein solches An-
passungsverhalten gibt es bislang nicht. Um die Wirkung 
einer Ausbildungsumlage angemessen zu beurteilen, ist 
eine empirische Untersuchung auch dieser Frage jedoch 
wichtig. Eine solche Untersuchung sollte auch betrachten, 
wie hoch eine Erstattung sein sollte, um die intendierten Ef-
fekte zu erzielen. Die in Bremen derzeitige jährliche Erstat-
tung von 2.250 € je auszubildender Person erscheint als zu 
gering. Verglichen mit der 2024 mittleren tarifl ichen Ausbil-
dungsvergütung in Bremen pro Monat von 1.126 € (Schön-
feld & Wenzelmann, 2025) deckt die Erstattung nur einen 
Bruchteil der tatsächlichen Ausbildungskosten ab.

Das größte Hindernis für die Ausbildungsumlage ist die 
mangelhafte Akzeptanz des Instruments bei den Betrieben 

Ein weiterer Grund, der den Einsatz einer Ausbildungsumla-
ge rechtfertigt, ist die häufi g formulierte Erwartung, wonach 
die Ausbildungsvergütungen und die Ausbildungsqualität 
infolge einer fi nanziellen Entlastung ausbildender Betrie-
be ansteigen könnten. Daher sollte sich die Diskussion zur 
Ausbildungsumlage nicht nur auf den Mangel an Ausbil-
dungsplätzen konzentrieren, sondern auch betrachten, ob 
eine Umlage u. a. Einfl uss auf die Ausbildungsvergütungen 
haben kann. Folgt man dieser theoretischen Erwartung, 
könnte sich über steigende Vergütungen auch eine Ver-
besserung der Attraktivität der Berufsausbildung ergeben. 
Zu berücksichtigen bei der Umsetzung einer Ausbildungs-
umlage – und dies gilt auch für die beiden Stadtstaaten – 
ist jedoch, inwiefern kleine Betriebe und Betriebe, die im 
Verbund mit anderen Betrieben ausbilden, auf eine solche 
Umlage reagieren. Zudem ist zu prüfen, inwiefern größere 
Betriebe, die fl exibler bei der Wahl ihres Standortes sind, 

Tabelle 1
Ausbildungsmarktlage in Berlin, Bremen und bundesweit nach Berufsbereichen, 2025

Anmerkung: Der Anteil der unbesetzten Stellen bezieht sich auf das Gesamtangebot an Ausbildungsstellen. Der Anteil noch suchender Bewerber:innen be-
zieht sich auf die Gesamtnachfrage nach Ausbildungsstellen. Die dritte Spalte zeigt, wie viele Ausbildungsplatzangebote auf 100 Nachfragende kommen.

Quelle: BA (2025), BIBB (2025b).

Berufsbereich (1. Ebene Klassifi kation der Berufe) Berlin Bremen

Anteil 
unbesetzter 
Stellen (in %)

Anteil noch 
Suchender 

(in %)

Relation 
Angebot zu 
Nachfrage

Anteil 
unbesetzter 
Stellen (in %)

Anteil noch 
Suchender 

(in %)

Relation 
Angebot zu 
Nachfrage

1 Land-, Forst- und Tierwirtschaft und Gartenbau 8,2 28,6 77,8 0,0 13,5 83,8

2 Rohstoff gewinnung, Produktion und Fertigung 3,2 27,7 74,8 3,4 15,7 87,0

3 Bau, Architektur, Vermessung und Gebäudetechnik 8,3 24,2 82,7 5,2 15,5 89,1

4 Naturwissenschaft, Geografi e und Informatik 0,9 36,1 64,5 . . 85,4

5 Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit 8,9 25,4 82,2 5,4 9,9 95,3

6 Kaufmännische Dienstleistungen, Warenhandel, Vertrieb, Hotel 
und Tourismus

10,7 25,2 83,9 7,7 16,3 90,7

7 Unternehmensorganisation, Buchhaltung, Recht und Verwaltung 3,5 23,0 79,9 1,9 12,5 88,9

8 Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung 2,3 25,7 76,2 3,7 13,9 89,4

alle Berufe 5,7 26,1 78,3 4,3 15,4 88,4

Berufsbereich (1. Ebene Klassifi kation der Berufe) Westdeutschland Ostdeutschland

Anteil 
unbesetzter 
Stellen (in %)

Anteil noch 
Suchender 

(in %)

Relation 
Angebot zu 
Nachfrage

Anteil 
unbesetzter 
Stellen (in %)

Anteil noch 
Suchender 

(in %)

Relation 
Angebot zu 
Nachfrage

1 Land-, Forst- und Tierwirtschaft und Gartenbau 5,6 13,6 91,5 6,4 15,6 90,1

2 Rohstoff gewinnung, Produktion und Fertigung 9,7 12,9 96,4 10,1 12,6 97,2

3 Bau, Architektur, Vermessung und Gebäudetechnik 12,9 10,6 102,6 11,7 10,7 101,1

4 Naturwissenschaft, Geografi e und Informatik 5,2 23,0 81,2 4,1 29,1 73,9

5 Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit 11,8 14,9 96,5 10,8 16,2 93,9

6 Kaufmännische Dienstleistungen, Warenhandel, Vertrieb, Hotel 
und Tourismus

17,7 15,2 103,0 12,2 16,9 94,6

7 Unternehmensorganisation, Buchhaltung, Recht und Verwaltung 6,2 14,7 90,9 4,8 15,7 88,6

8 Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung 8,2 14,0 93,8 4,1 18,9 84,5

alle Berufe 10,5 14,6 95,4 9,0 15,8 92,5
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gematcht werden kann, ist nicht nur in Berlin und Bremen, 
sondern in der ganzen Bundesrepublik, eine entscheiden-
de Frage. Daher sind parallel zur Ausbildungsumlage ins-
besondere die Berufsorientierung und Maßnahmen anzu-
passen, die darauf abzielen, Bewerber:innen und Betriebe 
besser zusammenzubringen.
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und den Wirtschaftsverbänden. In Bremen sowie in Berlin 
gibt es aktuell eine Vielzahl an rechtlichen Klagen gegen 
die Umlage, auch wenn der Staatsgerichtshof Bremen die 
Verfassungskonformität des dortigen Systems erst einmal 
bestätigt hat. Unabhängig davon sind die verhärteten Fron-
ten zwischen Politik und Betrieben, wie sie derzeit in Berlin 
und Bremen zu beobachten sind, schlechte Rahmenbedin-
gungen für das Gelingen der Ausbildungsumlage. Um die 
gewünschten Eff ekte einer Umlage zu erreichen, ist zwin-
gend ein Prozess vonnöten, der die Betriebe integriert und 
beteiligt. Im Rahmen dieses Prozesses sollte außerdem 
kommuniziert werden, inwiefern die Umlage ganz konkret 
den Betrieben zugutekommt. Im vorliegenden Fall einer 
berufs- und branchenübergreifenden Umlage ist dies be-
deutend schwieriger als bei den Umlagesystemen in der 
Bau- und Pfl egebranche. Möglich ist es jedoch dennoch, 
wie das Positivbeispiel einer allgemeinen Ausbildungsum-
lage aus Dänemark aufzeigt (Bosch et al., 2022). Teil die-
ser Kommunikation muss auch eine fundierte empirische 
Evaluation der Umlage von unabhängigen Forschungsins-
tituten sein, die neben dem Mangel an Ausbildungsplätzen 
auch Kennziff ern zur Ausbildungsqualität und den Ausbil-
dungsvergütungen betrachtet.

Bei der Diskussion um die Sinnhaftigkeit einer Ausbil-
dungsumlage muss auch ein Augenmerk auf die Gründe 
der Versorgungsprobleme geworfen werden. Selbst bei fi -
xem Angebot an Ausbildungsstellen gibt es Ansätze, mehr 
junge Menschen in Ausbildung zu bringen. So sind in Ber-
lin Ende September 2025 beispielsweise 5.191 registrierte 
Bewerber:innen unversorgt verblieben; gleichzeitig sind 
aber auch 887 betriebliche Ausbildungsstellen unbesetzt 
geblieben. Insofern ist insbesondere nach den Gründen zu 
fragen, warum die Betriebe diese Ausbildungsstellen nicht 
besetzen konnten. Betriebsbefragungen verdeutlichen zu-
dem regelmäßig, dass Betriebe häufi g keine passenden 
Bewerber:innen fi nden konnten. Wie solche Fälle bei der 
Umlage berücksichtigt werden können, ist bislang off en. 
Betriebe fi nanziell zu benachteiligen, die gerne ausbilden 
würden, aber keine geeigneten Bewerber:innen fi nden, soll 
die Umlage schließlich nicht bewirken. Wie die Zahl off e-
ner Stellen und freier Bewerber:innen besser miteinander 

Title: On the discussion on a training levy for dual vocational training
Abstract: Many young people are left without apprenticeship training, especially in large cities. To address this problem, companies in 
Bremen have been required to pay an apprenticeship levy since 2025, which is used to set up a levy fund. Companies that off er apprentice-
ships then receive fi nancial compensation from this fund. In Berlin, too, the state government has agreed to introduce such a training levy. 
However, the reforms are controversial. Based on national and international research, this study explains the conditions under which such 
a levy can have the intended eff ects and what needs to be considered when designing such a levy. Furthermore, it analyses the market for 
apprenticeship training in Berlin and Bremen to determine the extent to which these conditions are met there.
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Finanzierung der Schieneninfrastruktur: Replik 
und Erwiderung
In der Septemberausgabe 2025 veröff entlichte der Wirtschaftsdienst einen Leitartikel mit dem 
Titel „Best Practices für die Schiene – statt deutscher Sonderweg“ von Vera Huwe, Niklas 
Illenseer und Philippa Sigl-Glöckner. Alexander Eisenkopf und Andreas Knorr vertreten in einer 
Replik eine andere Auff assung. Im Anschluss erläutern Vera Huwe und Niklas Illenseer ihren 
Standpunkt in einer Erwiderung.

Prof. Dr. Alexander Eisenkopf ist Inhaber 

des Zeppelin-Lehrstuhls für Wirtschafts- und 

Verkehrspolitik an der Zeppelin Universität 

Friedrichshafen.

Prof. Dr. Dr. h. c. Andreas Knorr ist Professor für 

Volkswirtschaftslehre, insbesondere Wirtschafts- 

und Verkehrspolitik, an der Deutschen Universität 

für Verwaltungswissenschaften Speyer.

In ihrem Beitrag „Best Practices für die Schiene – statt 
deutscher Sonderweg“ beschäftigen sich Vera  Huwe, Ni-
klas Illenseer und Philippa Sigl-Glöckner (2025a) mit den 
institutionellen Rahmenbedingungen der Finanzierung der 
deutschen Schieneninfrastruktur. Sie stellen fest, dass 
Deutschlands Bahnen „im falschen Finanzierungsmodus“ 
fahren und die Finanzarchitektur „teuer, intransparent und 
voller Fehlanreize ist“. Dieser Befund fi ndet unsere volle Zu-
stimmung, allerdings überzeugen uns die zugrundeliegen-
de Analyse und die präsentierten Lösungsvorschläge nicht.

Wer sollte die Kosten von Betrieb und Instandhaltung 

tragen?

Huwe, Illenseer und Sigl-Glöckner beklagen grundsätz-
lich, dass nach aktueller Rechtslage für Betrieb und Unter-
haltung der Schieneninfra struktur allein die DB InfraGO als 
Tochter der Deutschen Bahn AG verantwortlich ist. In an-
deren europäischen Ländern würden dagegen auch „Teile 
der Betriebs- und Instandhaltungskosten“ vom Staat be-
zuschusst.

Letzteres ist kritisch zu hinterfragen, insbesondere weil 
die Aussage nicht weiter spezifi ziert wird. Vermutlich re-
kurrieren Huwe, Illenseer und Sigl-Glöckner dabei auf 
ihr eigenes Arbeitspapier „Wie eine intransparente und 
komplexe Finanzierungsstruktur die Kosten der Schiene 
in die Höhe treibt“ vom Mai 2025 (Huwe et al., 2025b). 

Dort heißt es in Fußnote 5: „In Österreich beinhaltet der 
Rahmenplan die Verpfl ichtung zur Finanzierung des 
Betriebs, siehe folgende Stellungnahme1 zur ‚Öff entli-
chen Anhörung zur Bahn‘ vom 9. Oktober 2023. In der 
Schweiz wird der Betrieb aus dem Bahninfrastruktur-
fonds (BIF) mitfi nanziert. In beiden Ländern gibt es auch 
Nutzerentgelte, es wird jedoch nicht erwartet, dass die-
se Einnahmen den Betrieb auskömmlich fi nanzieren“ 
(Huwe et al., 2025b, S. 5).

Um diese Aussage einzuordnen, bedarf es zunächst ei-
ner klaren Begriff sbildung. Wie Huwe, Illenseer und Sigl-
Glöckner in ihrem Papier vom Mai 2025 richtig ausführen, 
betreff en die Finanzierungserfordernisse der Schienenin-
frastruktur grundsätzlich die Bereiche Aus- und Neubau, 
die notwendigen Ersatzinvestitionen, die Instandhaltung 
(Reparaturen) und letztlich den (operativen) Betrieb der 
Schieneninfrastruktur.

1 Hier wird im Original verwiesen auf Hebenstreit (2023).

Alexander Eisenkopf, Andreas Knorr

Replik zum Beitrag „Best Practices für die Schiene – statt deutscher 

Sonderweg“
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Die als Beleg für die Aussage, in Österreich beinhalte der 
Rahmenplan die Verpfl ichtung zur „Finanzierung des Be-
triebs“, herangezogene Quelle gibt leider den Sachstand 
nicht richtig wieder. Es gilt vielmehr explizit laut des Zu-
schussvertrages mit der ÖBB-Infrastruktur AG aus dem 
Jahr 2022: „Der Bund leistet gemäß § 42 Abs. 2 Bundes-
bahngesetz Zuschüsse zur Planung und zum Bau sowie 
zur Instandhaltung von Schieneninfrastruktur. Dies umfasst 
auch den Bau neuer Infrastruktur“ (BMK, 2022). Von einer 
Bezuschussung des (operativen) Eisenbahnbetriebs ist 
ausdrücklich nicht die Rede. In der Schweiz gilt anderer-
seits, dass Mittel aus dem Bahninfrastrukturfonds auch für 
den Betrieb der Schieneninfrastruktur herangezogen wer-
den (749 Mio. CHF in 2025 veranschlagt (BAV, 2025)). Al-
lerdings weist die Schweiz einen Kostendeckungsgrad der 
Schieneninfrastruktur von etwa 50 % aus, während für das 
österreichische Schienennetz durch Trasseneinnahmen 
nur rund 25 % des Infrastrukturaufwands gedeckt werden 
(Schley, 2025).

Aus ökonomischer Sicht sind wirtschaftliche Aktivitäten 
immer dann kritisch zu hinterfragen, wenn sie auf Dauer 
nicht kostendeckend betrieben werden können und dann 
aus öff entlichen Mitteln subventioniert werden. Dies ist 
off ensichtlich beim Schienenverkehr der Fall, insbeson-
dere wegen der hohen Infrastrukturkosten. Es steht je-
doch das Gegenargument im Raum, dass Beihilfen für die 
Schiene notwendig seien, um damit Wettbewerbsnach-
teile gegenüber der Straße infolge der ungedeckten ex-
ternen Kosten des Straßenverkehrs zu kompensieren und 
eine erwünschte Verkehrsverlagerung auf die Schiene zu 
fördern. Die Monopolkommission stellt hierzu fest, dass 
sich nicht abschließend bewerten lässt, ob es relevante 
Benachteiligungen der Schiene im intermodalen Wettbe-
werb gibt (Monopolkommission, 2025).

Angesichts der Wegekostendeckungsgrade des Straßen-
verkehrs und des mittlerweile realisierten Umfangs der 
Internalisierung seiner externen Kosten stellt sich aber 
die Frage, ob die staatliche Finanzierung der Schienenin-
frastruktur tatsächlich auch die laufende Instandhaltung 
und den (operativen) Betrieb des Netzes umfassen sollte. 
Wenn diese elementaren Ressourcenbeanspruchungen 
durch die Nutzer des Schienennetzes nicht über Tras-
senpreise gedeckt werden können, dürfte eine Trag- und 
Marktfähigkeit des Schienenverkehrs kaum gegeben sein.

Keine Vollkostendeckung bei der Schiene

Vor diesem Hintergrund kann auch die Kritik von Huwe, 
Illenseer und Sigl-Glöckner nicht überzeugen, dass über 
die Trassenpreise in Deutschland derzeit die vollen Kos-
ten der DB InfraGO gedeckt werden müssen, was die 
Netznutzung massiv verteuere und dadurch die Wettbe-

werbsfähigkeit der Schiene beeinträchtige. Dies ist bezo-
gen auf die von der DB InfraGO ausgewiesenen Kosten 
zwar formal richtig, vernachlässigt aber den Kern des 
Problems. Eine Vollkostendeckung fi ndet tatsächlich nur 
für einen geringen Teil der ökonomisch relevanten Kosten 
statt. Seit Ende der 1990er Jahre wurden Investitionen in 
den Neu- und Ausbau der Schieneninfrastruktur überwie-
gend über verlorene Zuschüsse, sogenannte Baukosten-
zuschüsse, fi nanziert. Dies erfolgte im Widerspruch zu 
den Intentionen der Bahnreform, die eine Finanzierung 
als zinslose Darlehen durch den Bund als Regelfall vorsah 
(Aberle & Zeike, 2001). Nicht rückzahlbare Baukostenzu-
schüsse des Bundes sollten eigentlich nur ausnahmswei-
se bei Baumaßnahmen gewährt werden, die nicht oder 
nur teilweise im unternehmerischen Interesse der Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen liegen. Später wurden 
über die Leistungs- und Finanzierungsvereinbarungen 
(LuFV) sogar früher eigenfi nanzierte Investitionen in das 
Bestandsnetz mit Baukostenzuschüssen bezahlt.

Solche nicht rückzahlbaren Investitionszuschüsse ma-
chen daher seit langer Zeit den größten Teil der öff ent-
lichen Mittel aus, die von den jeweiligen Infrastruktur-
töchtern der Deutschen Bahn vereinnahmt wurden. So 
wurden für das Jahr 2024 Investitionszuschüsse von ins-
gesamt 12 Mrd. € für die DB InfraGO gewährt. Sie wer-
den aktivisch von den Anschaff ungs- und Herstellungs-
kosten abgesetzt und tauchen nicht mehr in der Bilanz 
auf, sodass hierfür bei der Trassenpreiskalkulation der 
DB InfraGO keine Abschreibungen und Zinsen verrech-
net werden (Deutsche Bahn AG, 2025a).

Finanzierungspraxis bewirkt dysfunktionale Anreize

Mit dieser Vorgehensweise wurde über die Jahre ein er-
heblicher „Shadow Asset Value“ in dreistelliger Milliar-
denhöhe bei der Schieneninfrastruktur aufgebaut.2 So 
weist die DB InfraGO zum 31. Dezember 2024 für den 
Fahrweg ein bilanzielles Anlagevermögen von insgesamt 
ca. 34 Mrd. € aus (Deutsche Bahn, 2025b); Abschrei-
bungen wurden in Höhe von 978 Mio. € vorgenommen. 
Dagegen nennt der Infrastrukturzustands- und -entwick-
lungsbericht 2024 gemäß der LuFV einen Substanzwert 
des Fahrweges von 115,3 Mrd. €; der entsprechende Wie-
derbeschaff ungswert liegt bei 257,2 Mrd. €.3 Bei auf 2024 

2 Bereits bei der Gründung der Deutsche Bahn AG wurde das Sachan-
lagevermögen im Zuge der vollständigen Entschuldung um mehr als 
70 Mrd. DM abgewertet. Dies betraf auch die wenige Jahre zuvor ge-
bauten Neu- und Ausbaustrecken des ICE-Netzes. Aberle und Bren-
ner (1996, S. 32) schreiben dazu: „Dies bedeutet, daß die nach Vorga-
ben der Bahn geschaff enen hochwertigen Teile der Netzinfrastruktur, 
(…), ohne kalkulatorische Zinsen und Abschreibungen bei der DB AG 
genutzt werden.“

3 Für den Geschäftsbereich Personenbahnhöfe beträgt der Substanz-
wert 20,88 Mrd. € und der Wiederbeschaff ungswert 38,96 Mrd. €.
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fortgeschriebenem Preisstand beträgt der Substanzwert 
sogar 278,1 Mrd. € und der Wiederbeschaff ungswert 
630,5 Mrd. €.4 Der investive Nachholbedarf, der alle An-
lagen betriff t, die ihre durchschnittliche technische Nut-
zungsdauer vor dem 31. Dezember 2008 überschritten 
haben, liegt bei 47,5 bzw. 115,8 Mrd. € (Deutsche Bahn 
AG, 2025c).

Die langjährig geübte Finanzierungspraxis über Bau-
kostenzuschüsse fordert also das Fahren auf Verschleiß 
geradezu heraus. Hinzu tritt ein dysfunktionales Anreiz-
system in Gestalt der LuFV (Monopolkommission, 2025). 
Deren Finanzierungslogik ermuntert die Infrastrukturbe-
treiber dazu, selbst zu tragende Instandhaltungsarbeiten 
zu unterlassen, um die später zwangsläufi g notwendigen 
Ersatzinvestitionen aus Bundesmitteln fi nanzieren zu kön-
nen. Das grundsätzliche Problem der Schieneninfrastruk-
tur ist demnach nicht die Erwirtschaftung einer Rendite 
für das eingesetzte Kapital über die Trassenpreise. Nicht 
diese Regelung setzt den Anreiz, die Schieneninfrastruk-
tur verkommen zu lassen, wie Huwe, Illenseer und Sigl-
Glöckner behaupten, sondern umgekehrt die von ihnen 
propagierten staatlichen Zuschüsse.

Reformvorschläge lösen das Problem nicht

Nach der Diskussion der wesentlichen Analysestränge 
des Beitrages kommen wir nun zu den von Huwe, Illen-
seer und Sigl-Glöckner propagierten Reformansätzen des 
Finanzierungssystems der Schieneninfrastruktur. Sie prä-
sentieren drei konkrete Lösungsvorschläge:

1. Senkung der Renditeziele für die DB InfraGO. Hierbei 
geht es um eine Absenkung der Vollkostenaufschläge 
im Trassenpreissystem. Die Trassenpreise haben sich 
zuletzt stark erhöht und steigen weiter, weil Infrastruk-
turmaßnahmen statt über verlorene Zuschüsse ver-
stärkt mittels Eigenkapitalzuführungen fi nanziert wur-
den (Monopolkommission, 2025). Hierfür werden dann 
Abschreibungen und im Rahmen der Entgeltregulierung 
auch eine Verzinsung verrechnet, die aktuell bei bis zu 
5,2 % liegt (NEE, 2025b). Während wir die Berücksichti-
gung vorgenommener Abschreibungen in der Trassen-
preiskalkulation für grundsätzlich gerechtfertigt halten, 
erscheint eine derart hohe Verzinsung nicht sachge-
recht. Die Bundesregierung plant bereits eine Absen-
kung auf 2,2 %, was in etwa dem Rechnungszinssatz für 
die Wegekosten der Bundesfernstraßen von 2,3 % ent-
spricht (Alfen Consult & AVISO, 2022).

4 Zum Vergleich: Der Wiederbeschaff ungswert des gesamten Bun-
desfernstraßennetzes (Bruttovermögen) wird 2024 laut der aktuellen 
Wegekostenrechnung mit 481 Mrd. € veranschlagt (Alfen Consult & 
AVISO, 2022).

Aus verkehrsökonomischer Perspektive sollte eine 
Verzinsung des Kapitalstocks allerdings gänzlich un-
terbleiben, wenn die Gemeinwohlorientierung ernst 
genommen wird. Da die Infrastruktur heute bilanziell 
der DBInfraGO im Deutsche Bahn-Konzern zugeord-
net ist und sich nicht unmittelbar im Bundeseigentum 
befi ndet, besteht hier allerdings ein regulatorisches 
Konfl iktpotenzial. Im Zuge einer echten Trennung von 
Infrastruktur und Transportsparten könnte dieses aber 
beseitigt werden und die Schieneninfrastruktur wie 
das Straßennetz gemäß der Betriebsfi ktion einer öf-
fentlichen Verwaltung geführt werden, die ohne Verzin-
sungsanspruch agiert. Dies würde auch der im Zuge 
der Bahnreform entwickelten und anfänglich umge-
setzten Logik der Finanzierung der Infrastruktur über 
zinslose Darlehen entsprechen (Aberle & Zeike, 2001).

2. Orientierung der Trassenpreise an unmittelbaren Nut-
zungskosten. Huwe, Illenseer und Sigl-Glöckner for-
dern, dass Trassenpreise sich mittelfristig an den un-
mittelbaren Nutzungskosten orientieren: „Was das 
Aufkommen nicht deckt, trägt der Bund – wie bei den 
Bundesstraßen. Das senkt Preise, stabilisiert sie lang-
fristig und macht die Finanzierung transparenter. Kurz-
fristig kostet das zwar mehr, mittelfristig spart es aller-
dings Geld und Aufwand. Das kommt der Schiene wie 
dem Bundeshaushalt zugute“.

Wir halten eine solche Ausrichtung der Trassenpreise 
an den unmittelbaren Nutzungskosten für problema-
tisch. Zum einen bleibt in der Argumentation unklar, 
welcher konkrete Maßstab an die Ermittlung dieser 
Kosten gelegt wird. Folgen wir Huwe, Illenseer und 
Sigl-Glöckner (2025), geht es um das Grenzkostenprin-
zip, dessen Konkretisierung als unmittelbare Kosten 
des Zugbetriebs bei der Schieneninfrastruktur aller-
dings nicht trivial ist. Selbstverständlich führen Grenz-
kostenpreise gegenüber dem Status quo zu sinkenden 
und stabileren Preisen; uns erschließt sich aber nicht, 
wie das aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive „Geld 
sparen soll“.  Es wird lediglich ein Marktentgelt durch 
eine Subvention ersetzt.

Ein Trassenpreissystem, das sich allein an den unmit-
telbaren Nutzungskosten der Infrastruktur orientiert, 
kann letztlich mit einem anreizkompatiblen Finanzie-
rungssystem nicht zusammengehen. Wenn der Schie-
nenverkehr über weitere Zuschüsse à fonds perdu da-
von freigestellt wird, die von ihm beanspruchten volks-
wirtschaftlichen Ressourcen zu amortisieren, wird das 
System des „Fahrens auf Verschleiß“ einfach perpetu-
iert und es kommt zu erheblichen volkswirtschaftlichen 
Ressourcenverschwendungen. Faktisch zeigen die an-
gelaufenen Projekte im Rahmen der Generalsanierung, 
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die man auch als „Bail Out“ der Schieneninfrastruktur 
bezeichnen kann, welche langfristigen schädlichen 
Konsequenzen eine solche Governance der Infrastruk-
turfi nanzierung nach sich zieht.

Mit der Forderung nach staatlichen Zuschüssen, die 
sich am „realen Bedarf“ orientieren, werden zudem 
volkswirtschaftliche Effi  zienzkriterien der Allokati-
on von Investitionsmitteln ausgeblendet. Außerdem 
kommt es zu Wettbewerbsverzerrungen gegenüber 
der Straße, der über verkehrsbezogene Steuern und 
die Lkw-Maut Vollkosten der Infrastrukturnutzung an-
gelastet werden.

3. Mehrjähriger Finanzierungsrahmen. Zweifelhaft er-
scheint uns auch die These, dass nur sehr langfristige 
und gegebenenfalls über einen Eisenbahnfonds abge-
sicherte Finanzierungszusagen eine Kostenoptimie-
rung der Infrastrukturbereitstellung möglich machen. 
Ein überjähriger projektbezogener Finanzierungsrah-
men schaff t sicherlich stabile Rahmenbedingungen für 
die Infrastrukturentwicklung, wird aber das Problem 
nicht lösen, dass Planungs-, Vergabe- und Baukapazi-
täten knappe Ressourcen darstellen.5 Mit langfristigen 
Finanzierungszusagen dürften die Begehrlichkeiten 
der Bauwirtschaft eher noch steigen.

Trotzdem scheint uns der Vorschlag mehrjähriger Fi-
nanzierungskonzepte für die Schieneninfrastruktur 
grundsätzlich sinnvoll, um überjährige Realisierungs-
prozesse zu begleiten.

Was ist der Kern des Problems?

Im Grunde fordern Huwe, Illenseer und Sigl-Glöckner die 
Rückkehr zum Konzept der Finanzierung über verlore-
ne staatliche Zuschüsse, d. h. Grenzkostenpreise für die 
Schienennutzer und eine umfassende Subventionierung 
der Kapazitäts- und Unterhalts- bzw. sogar Betriebskos-
ten. Hiermit soll das Problem der mangelnden Wettbe-
werbsfähigkeit der Schienenverkehrsangebote auf den 
Verkehrsmärkten gelöst werden. Die damit verbundenen 
milliardenschweren Ressourcenbeanspruchungen und 
Dysfunktionalitäten werden allerdings nicht angespro-
chen bzw. nicht transparent gemacht.

Aus volkswirtschaftlicher Sicht sollten Trassenpreise 
grundsätzlich den Werteverzehr durch die Nutzung der 
Infrastruktur widerspiegeln, also zumindest relevante De-
ckungsbeiträge zu den Kapazitätskosten erwirtschaften. 
Falls bei der Schieneninfrastruktur tatsächlich Vollkosten-
deckung angestrebt wird, dürfte jedoch ein Großteil des 

5 Zum Mangel an Planern und Ingenieuren vgl. Burstedde et al. (2025).

Personenfern- und des Güterverkehrs in Deutschland 
nicht mehr marktfähig sein.

Der Versuch der Politik, die Finanzierung der Schienenin-
frastruktur über Eigenkapitalzuführungen zu organisieren, 
führt unter den aktuellen institutionellen Rahmenbedin-
gungen zu intramodalen Wettbewerbsverzerrungen und 
starken Trassenpreissteigerungen, die vom Markt nicht 
akzeptiert werden (Monopolkommission, 2021). Er sollte 
nicht weiterverfolgt werden.

Einen Ausweg aus diesem Dilemma würde zunächst die 
Einsicht bringen, dass die Schiene nicht Opfer überzoge-
ner Renditeerwartungen an die Infrastruktur ist, sondern 
primär daran leidet, dass sie mit ihren Angeboten am 
Markt nicht in der Lage ist, ausreichende Deckungsbei-
träge für die Infrastrukturnutzung zu erwirtschaften. Es 
geht demnach vor allem um eine Effi  zienzsteigerung des 
Verkehrsangebots und insbesondere der Infrastrukturbe-
reitstellung und -nutzung, um die Schiene überlebensfä-
hig zu machen. In diesem Zusammenhang ist auch auf die 
schlechte Auslastung des Schienennetzes in Deutschland 
hinzuweisen. Während in den Niederlanden auf Tagesba-
sis durchschnittlich 134 und in der Schweiz 122 Zugkilo-
meter per Streckenkilometer gefahren werden, liegt die-
ser Wert in Deutschland nur bei 81 (IRG-rail, 2024). Dies 
zeigt sich auch in einer seit 2011 um 40 % gesunkenen 
Produktivität bei DB Netz/DB InfraGO, gemessen an den 
Trassen-/Zugkilometern je Mitarbeiter (NEE, 2025a). Hier 
besteht die Notwendigkeit erheblicher Produktivitätsstei-
gerungen (Monopolkommission, 2025).

Transparenz über die in verschiedenen Szenarien aus 
Steuermitteln zu tragenden Infrastrukturkosten sollte an-
schließend Basis für die politische Entscheidung sein, wie 
viel Schiene man sich in Deutschland leisten möchte, um 
die Gewährleistungspfl icht nach Art. 87e GG zu erfüllen 
und welcher „echte“ Kostendeckungsgrad durch Tras-
senpreise erreicht werden soll. Dies wäre auch der Aus-
gangspunkt einer weiterführenden Eigentümerstrategie 
des Bundes. In jedem Fall ist das Finanzierungssystem so 
zu gestalten, dass die betriebswirtschaftlichen Entschei-
dungen der DB InfraGO sich stärker an der realen Res-
sourcenbeanspruchung orientieren, d. h. insbesondere, 
dass ökonomische Abschreibungen für die Anlagegüter in 
die Entscheidungen über Trassenpreise einfl ießen und ei-
nem Fahren auf Verschleiß der Riegel vorgeschoben wird. 
Wenn die Belastung der Schienenverkehre durch Tras-
senpreise aus umweltpolitischen oder anderen Gründen 
als zu hoch angesehen wird, bietet es sich an, die Ent-
lastung der (potenziellen) Kunden in transparenter Weise 
und wettbewerbsneutral über eine Trassenpreisförderung 
vorzunehmen (Monopolkommission, 2025). Nur so kön-
nen Fehlanreize bei der Infrastrukturvorhaltung und -be-
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wirtschaftung vermieden werden. Festzuhalten ist, dass 
die institutionelle Gestaltung einer anreizkompatiblen Fi-
nanzierungssystematik insgesamt nicht trivial ist; insbe-
sondere werden die Anreizprobleme nicht durch die bloße 
Absenkung der Trassenpreise auf Grenzkostenniveau ge-
löst, wie Huwe, Illenseer und Sigl-Glöckner meinen.

Außerdem sollte die DB InfraGO entsprechend ihrem An-
spruch tatsächlich gemeinwohlorientiert ausgerichtet 
werden; dem stehen heute die Beherrschungs- und Ge-
winnabführungsverträge im Konzernverbund gegenüber, 
die über potenzielle Quersubventionierung, insbesondere 
aber durch eine Infrastrukturplanung und -instandhaltung 
nach den Wünschen und Notwendigkeiten der DB-Trans-
porttöchter die DB InfraGO zu einem „Selbstbedienungs-
laden“ des DB-Konzerns machen. Konsequent wäre daher 
die schon lange geforderte Trennung einer wahrscheinlich 
dauerhaft auf öff entliche Mittel angewiesenen Infrastruk-
tur von den kommerziell agierenden Transportsparten.
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Eine Erwiderung auf die Replik von Eisenkopf/Knorr

Dr. Vera Huwe und Niklas Illenseer sind 
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Makrofi nanzen.

Mit dem Sondervermögen Infrastruktur stehen Mittel 
in einer Größenordnung bereit, die deutliche Verbesse-
rungen in der Finanzierung der Schiene ermöglichen. Im 
Erstbeitrag haben wir argumentiert, dass diese Mittel ih-
re volle Wirkung nur entfalten können, wenn sie von ei-
ner grundlegenden Reform der Finanzierungsarchitektur 
fl ankiert werden. Das Vollkostenprinzip bei den Trassen-
preisen, die Renditeerwartung an die DB InfraGO und die 
Abwesenheit eines mehrjährigen Finanzierungsrahmens 
verteuern die Schieneninfrastruktur unnötig und setzen 
systematische Fehlanreize.

Alexander Eisenkopf und Andreas Knorr teilen diesen 
Befund, halten unsere Analyse und Lösungsansätze aber 
für verfehlt. Bei genauerem Hinsehen ist die Schnittmen-

ge jedoch größer als der Dissens. Diff erenzen bestehen 
weniger in der Sachlage als in deren politischer Bewer-
tung.

Analyse: Konsens über den Befund

Die Replik äußert drei Kritikpunkte an unserer Darstel-
lung: Betriebskosten der Infrastrukturunternehmen 
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würden in anderen Ländern nicht subventioniert, es gä-
be keine „echte“ Vollkostendeckung bei der Schiene und 
dysfunktionale Anreize erwüchsen aus der Finanzierungs-
praxis der Baukostenzuschüsse.

In unserem Erstbeitrag stellen wir fest, dass die Be-
triebskosten in Österreich und der Schweiz, anders als in 
Deutschland, vom Bund bezuschusst werden. Die Nach-
barländer legen ihre unionsrechtliche Verpfl ichtung zur 
auskömmlichen Finanzierung der Schieneninfrastruktur 
also weiter aus als Deutschland. Eisenkopf und Knorr 
verweisen auf § 42 Abs. 2 des Bundesbahngesetzes, um 
die Betriebszuschüsse in Österreich zu widerlegen. Ein-
schlägig für die Bezuschussung des Betriebs ist jedoch 
§ 42 Abs. 1.1 Es wird ein separater Zuschussvertrag abge-
schlossen, demzufolge der Bund den Betrieb im Jahr 2025 
mit etwa 0,7 Mrd. € bezuschusste. Dass die Schweiz den 
Betrieb über den Bahninfrastrukturfonds ebenfalls bezu-
schusst, räumt die Replik ein.

Zweitens heben wir das Vollkostenprinzip in der Trassen-
bepreisung als einen Kostentreiber hervor. Eisenkopf und 
Knorr bemängeln, dass es aktuell keine „echte“ Vollkos-
tendeckung gäbe. Richtig ist, dass Vollkostenaufschläge 
– also unter anderem Aufschläge für Abschreibungen und 
Kapitalkosten – nur auf den Teil der Investitionskosten an-
fallen, den die DB InfraGO auf ihrer Bilanz trägt, nicht auf 
die Baukostenzuschüsse des Bundes. Diese europarecht-
lich optionalen Aufschläge führen dazu, dass die Trassen-
preise in Deutschland zu den höchsten in Europa zählen. 
Weitere Preissprünge wie zuletzt infolge der Eigenkapital-
erhöhung setzen die Verkehrsunternehmen massiv unter 
Druck – wie der hitzige Streit um die Trassenpreisförde-
rung verdeutlichte. Dass der Bund kurz nach der Bahnre-
form wieder schrittweise Kostenanteile übernahm, stützt 
unsere Argumentation: „Echte“ Vollkosten waren bei der 
Schiene nie tragfähig.

Eisenkopf und Knorr stimmen zu, dass die aktuelle Finan-
zierungspraxis „Fahren auf Verschleiß“ anreizt, folgern 
aber, dass dieser Anreiz aufgrund von Baukostenzuschüs-
sen nicht aus der Renditeerwartung erwachse. Unserer 
Ansicht nach sind nicht Zuschüsse per se das Problem, 
sondern ein System, in dem die Verteilung der Zuständig-
keiten, Renditeerwartung und Zuschusslogik dysfunktio-
nal zusammenwirken. Damit sind wir in der Diagnose „Voll-
kostendeckung gescheitert und Substanzverzehr“ näher 
beieinander, als es die Replik nahelegt.

1 § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz (BBG), BGBl. Nr. 825/1992 idF BGBl. I 
Nr. 95/2009. In der Infrastrukturbeilage 2025/2026 des Bundesfi nanz-
ministeriums (BMF Österreich, 2025) heißt es dazu: „Der Vertrag ge-
mäß § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz betriff t Zuschüsse zum Betrieb 
der Schieneninfrastruktur und deren Bereitstellung an die Nutzer.“

Reformen: Konsens über die Richtung

In unserem Erstbeitrag skizzieren wir drei grundsätzliche 
Reformvorschläge: Renditeziele absenken, Trassenpreise 
reduzieren, Finanzierung mehrjährig sicherstellen.

Eisenkopf und Knorr teilen die Ansicht, dass die Rendite 
gesenkt werden sollte.  Eine Verzinsung von bis zu 5,2 % 
wird als „nicht sachgerecht“ kritisiert. Ihr Vorschlag geht 
sogar über unsere allgemeine Empfehlung hinaus: Bei kon-
sequenter Gemeinwohlorientierung solle Verzinsung „gänz-
lich unterbleiben“. Der Bundestag hat inzwischen eine Ab-
senkung auf 1,9 % beschlossen.

Zweitens empfehlen wir, dass Trassenpreise sich an den 
Grenzkosten orientieren sollten. Grenzkosten sind europa-
rechtlich vorgeschrieben und werden von der Europäischen 
Kommission empfohlen. Auch ein Grenzkosten-Plus-Sys-
tem, in dem Aufschläge, z. B. zur Kapazitätssteuerung, 
erhoben werden, ist möglich. Eisenkopf und Knorr halten 
Trassenbepreisung in Höhe der Grenzkosten für „proble-
matisch“, empfehlen aber in ihrer Conclusio eine Trassen-
preisförderung mit vergleichbarem Eff ekt. Ob der Staat die 
Diff erenz direkt trägt oder indirekt fördert, führt haushalts-
politisch zum selben Ergebnis. Nur würde eine transparente 
Absenkung Planungssicherheit für Verkehrsunternehmen 
schaff en, Finanzfl üsse verschlanken und den Subventions-
charakter nicht hinter Fördertechnik verbergen. Nicht die 
Grenzkosten per se senken dabei die Kosten, sondern das 
Entwirren des Mechanismus „erst verteuern, dann wieder 
bezuschussen“. Außerdem würden auch unmittelbar die 
Baukosten sinken, die der Bund zahlt, da auch die Unter-
nehmen, die an Schienen bauen, über Schienen fahren und 
dafür Trassengebühren bezahlen.

Die Sorge um Wettbewerbsverzerrungen gegenüber der 
Straße erscheint abwegig. Während bei der Schiene Fah-
ren und Abstellen im gesamten Netz bepreist wird, ist die 
Nutzung der Straße sowie das Parken im öff entlichen Raum 
überwiegend kostenlos. Lediglich schwere Lkw zahlen eine 
Maut auf Bundesfernstraßen, die etwa 6 % des Straßennet-
zes ausmachen. Auch die Lkw-Maut reicht in ihrer jetzigen 
Form nicht aus, um Bau und Erhalt der Bundesfernstraßen 
zu fi nanzieren, sodass der Bund diese aus dem Haushalt 
bezuschusst. Der Verweis auf die Energiesteuer überzeugt 
ebenfalls nicht. Diese besteuert den Energieverbrauch, 
nicht die Nutzung der Infrastruktur.2 Im Übrigen zahlen 
Bahnunternehmen auch Energie- bzw. Stromsteuer. 

2 Die Energiesteuer ist eine Verbrauchssteuer und verteuert die Nut-
zung fossiler Kraftstoff e. Das schaff t Anreize für sparsames Fahren. 
Eine Maut würde hingegen für die Nutzung der Infrastruktur anfallen, 
unabhängig davon, wie viel Energie die Fahrt verbraucht.
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Title: Financing rail infrastructure: reply and response
Abstract: In the September 2025 issue, Wirtschaftsdienst published an editorial entitled “Best practices for rail – instead of Germany go-
ing its own way” by Vera Huwe, Niklas Illenseer and Philippa Sigl-Glöckner. Alexander Eisenkopf and Andreas Knorr express a diff erent 
opinion in a reply. Vera Huwe and Niklas Illenseer then explain their point of view in a response.

Die Kfz-Steuer ist als allgemeine Bundessteuer weder 
zweckgebunden noch als Wegeentgelt konzipiert.3 Beide 
speisen den Bundeshaushalt, nicht die Straßeninfrastruk-
tur.4 Von Vollkostenanlastung – ganz zu schweigen von 
einer adäquaten Belastung der umfangreichen externen 
Eff ekte – kann beim Straßenverkehr daher keine Rede 
sein. Auch muss die Autobahn GmbH keine Gewinne er-
wirtschaften. Die Wettbewerbsverzerrung besteht somit 
zulasten der Schiene.

Unser Vorschlag eines mehrjährigen Finanzierungsrah-
mens wird als „grundsätzlich sinnvoll“ bezeichnet. Der 
Einwand, langfristige Zusagen könnten Begehrlichkeiten 
in der Bauwirtschaft erhöhen, spricht nicht gegen Pla-
nungssicherheit, sondern für kluge Vergabe und Kapa-
zitätssteuerung: Die Alternative jährlich neu verhandelter 
Budgets treibt die Kosten nachweislich stärker, weil sie 
kurzfristigen Ausgabendruck erzeugt und die Verhand-
lungsposition des Auftraggebers schwächt. Über die Re-
formplanken hinaus teilen wir mit den Autoren die Ziele der 
Gemeinwohlorientierung, höherer Effi  zienz und die Sorge 
um niedrige Netzauslastung. Nur ist geringe Auslastung 
nicht nur Ursache, sondern auch Folge: Infrastrukturver-
fall und überhöhte Trassenpreise hemmen Nachfrage. Ef-
fi zienzsteigerung und öff entliche Finanzierung schließen 
einander nicht aus, im Gegenteil: Effi  zienz gelingt besser, 
wenn die Finanzierung verlässlich, mehrjährig und steue-
rungsfähig ist.

Eisenkopf und Knorr wollen eine stärkere Gemeinwohl-
orientierung über eine Trennung von Netz und Betrieb er-
reichen. Wir bezweifeln, dass eine vollständige Trennung 
dafür zwingend ist. Anreize lassen sich auch über Refor-
men der Gewinn- und Beherrschungsverträge setzen, 
denen wir ausdrücklich zustimmen. Zudem löst eine Tren-
nung Finanzierungsprobleme nicht automatisch: Integ-
rierte Modelle können funktionieren (Österreich, Schweiz), 
während getrennte Modelle auch dysfunktional sein kön-
nen (England). Vor allem aber bindet eine politisch kaum 
durchsetzbare Strukturdebatte Reformenergie, die bei Fi-

3 BMF (2025) zur Kraftfahrzeugsteuer: „Die Einnahmen sind nicht 
zweckgebunden beispielsweise für den Bau und die Erhaltung des 
Straßennetzes, sondern sie dienen wie alle Steuereinnahmen als all-
gemeine Haushaltseinnahmen der Deckung aller Ausgaben.“

4 Die formale Zweckbindung der Energiesteuer wird seit 1973 jährlich 
im Haushaltsgesetz aufgehoben.

nanzierung, Steuerung und Trassenpreissystem kurzfristig 
wirksamer wäre.

Der Dissens:  Wirtschaftlichkeit als Ziel oder Fiktion?

Eisenkopf und Knorr postulieren einen allgemeinen An-
spruch auf Wirtschaftlichkeit („kritisch zu hinterfragen, 
wenn dauerhaft nicht kostendeckend“) und leiten daraus 
ab, die Schiene leide primär an mangelnder Marktfähigkeit 
und zu hohen staatlichen Subventionen. Das blendet aller-
dings aus, um welche Art Gut es sich handelt: Der Bund ist 
grundgesetzlich zur Gewährleistung des Verkehrsange-
bots auf der Schiene, gemäß EU-Recht außerdem zu einer 
auskömmlichen Finanzierung (2012/34/EU) verpfl ichtet. 
Die Replik räumt gleichzeitig ein, dass bei „echter“ Voll-
kostendeckung „ein Großteil des Personenfern- und des 
Güterverkehrs nicht mehr marktfähig“ wäre und erkennt 
die grundgesetzliche Verpfl ichtung nach Art. 87e GG an. 
Diese Positionen lassen sich schwer vereinbaren. Wer bei-
des vertritt, sollte erklären, wie das zusammengehen soll. 
Unserer Ansicht nach war die Schieneninfrastruktur nie 
wirtschaftlich und sollte es auch nicht sein müssen.

Eisenkopf und Knorr bestätigen wesentliche Punkte un-
serer Analyse und stimmen bei den zentralen Leitplanken 
zukünftiger Reformen zu. Die Diff erenz liegt in der politi-
schen Bewertung: Eisenkopf und Knorr interpretieren das 
Grundproblem primär als mangelnde Wirtschaftlichkeit 
der Schiene – die Bahnreform sei ihrer Meinung nach nicht 
konsequent genug umgesetzt worden. Wir hingegen se-
hen genau darin den Kern des Problems: der Versuch der 
Bahnreform, die Schiene wie ein rein wirtschaftliches Gut 
zu behandeln. Die Finanzarchitektur wurde auf dieser Fik-
tion aufgebaut und die heutigen Finanzierungsprobleme 
sowie die stetig wachsenden Förderbedarfe sind Sympto-
me dieser grundlegenden Fehlannahme. Die unüberseh-
baren Schmerzpunkte im System Schiene sollten Anlass 
bieten, die Schiene als das zu fi nanzieren und zu steuern, 
was sie ist: öff entliche Daseinsvorsorge.
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Generationengerechte (Staats-)Schulden: Replik 
und Erwiderung
In der Novemberausgabe 2025 des Wirtschaftsdienst vertrat Adalbert Winkler im 
Zeitgespräch „Die große Verwirrung: Schulden, Vermögen und Generationengerechtigkeit“ 
die Ansicht, dass Staatsschulden die junge Generation mit keiner Nettoschuld, sondern mit 
einem Verteilungskonfl ikt belasten. Staatsverschuldung stellt daher kein intergeneratives 
Verteilungsproblem, sondern ein intrageneratives Verteilungsproblem dar. Bernd Lucke 
und Dirk Meyer vertreten in Ihrer Replik eine andere Auff assung. Im Anschluss folgt eine 
Erwiderung von Adalbert Winkler.
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Bernd Lucke, Dirk Meyer

Schulden, Vermögen und Generationengerechtigkeit – Eine Replik 

auf Adalbert Winkler

Spätestens seit der Änderung des Grundgesetzes (GG) 
zur Schuldenbremse (Art. 109, 115 u. 143h GG) ist die 
Thematik Schuldentragfähigkeit, Nachhaltigkeit und Ge-
nerationengerechtigkeit (wieder) aktuell. Adalbert Winkler 
vertritt in seinem Beitrag „Die große Verwirrung: Schulden, 
Vermögen und Generationengerechtigkeit“ in Heft 11/2025 
die Sichtweise, dass die Höhe der (Staats-)Schulden kei-
ne wesentliche Rolle spiele und die Staatsschulden we-
niger ein intergeneratives Allokationsproblem, denn ein 
intrageneratives Verteilungsproblem darstellten. Hierzu 
stellt er zwei Thesen auf, die wir einer kritischen Prüfung 
unterziehen werden:

• Die Schuldenbremse beraube den Staat der Möglich-
keit, sein Sachvermögen auszubauen, weil sie dem 
privaten Sektor verbiete, dem eigenen Staat Kredit zu 
geben (Winkler, 2025, S. 795).

• Die junge Generation insgesamt werde „weder mit 
privaten noch mit Staatsschulden netto belastet, weil 
sie von der alten Generation nicht nur die Schulden, 
sondern auch die entsprechenden Forderungen“ erbe 
(Winkler, 2025, S. 792). Folglich würden Staatskredite, 
die von Inländern gehalten und vererbt werden, keines-
wegs gegen die Generationengerechtigkeit verstoßen.

Schuldenbremse und Schuldentragfähigkeit

Winklers oben wiedergegebene Aussagen bestehen aus 
zwei Teilen: Erstens werde der Staat durch die Schulden-
bremse der Möglichkeit „beraubt“, den Ausbau seines 
Sachvermögens zu fi nanzieren, und zweitens „verbiete“ 
die Schuldenbremse dem Privatsektor, dem Staat Kredite 
zu geben. Beide Behauptungen halten wir aus den folgen-
den Gründen für falsch:

1. Die Schuldenbremse verbot dem Privatsektor keines-
wegs die Kreditvergabe an den Staat. Verboten wurde 
nicht die Kreditgewährung, sondern – aber nur in einem 
sehr speziellen Fall – die Kreditaufnahme. Konkret: Den 
Bundesländern – und nur diesen! – wurde verboten, ih-
re Haushalte durch Kreditaufnahme zu fi nanzieren.

2. Der Bundeshaushalt hingegen durfte – in bestimmten 
Grenzen – durch Kredite ausgeglichen werden. Im Nor-
malfall war dies auf 0,35 % des Bruttoinlandprodukts 
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(BIP) beschränkt. In einer konjunkturellen Schwäche-
phase jedoch durften Schulden in prinzipiell unbe-
schränkter Höhe aufgenommen werden. Vorausset-
zung war allerdings, dass eine Regelung bestand, wie 
diese Schulden bei guter Konjunktur auch wieder voll-
ständig abzutragen seien. Verschuldung und Tilgung 
sollten in Ab- und Aufschwung spiegelbildlich erfolgen. 
Nichts hätte Deutschland gehindert, derartige Kredit-
aufnahmen auch für Investitionen einzusetzen.

3. Die Schuldenbremse beraubte den Staat keineswegs 
der Möglichkeit, sein Sachvermögen auszubauen. 
Denn jederzeit standen dem Staat enorme Steuerein-
nahmen zur Verfügung – viel mehr, als er je an Inves-
titionen getätigt hat. Konkret: Im langjährigen Durch-
schnitt wurden etwa 10 % des Bundeshaushalts für 
Investitionen aufgewendet, während Steuereinnah-
men rund 80 % des Bundeshaushalts ausmachten. 
Anders ausgedrückt: Der Mangel an staatlichen In-
vestitionen ist Folge eines hohen Staatskonsums. 
Hätte der Staat sich weniger verschuldet, müsste er 
zudem nicht 5 % des Bundeshaushalts für Zinsaus-
gaben aufwenden – das ist ungefähr die Hälfte der in-
vestiven Ausgaben.

Dies alles ergibt sich unmittelbar aus der vormaligen 
Fassung von Art. 109 Abs. 3 GG. Winklers eigentlicher 
Punkt ist deshalb wohl nicht in seiner polemischen 
Überspitzung zu suchen, sondern in dem Vorwurf, dass 
die Schuldenbremse die Kreditaufnahme des Staates 
beschränkt habe. Anders als Winkler denken wir, dass 
genau dies gut und richtig war, denn der Privatsek-
tor gewährt dem Staat nur dann Kredit, wenn er davon 
überzeugt ist, dass die Schulden des Staates nicht 
überhandnehmen. Es gibt zahllose Beispiele von Staa-
ten, in denen der Privatsektor nicht mehr bereit war, den 
Finanzbedarf des Staates zu akzeptablen Konditionen 
zu decken. Die Schuldenbremse sollte genau dies ver-
hindern, indem sie die langfristige Schuldentragfähigkeit 
sichert. Es ist nicht abwegig zu vermuten, dass sie darin 
sehr erfolgreich war, denn Deutschland galt stets als so-
lider Schuldner, dem der Privatsektor gerne und reich-
lich Kredit gewährte.

Nirgendwo in seinem Aufsatz erwähnt Winkler das Kon-
zept der Schuldentragfähigkeit. Schuldentragfähigkeit 
soll die langfristige Stabilität der Staatsfi nanzen sicher-
stellen. Es handelt sich um ein allein den Staatssektor 
betreff endes Konzept und hat daher nichts mit der von 
Winkler breit thematisierten Generationengerechtigkeit 
zu tun, die sich auf die Vermögensposition der gesamten 
Volkswirtschaft bezieht. Schuldentragfähigkeit ist die Be-
dingung dafür, dass der Privatsektor dem Staat Kredit zu 
gewähren bereit ist.

In der wissenschaftlichen Literatur wird Schuldentrag-
fähigkeit durch die Forderung ausgedrückt, dass der 
staatliche Schuldenstand stets kleiner oder gleich dem 
Barwert aller künftigen Primärüberschüsse1 des Staates 
sei (Barro, 1979). Folglich wäre es nicht nachhaltig, wenn 
eine heutige Schuldenaufnahme nicht zu einer mindes-
tens gleich hohen Zunahme des Barwerts der künftigen 
Primärüberschüsse führt. Eine Steigerung des Barwerts 
könnte insbesondere dann erfolgen, wenn der Staat 
schuldenfi nanzierte Maßnahmen veranlasst, die die Pri-
vatwirtschaft stimulieren und dadurch zu höheren Steu-
ereinnahmen führen.

Ist nach der weitreichenden Abschwächung der Schulden-
bremse die Kreditfi nanzierung des Bundeshaushalts noch 
als nachhaltig einzuschätzen? In Lucke und Meyer (2026) 
haben wir – unter Zugrundelegung der Finanzplanung des 
Bundes (Stand Sept. 2025) – die zusätzliche Staatsver-
schuldung abgeschätzt, die sich von 2025 bis zum Auslau-
fen des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaschutz 
(SVIK) im Jahr 2036 voraussichtlich ergeben wird.2

Ohne die Änderung des GG wären – bei Ausschöpfung 
des regulären Verschuldungsspielraums des Bundes 
und unter Berücksichtigung der noch anstehenden Kre-
ditaufnahmen des Sondervermögens (SV) Verteidigung 
(Art. 87a GG) von Ende 2024 bis Ende 2036 – die Staats-
schulden um 287 Mrd. € gestiegen. Durch die neuen Ver-
schuldungsmöglichkeiten kommen bis Ende 2036 vor-
aussichtlich weitere Schulden in Höhe von 2.263 Mrd. € 
hinzu. Innerhalb dieser zwölf Jahre würden die deutschen 
Staatsschulden damit um 2.550 Mrd. € steigen und der 
Staatsschuldenstand von Ende 2024 (2.710 Mrd. €) würde 
sich auf 5.260 Mrd. € etwa verdoppelt haben.3 Die Schul-
denquote stiege von 63 % (2024) auf 86 % (2036) des 
BIP. Die jährliche Nettoneuverschuldungsquote für den 
Gesamtstaat betrüge 2025 3,7 % und ab 2026 stets zwi-
schen 4,0 % und 4,2 % des BIP. Damit würden die Fiskal-
regeln der Europäischen Union (EU) spätestens ab 2029 
nicht mehr eingehalten.

Diese starke Erhöhung der Verschuldung ist – bei gleich-
bleibendem Zinsniveau – nur dann nachhaltig, wenn in der 

1 Primärüberschuss: Diff erenz zwischen allen Staatseinnahmen und 
allen Staatsausgaben mit Ausnahme der Zinsaufwendungen für den 
Schuldendienst.

2 Zu den weiteren Annahmen der Berechnungen: Nominales BIP-Wachs-
tum 2025 2 %, danach 3 % p. a., ab 2030 Verteidigungsausgaben 3,5 % 
des BIP, davon 1 % nicht aus Kreditaufnahme, für verbundene Zwecke 
0,5 % des BIP. Kreditaufnahme SVIK gemäß Finanzplanung des Bun-
des, danach verbleibende Volumen gleich verteilt. Strukturelle Neuver-
schuldung: Bund und Länder jeweils 0,35 % des BIP, für Bund bis 2029 
inklusive Konjunkturkomponente und Saldo der fi nanziellen Transakti-
onen. Vollständige Tilgung der Konjunkturkomponente bis 2036.

3 Zu ähnlichen Ergebnissen kommt beispielsweise Hentze (2025a).



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
207

Analysen Schulden

Zukunft entsprechend höhere Primärüberschüsse erzielt 
werden – durch höhere Steuereinnahmen oder niedrigere 
Staatsausgaben. Tatsächlich aber wird der Barwert der 
Staatsausgaben zwangsläufi g erheblich ansteigen, statt 
zu sinken. Grund dafür ist die Tatsache, dass Investitio-
nen auch Ersatzinvestitionen nach sich ziehen. Denn die 
beschaff ten Kapitalgüter unterliegen einem Verschleiß, 
der regelmäßig durch Ersatzinvestitionen wettgemacht 
werden muss, will sich die Politik nicht dem Vorwurf aus-
setzen, den Kapitalbestand erneut verkommen zu lassen.

Nehmen wir an, dass öff entlich beschaff te Kapitalgüter 
eine Abschreibung von 3 % pro Jahr haben. Nehmen wir 
ferner an, dass aus dem SVIK Investitionen in Höhe von 
400 Mrd. € getätigt werden und dass die Mittel aus der 
Bereichsausnahme Verteidigung und verbundene  Zwecke 
(1.556 Mrd. €, vgl. Lucke & Meyer, 2026) zu einem Drittel 
in Ausrüstungen und Infrastrukturen investiert werden.4 
Dann werden durch die Neuverschuldung bis 2036 Inves-
titionen von 919 Mrd. € fi nanziert. Dies ergibt einen jähr-
lich anfallenden Ersatzinvestitionsbedarf von 27,6 Mrd. €. 
Legt man einen üblichen Diskontsatz von 2 % zugrunde, 
errechnet sich der Barwert aller zukünftigen Ersatzinves-
titionen auf das Fünfzigfache, also 1.379 Mrd. €.

Nehmen wir zur Vereinfachung zunächst an, dass die 
Staatseinnahmen konstant sind. Dann würde die Ver-
schuldung der Bundesrepublik bis 2036 um 2.550 Mrd. € 
steigen (siehe oben), während der Barwert der Primär-
überschüsse durch die erhöhten Ersatzinvestitionen um 
1.379 Mrd. € sinken (!) würde. Das wäre eindeutig nicht 
nachhaltig. Nachhaltigkeit läge nur vor, wenn durch die 
Investitionen produktivitätsbedingt Multiplikatoreff ekte 
ausgelöst würden, deren Eff ekt auf die Staatseinnahmen 
mindestens so groß wäre wie die Summe dieser beiden 
Beträge in Höhe von 3.929 Mrd. €.

Dies ist sehr unwahrscheinlich. Die zusätzlichen Ausga-
ben für die Bundeswehr lassen keine großen Produktivi-
tätseff ekte erwarten.5 Zwar wird sich die Gewinnsituati-
on von Unternehmen der Rüstungsindustrie verbessern, 
aber die beschaff ten Rüstungsgüter selbst haben keine 
Produktivitätseff ekte. Der Privatsektor kann allenfalls pro-
fi tieren, wenn Innovationen in der Rüstungsbranche pro-
duktivitätssteigernde Spillovereff ekte haben. Diese dürf-
ten als eher schwach einzuschätzen sein.

4 In 2023 investierte die Bundeswehr 24 % ihrer Mittel in Ausrüstungen 
und 4 % in Infrastrukturen, zusammen also 28 %. Es wird erwartet, 
dass dieser Anteil in der Zukunft weiter erhöht wird (Janson, 2024).

5 Krebs und Kaczmarczyk (2025) ermitteln für Militärausgaben in 
Deutschland einen Multiplikator von maximal 0,5. Ilzetzki (2025) gibt 
nach vorsichtigen Schätzungen einen Anstieg des europäischen BIP 
um 0,9 bis 1,5 % an, wenn die Verteidigungsausgaben von 2 auf 3,5 % 
des BIP steigen. Dort berichtete internationale Studien weisen Fiskal-
multiplikatoren zwischen 0,6 und maximal 1,5 auf.

Die zusätzliche jährliche Neuverschuldung der Bundes-
länder in Höhe von 0,35 % des BIP darf konsumtiv ver-
wendet werden und vermutlich werden die Länder genau 
dies tun, denn ihre Infrastrukturinvestitionen können sie 
im Wert von 100 Mrd. € aus dem SVIK fi nanzieren. Wei-
tere 100 Mrd. € aus dem SVIK fl ießen an den Klima- und 
Transformationsfonds, wo sie vermutlich überwiegend als 
Klimaschutz-Subventionen für Baumaßnahmen und Um-
rüstungen eingesetzt werden. Das mag klimapolitisch po-
sitiv sein, doch sind nennenswerte Produktivitätseff ekte 
davon nicht zu erwarten.

In Infrastrukturinvestitionen fl ießen lediglich 400 Mrd. € 
aus dem SVIK sowie ca. 5 % der Mittel der Bereichsaus-
nahme (78 Mrd. €). Im Wesentlichen ist nur von diesen 
Infrastrukturinvestitionen ein Produktivitätseff ekt für die 
Privatwirtschaft zu erwarten. 478 Mrd. € an Investitionen 
müssten also eine Steigerung der Steuereinnahmen um 
mindestens 3.929 Mrd. € bewirken. Nimmt man an, dass 
der Staat von den Einkommenszuwächsen im Privatsek-
tor 33 % durch Steuern abschöpft, müsste der Barwert 
der Einkommen im Privatsektor investitionsbedingt um 
3 * 3.929 = 11.787 Mrd. € steigen. Dies entspräche einem 
langfristigen Multiplikatoreff ekt von 24,7, was weitab jeder 
empirischen Schätzung dieses Eff ekts ist. Ilzetzki (2025), 
Krebs (2025) und Hentze (2025a) schätzen den Infrastruk-
turmultiplikator vielmehr im Bereich von 1,8 bis 3,0.

Aber selbst ein Multiplikatoreff ekt von 24,7 würde nicht 
ausreichen, weil im Falle einer höheren Produktivität im 
Privatsektor die künftigen Staatsausgaben erneut stei-
gen werden. Denn um hier mithalten zu können, muss der 
Staat Löhne und Gehälter seiner Bediensteten erhöhen, 
wenn diese im Privatsektor produktivitätsbedingt steigen. 
Auch die Sozialausgaben des Staates werden steigen, 
da alle sozialen Leistungen de facto mit dem Lohn- und 
Gehaltsniveau indexiert sind – die Ausgaben der Ren-
tenversicherung sogar de jure. Bei einer zunehmenden 
Kreditnachfrage des Staates ist zudem ein Zinsanstieg 
zu erwarten, der ebenfalls den Barwert der Primärüber-
schüsse mindern würde.

Diese „Zweitrundeneff ekte“ für die Staatsausgaben sind 
für die Frage der Nachhaltigkeit von höheren Staatsschul-
den von eminenter Bedeutung. In politischen Entschei-
dungen scheinen sie aber kaum eine Rolle zu spielen und 
auch die Wissenschaft vernachlässigt sie ungerechtfer-
tigterweise oft.

Generationengerechtigkeit

Im Gegensatz zur Schuldentragfähigkeit, die allein auf 
den Staatssektor fokussiert, bezieht sich das Postulat 
der Generationengerechtigkeit auf die gesamte Volks-
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wirtschaft. Während es bei Schuldentragfähigkeit allein 
darauf ankommt, ob der Barwert der Primärüberschüsse 
des Staates hinreichend stark steigt, erfordert Generatio-
nengerechtigkeit, dass sich die Mittelverwendung aus der 
Neuverschuldung für die gesamte Volkswirtschaft min-
destens amortisiert.

Als konsumtiv bezeichnen wir Staatsausgaben, die we-
der neue Vermögensgüter schaff en noch Produktivi-
tätsseff ekte auslösen, die zu höheren Einkommen in der 
Zukunft führen. Deshalb erfordert Generationengerech-
tigkeit, dass eine Neuverschuldung nur Nettoinvestitio-
nen fi nanziert, nicht aber für Ersatzinvestitionen, also den 
Ausgleich von Kapitalverschleiß, oder gar für konsumti-
ve Zwecke genutzt wird („Goldene Regel der Fiskalpoli-
tik“). Generationengerechtigkeit erfordert darüber hinaus, 
dass entweder existierende Schulden in dem Maße getilgt 
werden, in dem der öff entliche Kapitalbestand durch Ver-
schleiß oder Verlust Wertminderungen erfährt oder dass 
im gleichen Ausmaß Ersatzinvestitionen/Reparaturen ge-
tätigt werden. Andernfalls würden durch Verschuldung 
fi nanzierte Ersatzinvestitionen eine Doppelbelastung der 
zukünftigen Generationen bewirken – einmal durch den 
historischen Kredit der Erstellung und zusätzlich durch 
den Kredit für die Ersatzinvestition. Unter dem Aspekt der 
Generationengerechtigkeit ist die Abnutzung des öff ent-
lichen Kapitalbestands als Verbrauch (also Konsum!) der 
gegenwärtigen Generation zu werten, dessen Kosten die 
nutzende Generation aus originären Staatseinnahmen – 
also insbesondere Steuern – zu fi nanzieren hat.

Erwirbt der Staat über die Ausgabe von Anleihen Geldver-
mögen der Privaten, so führt dies beim Staat zunächst zu 
einer Bilanzverlängerung, im Privatsektor zu einem Aktiv-
tausch. Die Nettovermögenspositionen beider Akteure 
bleiben daher unverändert. Wird dann mit dem Staatskre-
dit Konsum (und nicht Investitionen!) der „alten“ Generati-
on fi nanziert, ist die Aussage Winklers (2025, S. 792), die 
„erbende“ junge Generation werde netto durch Staatsver-
schuldung nicht belastet, eindeutig falsch. Denn Winklers 
Aussage, „Forderungen und Verbindlichkeiten innerhalb 
der alten Generation [...] saldieren sich stets zu Null“ gilt nur 
für das Finanzvermögen. Der jungen Generation wird aber 
ein geringeres Sachvermögen „vererbt“. Zur Veranschauli-
chung: Private Ersparnisse S würden ohne Staatsschulden 
G vollständig in private Investitionen I fl ießen (S = I) und so 
den privaten Kapitalbestand erhöhen. Mit Staatsschul-
den G aber würde ein Teil der Ersparnisse S der Finanzie-
rung von konsumtiven Staatsausgaben dienen, folglich ist 
die Sachkapitalbildung I bei gleichem Sparen S niedriger 
(S = I + G) und es wird weniger Sachkapital „vererbt“.

Winkler übersieht, dass der Akt der Verschuldung nicht zu 
einer Nettovermögensänderung des Privatsektors der al-

ten Generation führt, denn zwar erwirbt er eine Forderung 
gegen den Staat, aber zugleich transferiert er Geldvermö-
gen an den Staat, indem er Staatsanleihen kauft – dies 
hebt sich auf. Die Nettovermögensposition des Privat-
sektors der alten Generation ist also unverändert, aber er 
profi tiert von höherem Staatskonsum, der durch die ne-
gative Nettovermögensänderung des Staates fi nanziert 
wird. Die Nettovermögensposition der jungen Generation 
wird daher eindeutig durch die Verschuldung verschlech-
tert, weil die alte Generation zu ihren Lasten konsumiert 
hat und den Nutzen aus diesem Konsum natürlich nicht in 
Form irgendeines Wertes vererben kann.

Zu untersuchen ist nun, in welchem Ausmaß durch die 
geplante (und stattfi ndende) Ausweitung der Staatsver-
schuldung tatsächlich entweder neue Vermögenswerte 
geschaff en und/oder Produktivitätseff ekte ausgelöst wer-
den. Winkler (2025, S. 792) bestreitet, dass durch Staats-
verschuldung ein „fundamentaler Verstoß gegen die Ge-
nerationengerechtigkeit“ stattfi nde. Wie nachfolgend auf-
gezeigt wird, irrt er vermutlich auch hier.

Bei den 400 Mrd. € umfassenden Kreditmitteln für die 
Infrastrukturinvestitionen von Bund und Ländern ist die 
entscheidende Frage, wie sich die Investitionen auf Er-
satzinvestitionen für den in den Vorjahren eingetretenen 
Verschleiß von Infrastruktur und auf Nettoinvestitionen 
zur Schaff ung neuer Infrastruktur verteilen. Bezeichnend 
ist hier die Gesetzesbegründung zur Schaff ung von Art. 
143h GG. Darin wird ausdrücklich auf einen „Aufholbe-
darf“ bei der Infrastruktur verwiesen, weil „die Investitio-
nen in diesen Standortfaktor […] im letzten Jahrzehnt ge-
ring ausgefallen“ seien. Die Feststellung: „Infolgedessen 
verliert der öff entliche Kapitalstock real an Wert“6 ist das 
off ene Eingeständnis, dass die Verschuldung überwie-
gend für Ersatzinvestitionen verwendet werden soll. Das 
ist ein klarer Verstoß gegen das Prinzip der Generationen-
gerechtigkeit.

100 Mrd. € aus dem SVIK werden den Ländern für Infra-
strukturinvestitionen zur Verfügung gestellt. Für diese 
Kredite fehlt das Kriterium der Zusätzlichkeit (§ 3 SVIKG; 
§ 1 LuKIFG). Mitnahmeeff ekte und Anreize zur Umfi nan-
zierung bereits geplanter Investitionen durch SVIK-Mittel 
werden möglich.7 Dadurch werden Gelder frei, die in den 
Haushalten der Länder und Kommunen für Sozialausga-
ben eingesetzt werden können. Dies gilt gleichfalls für 
den zusätzlichen strukturellen Verschuldungsspielraum 
der Länder in Höhe von 0,35 % des BIP jährlich, für den es 

6 Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und CDU/CSU – Drucksache 
20/15096, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 109, 115 und 143h), S. 2.

7 Nach Hentze (2025b) beträgt die Zweckentfremdung der Zusatzkredi-
te – je nach Berechnung – zwischen mindestens 26 und 49 %.
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kein Verbot einer konsumtiven Nutzung gibt. Alle Schul-
den, die für konsumtive Mehrausgaben verwendet wer-
den oder für Ersatzinvestitionen, die lediglich den Kapi-
talverbrauch der jetzigen Generation ausgleichen, gehen 
zulasten der zukünftigen Generationen.

Fazit

Winklers zentrale Aussagen bezüglich Schuldenbremse 
(indirekt: Schuldentragfähigkeit) und Generationenge-
rechtigkeit halten einer inhaltlichen wie praktischen Prü-
fung nicht Stand. Eine Begrenzung der Staatsverschul-
dung, wie sie durch die bis März 2025 gültige Fassung der 
Schuldenbremse erreicht wurde, sichert die langfristige 
Tragfähigkeit der Staatsschulden und ermöglicht dadurch 
gerade, dass der Privatsektor Kredite zur Verfügung stel-
len möchte. Zudem ist Verschuldung, die in konsumtive 
Zwecke oder in bloße Ersatzinvestitionen fl ießt, eindeu-
tig nicht generationengerecht. Winklers gegenteiliger 
Behauptung liegt ein analytischer Fehler zugrunde. Eine 
Untersuchung der derzeitigen Haushaltspolitik legt nahe, 
dass die vermutliche Verwendung der Neuverschuldung 
einen massiven Verstoß gegen die Generationengerech-
tigkeit darstellen wird.
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In meinem von Lucke und Meyer (2026) aufgegriff enen 
Beitrag (Winkler, 2025a) stelle ich eine große Verwirrung 
über die Zusammenhänge zwischen Schulden, Vermögen 
und Generationengerechtigkeit fest. Nach der Lektüre der 
Replik ändert sich daran nichts.

Schuldenbremse, kreditfi nanzierte Investitionen und 

Schuldentragfähigkeit

Der Reihe nach. Zunächst geht es Lucke und Meyer 
nämlich nicht um die Zusammenhänge zwischen den 
genannten Größen, sondern um die These, dass ich be-
haupten würde, die 2009 eingeführte Schuldenbremse 
beraube den Staat der Möglichkeit, sein Sachvermögen 
auszubauen. Diese These ist falsch. Behauptet wird von 
mir, dass die Schuldenbremse dem Staat die Möglichkeit 
verwehrte, in gleicher Weise wie Unternehmen und Haus-

halte den Sachvermögensaufbau über Kredit zu fi nanzie-
ren. Sie verbot den Kreditanbietern, frei zu entscheiden, 
in welcher Höhe sie dem Staat Kredit geben wollen. Dies 
war und ist bei Unternehmen und Haushalten anders. Hier 
gab und gibt es keine vom (Grund-)Gesetz vorgegebe-
ne Schuldenbremse, die die Kreditvergabe beschränkt, 
trotz aller Insolvenzen und notleidender Kredite im priva-
ten Sektor. Nur der Staat wurde also dazu gezwungen, 
Investitionen fast ausschließlich aus dem laufenden Ein-
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kommen zu fi nanzieren. Häuslebauer und Unternehmen 
wären auch Sturm gelaufen, wenn der Gesetzgeber ihnen 
vorgeschrieben hätte, den Großteil der von ihnen geplan-
ten Investitionen durch Konsumverzicht oder den Verzicht 
auf Gewinnausschüttung zu fi nanzieren, um ihre Zinsaus-
gaben zu begrenzen. Da die Zinsausgaben die Einnah-
men von Banken, anderen Finanzintermediären und (de-
ren) Anlegern („Sparern“) darstellen, wären diese davon 
ebenfalls negativ betroff en gewesen. Es bleibt dabei: Eine 
Schuldenbremse ist stets auch eine Kreditbremse. Sie 
verhindert, Kredit aufzunehmen, selbst wenn dies ökono-
misch sinnvoll sein kann.

Lucke und Meyer behaupten weiter, dass das Konzept der 
Schuldentragfähigkeit in Winkler (2025a) „nirgendwo er-
wähnt“ werde. Auch dies stimmt nicht. Denn das Konzept 
der Schuldentragfähigkeit wird unter dem Begriff  „Ver-
teilungskonfl ikt“ zwischen Gläubigern und Schuldnern 
mehrfach thematisiert. Dies fällt Lucke und Meyer wohl 
deshalb nicht auf, weil sie nicht anerkennen wollen, dass 
die Schuldentragfähigkeit in der Zukunft ein Thema inner-
halb der jungen Generation ist, die sowohl die Verbind-
lichkeiten des als auch die Forderungen an den Staat erbt. 
Blanchard (2019) informiert darüber, dass die Tragfähig-
keit gegeben ist, wenn die Wachstumsrate des nominalen 
Bruttoinlandsprodukts g den Nominalzins i übertriff t. Das 
war für Deutschland seit 1950 im Durchschnitt der Fall.1

Lucke und Meyer ignorieren dieses empirische Faktum 
und nehmen in ihrem Szenario zur Analyse der Schulden-
tragfähigkeit „zur Vereinfachung“ an, dass die Staatsein-
nahmen konstant sind. Das ist aber keine Vereinfachung, 
sondern eine allen Erfahrungen widersprechende An-
nahme, um die nun stattfi ndende Erhöhung der Staats-
schulden als problematisch darzustellen. Dies lässt sich 
am Beispiel der von Lucke und Meyer hervorgehobe-
nen Ersatzinvestitionen in Höhe von jährlich 27,6 Mrd. € 
zeigen. Bei dem angenommenen Diskontsatz von 2 % 
stellen sie einen Barwert von 1,4 Bio. € dar, die man bei 
konstanten Einnahmen neben dem geplanten Anstieg der 
Staatsverschuldung um 2,55 Bio. € als zusätzliche Belas-
tung berücksichtigen müsse. Da die Staatseinnahmen im 
Durchschnitt aber jährlich um ca. 3 % wachsen, was der-
zeit ungefähr 60 Mrd. € entspricht, steht dem ein Barwert 
von fast 3 Bio. € gegenüber. Selbst wenn die nun verstärkt 
getätigten Investitionen des Staates überhaupt keinen 
Multiplikatoreff ekt haben würden, ist es daher verfehlt, 

1 Positive Diff erenzen zwischen i und g waren vor allem in den 1980er 
und 1990er Jahren zu beobachten, als die Geldpolitik weltweit ge-
zwungen war, die Zinsen zu erhöhen, um die gestiegenen Infl ationsra-
ten wieder auf 2 % zu drücken. Nachdem dies gelungen war, entpupp-
ten sich Projektionen zur Schuldentragfähigkeit, die das i > g Szenario 
fortschrieben (vgl. z. B. Bundesbank, 1997), als unrealistisch. 

die Ersatzinvestitionen mit ihrem Barwert als zusätzliche 
Staatsverschuldung einzuführen.

Lucke und Meyer vernachlässigen zudem Bewertungsef-
fekte bei bereits bestehendem und neu zu schaff endem 
staatlichem Sachkapital. Diese Eff ekte können bewirken, 
dass selbst bei Berücksichtigung von Abschreibungen 
der Nominalwert des Sachkapitals mit der Infl ationsrate 
steigt (dazu ausführlich Gühler & Schmalwasser, 2020). 
Da der Nominalwert der Staatsverschuldung unverän-
dert bleibt, ist folglich ein dauerhaft höherer nominaler 
Schuldenstand nachhaltig. Das Gleiche gilt übrigens 
auch für den privaten Sektor. Die Daten von Bundesbank 
und Statistischem Bundesamt zeigen, dass auch er seine 
Verschuldung nominal stetig erhöhen kann, ohne deren 
Tragfähigkeit zu gefährden.2

Richtig ist, dass jede Finanzierung und jeder Kredit ein 
Risiko darstellen.3 Deshalb sind weder Blanchard (2019) 
noch die obigen Ausführungen eine Einladung zu einer 
ausufernden Staats-, Unternehmens- oder Haushaltsver-
schuldung. Der Markt ist der beste Akteur, um diese Ri-
siken einzuschätzen. Dessen Signal ist derzeit eindeutig: 
Die deutsche Staatsverschuldung ist tragfähig, denn trotz 
der stark steigenden Kreditaufnahme werden Staats-
schuldtitel nicht nur in hohem Maße, sondern auch zu 
weiterhin niedrigen Zinsen nachgefragt.

Generationengerechtigkeit, Schulden und Vermögen

Das Hauptthema meines Beitrags ist die These, dass die 
Staatsverschuldung – wie auch jede private Verschul-
dung – keine Schuldverhältnisse zwischen Generatio-
nen kreiert. Konkret: Die junge Generation wird durch die 
Staatsverschuldung mit keiner Nettoschuld belastet, weil 
jeder Forderung eine Verbindlichkeit entspricht. Sie kann 
deshalb nicht gegen die Generationengerechtigkeit ver-
stoßen.

Lucke und Meyer sehen das anders. Allerdings nicht, 
weil sie der Saldenmechanik widersprechen, wonach je-
der Forderung eine Verbindlichkeit entsprechen muss, 
sondern weil aus ihrer Sicht jede Verschuldung, die keine 
Nettoinvestitionen generiert, die jungen Leute angeblich 
mit weniger Sachkapital zurücklasse, da dann private Er-
sparnisse nicht vollständig in private Investitionen fl ießen 
(S. 208, linke Spalte unten). Dies widerspricht ihrer Defi niti-

2 So kann die nun erbende junge Generation feststellen, dass der No-
minalwert von Häusern, die in den 1970er und 1980er gebaut wurden, 
heute manchmal höher ist als der Nominalwert, den die Eltern- oder 
Großelterngenerationen aufbringen mussten, um diese Häuser zu 
bauen, selbst wenn Ersatzinvestitionen kaum getätigt wurden.

3 „Risk […] pervades fi nance as gravity pervades physics.” (Von Pisch-
ke, 1991, S. 25)
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on von Generationengerechtigkeit, wonach die jeweils jun-
ge Generation von der Vorgängergeneration mindestens 
jenen Sachkapitalbestand erhalten soll, den sie übernom-
men hat – also die alte Generation auf einen „Konsum“ des 
Kapitalbestandes verzichtet. Ein solcher „Konsum“ fi nde 
aber stets statt, wenn Schulden aufgenommen werden, 
die nicht der Finanzierung von Nettoinvestitionen dienen. 
Da der Staat aber in erheblichem Maße Schulden aufneh-
me, die nicht zu Nettoinvestitionen verwendet werden, ge-
schehe dies derzeit: Die alte Generation konsumiert über 
den Ausbau der Staatsverschuldung zu Lasten der jungen 
Generation und vererbt ihr damit einen niedrigeren Sach-
kapitalbestand, als es ohne Staatsverschuldung der Fall 
wäre (S. 208, rechte Spalte oben).4

Lucke und Meyer werfen mir folglich analytische Fehler 
und Irrtümer bei der Ableitung meiner These vor, dass 
die Staatsverschuldung die junge Generation als Ganzes 
nicht belaste. Dabei verzichten sie allerdings auf die An-
wendung jenes Analyserahmens, der meinen Irrtum sehr 
leicht belegen könnte, nämlich von Bilanzen. Aus ihnen 
müsste ersichtlich werden, dass Finanzvermögen, das 
zur Finanzierung von Konsum entsteht, den Sachkapi-
talbestand reduziert. Der Verzicht ist verständlich. Denn 
eine bilanzielle Analyse zeigt, dass der analytische Fehler 
nicht bei Winkler, sondern bei Lucke und Meyer liegt.

Beginnen wir mit einem Szenario im Kleinen. Bei einer 
Konferenz in Hamburg treff en sich zwei ältere Professo-
ren, A und B. Professor A hat Handy und Geldbörse ver-
gessen und nimmt daher bei der Kollegin B einen Kredit 
auf, um das Abendessen zu bezahlen. Bei Professorin B 
kommt es zu einem Aktivtausch: Statt Forderungen an 
die Bank hat sie nun eine Forderung an Professor A. Bei 
Professor A kommt es zu einem Passivtausch: Das Rein-
vermögen sinkt und das Fremdkapital steigt. Lucke und 
Meyer interpretieren dies als den Abfl uss von Ersparnis 
von B zu A, der den Konsum von A ermöglicht: Schnit-
zel mit Pommes und Salat. Beide Professoren vergessen 
danach den von A unterzeichneten Schuldtitel, der sich 
in der Schreibtischschublade von B befi ndet. Als B stirbt, 
fi nden ihre Nachkommen den Schuldtitel und wenden 
sich an A mit der ausstehenden Forderung. Da aber auch 
A mittlerweile verstorben ist, richten sie ihre Forderung an 
die Nachkommen von A.

Lucke und Meyer stimmen Winkler (2025a) also zu, dass 
Gläubiger-Schuldner Verhältnisse, die die alte Generation 

4 Mit dieser Argumentation hätten Lucke und Meyer die von ihnen ge-
lobte Schuldenbremse in der alten Form auch ablehnen sollen. Denn 
diese begrenzte jede (!) schuldenfi nanzierte Ausweitung der Staats-
ausgaben, also auch jener Ausgaben, die eine Erhöhung der Nettoin-
vestitionen und damit der jungen Generation ein größeres Sachkapi-
talerbe ermöglicht hätten.

kreiert, die junge Generation insgesamt nicht mit Netto-
schulden belastet, weil der Forderung der Nachkommen 
von B eine Verbindlichkeit der Nachkommen von A ent-
spricht. Dennoch haben aus ihrer Sicht die alten Profes-
soren gegen die Generationengerechtigkeit verstoßen, 
weil sie eine Kreditbeziehung eingegangen sind, die nicht 
der Finanzierung von Nettoinvestitionen diente, sondern 
dem Konsum von Kartoff eln, Salat und Fleisch. Damit – so 
die Logik – fehlen im Verhältnis 1:1 Güter, die sonst zum 
Aufbau des Sachkapitalstocks genutzt worden wären. Sie 
seien unwiederbringlich verloren, weil die alte Generation 
zu Lasten der jungen Generation konsumiert hat (S. 208, 
rechte Spalte).

Das gleiche Resultat wird aber auch erzielt, wenn Profes-
sorin B ihren Mann zum Essen einlädt. Auch dann kon-
sumiert die alte Generation, allerdings ohne der jungen 
Generation ein Gläubiger-Schuldner Verhältnis, also Fi-
nanzvermögen zu hinterlassen. Da letzteres aber für die 
Generationengerechtigkeit irrelevant ist, würde nicht der 
kreditfi nanzierte Konsum, sondern der Konsum an sich 
einen Verstoß gegen die Generationengerechtigkeit dar-
stellen. Es dürfte Übereinstimmung darüber herrschen, 
dass dies eine verwirrende Vorstellung von Generationen-
gerechtigkeit ist.

Um dieser Verwirrung zu entkommen, muss – trotz aller 
gegenteiliger Behauptungen – das Problem der Kredit 
und nicht der Konsum sein, was wiederum die Gleich-
setzung von Finanzvermögen und Sachkapital impliziert. 
Lucke und Meyer pochen also auf die Unterschiedlichkeit 
von Finanzvermögen und Sachkapital, um sie im nächs-
ten Schritt zu ignorieren. Denn für sie stellt der Konsum 
von Professor A ein „Verlust“ an gesamtwirtschaftlicher 
(!) Ersparnis und damit an Sachkapital (da S = I = ΔK) dar, 
weil A konsumiert und damit entspart. Letzteres ist in der 
Tat der Fall, aber nicht weil Kapital verloren geht, sondern 
weil A einen negativen Finanzierungssaldo aufweist.

Der Finanzierungssaldo ist defi niert als die Diff erenz zwi-
schen Ersparnis S und Investition I. Da A nicht investiert 
und seine Ersparnis negativ ist, weist er einen negativen 
Finanzierungssaldo auf. Da die Summe aller Finanzie-
rungssalden bekannterweise aber Null ist, muss jemand 
anders einen positiven Finanzierungssaldo aufweisen. 
Dies ist der Restaurantbesitzer, der an diesem Abend ein 
höheres Einkommen erzielt: Er weist einen positiven Fi-
nanzierungssaldo und damit eine höhere Ersparnis auf. 
Die gesamtwirtschaftliche Ersparnis sinkt also nicht, son-
dern bleibt unverändert. Es fl ießt nämlich kein Kapital in 
den Konsum, sondern „nur“ Geld, also Finanzvermögen, 
das letztendlich den Restaurantbesitzer erreicht. Lucke 
und Meyer verwechseln die einzelwirtschaftliche oder 
sektorale Ersparnis, die einem Finanzierungssaldo ent-
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sprechen kann, mit der gesamtwirtschaftlichen Erspar-
nis, die in einer geschlossenen Volkswirtschaft immer den 
Investitionen entspricht.

Eine Bilanzanalyse verdeutlicht dies. Wir führen sie für 
die Sektoren und die gesamte deutschen Volkswirtschaft 
durch und übernehmen dabei das von Lucke und Mey-
er skizzierte Szenario über Entwicklung und Verwendung 
der Staatsverschuldung bis 2036. Ausgangspunkt sind 
die Zahlen, wie sie Ende 2024 vorlagen (Tabelle 1a, Deut-
sche Bundesbank, 2025; Holtfrerich & Winkler, 2026). Da 
Abschreibungs- und Bewertungsthemen von Sachkapital 
schon diskutiert wurden, verzichten wir auf deren Berück-
sichtigung. Zudem ignorieren wir jede Finanz- und Sach-
vermögensbildung, in die der Staat nicht involviert ist.

Die Staatsverschuldung wächst laut Lucke und Meyer bis 
Ende 2036 um 2,55 Bio. €, wobei 0,92 Bio. € zum Ausbau 
des Sachkapitalbestands des Staates genutzt werden. 
Die privaten Haushalte gewähren den entsprechenden 
Kredit an den Staat (Tabelle 1b, alle Änderungen sind 
in fetter Schrift markiert). Da die junge Generation über 
kein (nennenswertes) Finanzvermögen verfügt, muss 
diese Kreditgewährung vom vermögenden Teil der alten 
Generation ausgehen. Bilanziell fi ndet bei den privaten 
Haushalten ein Aktivtausch statt: Depositen in Höhe von 
2,55 Bio. € gehen im Tausch gegen Staatsschuldtitel an 
den Staat. Beim Staat kommt es zu einer Bilanzverlänge-
rung. Seine Schulden wachsen in gleicher Höhe wie sein 
Geldvermögen in Form von Depositen. Sach- und Rein-
vermögen aller Sektoren bleiben konstant.

Im zweiten Schritt tätigt der Staat seine Ausgaben mit 
dem geliehenen Geld (Tabelle 1c). 0,92 Bio. € fl ießen an 
Unternehmen, die jenes Sachkapital – also Brücken, 
Schulen, Waff en etc. – produzieren, das der Staat benö-
tigt. Damit steigt das Sachvermögen des Staates sowie 
das Geld- und Reinvermögen des Unternehmenssektors 
um 0,92 Bio. €. Letzteres kann erneut für Investitionen ge-
nutzt werden.

Die restlichen, vom Staat aufgenommenen Mittel fl ießen 
in den Staatskonsum, also in die Produktion öff entlicher 
Güter (innere und äußere Sicherheit, Bildung etc.), was 
sich in (höheren) Gehaltszahlungen an (für zusätzliche) 
Professoren, Lehrer, Soldaten, und sonstige Angestellte 
des Staates niederschlägt, sowie in Transfers an Rentner, 
Bürgergeldempfänger oder Kinder. Die Aufzählung ver-
deutlicht, dass im Gegensatz zu der (nicht nur) von Lu-
cke und Meyer gemachten Behauptung, nicht nur die al-
te, sondern auch die junge Generation erheblich von den 
konsumtiven Staatsausgaben profi tiert. Gleichzeitig fl ießt 
das Geld zurück zu den privaten Haushalten. Dadurch 
sinkt das Reinvermögen des Staates um 1,63 Bio. € wäh-

rend das Geld- und damit das Reinvermögen der privaten 
Haushalte um den gleichen Wert steigt (Tabelle 1c). Damit 
können die privaten Haushalte erneut Konsumausgaben 
tätigen oder in Sachkapital (Wohnungsbau) investieren.

Bekannterweise entsprechen Veränderungen des Rein-
vermögens der Ersparnisbildung (Δ Reinvermögen = S). 
Die Ersparnis der privaten Haushalte steigt daher über 
den Zeitraum 2024 bis 2038 um 1,63 Bio. €, die der Un-
ternehmen 0,92 Bio. €. Die Ersparnis des Staates sinkt um 
1,63 Bio. €. Die gesamtwirtschaftliche Ersparnis steigt (!) 
folglich um 0,92 Bio. €, was den staatlichen Investitionen 
von 0,92 Bio. € entspricht. Lucke und Meyer kommen zu 
einem anderen Ergebnis, weil sie den analytischen Feh-
ler begehen, die Einkommensbildung, die durch die Kon-
sumausgaben entsteht,5 zu ignorieren und damit nicht 
zu erkennen, dass die Ersparnis der privaten Haushalte 
in Form eines positiven Finanzierungssaldos im gleichen 
Maß steigt wie jene des Staates sinkt.

Die Schlussbilanzen zeigen daher, dass das Sachkapital 
des privaten Sektors durch die Staatsverschuldung unab-
hängig von deren Verwendung nicht berührt wird. Zudem 
ändert sich im Vergleich zur Ausgangssituation nichts an 
der Fähigkeit des privaten Sektors, Sachkapital zu bilden, 
da der Staat die aufgenommen Mittel stets gleich ausgibt. 
Bevor der Staat sich verschuldet (Tabelle 1a), verfügt der 
private Sektor (Haushalte und Unternehmen) über Bargeld 
und Depositen in Höhe von 4,4 Bio. € (3,5 + 0,9). Diese Mit-
tel fl ießen über die Staatsausgaben stetig im Verhältnis 
1:1 zum privaten Sektor zurück und betragen daher stets 
4,4 Bio. € (in 2036: 2,58 + 1,82). Die Möglichkeiten des pri-
vaten Sektors zu investieren, wird durch die Staatsver-
schuldung quantitativ daher nicht eingeschränkt. Insge-
samt erbt die junge Generation in diesem Szenario daher 
nicht weniger Sachkapital, wie Lucke und Meyer behaup-
ten, sondern wegen der angenommenen teilweise investi-
ven Verwendung der Staatsausgaben mehr Sachkapital.6

Sachkapital und Staatsverschuldung: Infl ation als 

Beschränkung

Die bilanziellen Ausführungen besagen nicht, dass die 
Staatsverschuldung gar keine Auswirkungen auf die pri-

5 Dieser Einkommensbildungsprozess ist gerade im Gang (Winkler, 
2026).

6 Mit diesen Überlegungen soll nicht bestritten werden, dass eine ver-
stärkte investive Verwendung der dem Staat zur Verfügung gestellten 
Mittel die Wachstumsaussichten verbessern und damit zu einer Ent-
schärfung des Verteilungskonfl ikts zwischen den zukünftigen Gläu-
bigern des Staates und den zukünftigen Steuerzahlern führen würde. 
Hier geht es allein um die Widerlegung der von Lucke und Meyer auf-
gestellten These, eine zu konsumtiven Zwecken genutzte Staatsver-
schuldung würde den Sachkapitalbestand schmälern, der der jungen 
Generation zur Verfügung steht.
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Tabelle 1
Finanz- und Sachvermögen der volkswirtschaftlichen Sektoren und der Gesamtwirtschaft bei steigender 

Staatsverschuldung – 2024 versus 2036 (Lucke/Meyer 2026 Szenario)

Tabelle 1a: Ausgangssituation Ende 2024 Tabelle 1b: Kreditaufnahme des Staates bei 
den privaten Haushalten

Tabelle 1c: Kreditfi nanzierte Investitions- und 
Konsumausgaben (einschließlich Transfers) 
des Staates

Private Haushalte und Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck

Private Haushalte und Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck

Private Haushalte und Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck

Aktiva Passiva Aktiva Passiva Aktiva Passiva
13,30 Sachkapital Kredite, sonst. 

Verbindl.
2,20 13,30 Sachkapital Kredite, sonst. 

Verbindl.
2,20 13,30 Sachkapital Kredite, sonst. 

Verbindl.
2,20

3,50 Bargeld und 
Depositen

0,95 Bargeld und 
Depositen

2,58 Bargeld und 
Depositen

2,55 Δ Forderun-
gen an den 
Staat

2,55 Δ Forderun-
gen an den 
Staat

6,00 Andere 
Finanzaktiva

Reinvermögen 20,60 6,00 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermögen 20,60 6,00 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermö-
gen

22,23

22,80 Aktiva 
insgesamt

Passiva insge-
samt 

22,80 22,80 Aktiva insge-
samt

Passiva insge-
samt 

22,80 24,43 Aktiva ins-
gesamt

Passiva ins-
gesamt 

24,43

Unternehmen 
(Nichtfi nanzielle Kapitalgesellschaften)

Unternehmen 
(Nichtfi nanzielle Kapitalgesellschaften)

Unternehmen 
(Nichtfi nanzielle Kapitalgesellschaften)

Aktiva Passiva Aktiva Passiva Aktiva Passiva
6,90 Sachkapital Fremdkapital 3,70 6,90 Sachkapital Fremdkapital 3,70 6,90 Sachkapital Fremdkapital 3,70

Anteilsrechte 5,50 Anteilsrechte 5,50 Anteilsrechte 5,50
0,90 Bargeld und 

Depositen
0,90 Bargeld und 

Depositen
1,82 Bargeld und 

Depositen

5,40 Andere 
Finanzaktiva

Reinvermögen 4,00 5,40 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermögen 4,00 5,40 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermö-
gen

4,92

13,20 Aktiva 
insgesamt

Passiva insge-
samt 

13,20 13,20 Aktiva insge-
samt

Passiva insge-
samt 

13,20 14,12 Aktiva ins-
gesamt

Passiva ins-
gesamt 

14,12

Finanzintermediäre 
(Finanzielle Kapitalgesellschaften)

Finanzintermediäre 
(Finanzielle Kapitalgesellschaften)

Finanzintermediäre 
(Finanzielle Kapitalgesellschaften)

Aktiva Passiva Aktiva Passiva Aktiva Passiva
0,40 Sachkapital Fremdkapital 14,20 0,40 Sachkapital Fremdkapital 14,20 0,40 Sachkapital Fremdkapital 14,20

Anteilsrechte 5,40 Anteilsrechte 5,40 Anteilsrechte 5,40
3,00 Bargeld und 

Depositen
3,00 Bargeld und 

Depositen
3,00 Bargeld und 

Depositen
16,90 Andere 

Finanzaktiva
Reinvermögen 0,70 16,90 Andere Fi-

nanzaktiva
Reinvermögen 0,70 16,90 Andere Fi-

nanzaktiva
Reinvermögen 0,70

20,30 Aktiva 
insgesamt

Passiva insge-
samt 

20,30 20,30 Aktiva insge-
samt

Passiva insge-
samt 

20,30 20,30 Aktiva ins-
gesamt

Passiva insge-
samt 

20,30

Staat Staat Staat
Aktiva Passiva Aktiva Passiva Aktiva Passiva
3,00 Sachkapital Fremdkapital 2,70 3,00 Sachkapital Fremdkapital 5,25 3,92 Sachkapital Fremdkapital 5,25

0,30 Bargeld und 
Depositen

2,85 Bargeld und 
Depositen

0,30 Bargeld und 
Depositen

1,30 Andere 
Finanzaktiva

Reinvermögen 1,90 1,30 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermögen 1,90 1,30 Andere Fi-
nanzaktiva

Reinvermö-
gen

0,27

4,60 Aktiva 
insgesamt

Passiva insge-
samt 

4,60 7,15 Aktiva ins-
gesamt

Passiva ins-
gesamt 

7,15 5,52 Aktiva ins-
gesamt

Passiva ins-
gesamt 

5,52

Deutsche Volkswirtschaft Deutsche Volkswirtschaft Deutsche Volkswirtschaft
Aktiva Passiva Aktiva Passiva Aktiva Passiva
23,50 Sachkapital ,  23,5 Sachkapital , 24,42 Sachkapital

4,00 Nettoaus-
landsforde-
rungem

Reinvermögen 27,50  4,0 Nettoaus-
landsforde-
rungem

Reinvermögen  27,5 4,00 Nettoaus-
landsforde-
rungem

Reinvermö-
gen

28,42

27,50 Aktiva 
insgesamt

Passiva insge-
samt 

27,50  27,5 Aktiva insge-
samt

Passiva insge-
samt 

27,5 28,42 Aktiva ins-
gesamt

Passiva ins-
gesamt 

28,42

Quelle: eigene Berechnungen basierend auf Deutsche Bundesbank (2025) sowie Lucke und Meyer (2026).



Wirtschaftsdienst 2026 | 3
214

Analysen Schulden

Title: Intergenerational (government) debt: Rejoinder and response
Abstract: In the Zeitgespräch of the November 2025 issue of Wirtschaftsdienst, Adalbert Winkler expressed the view: “Die große Ver-
wirrung: Schulden, Vermögen und Generationengerechtigkeit” that government debt does not burden the younger generation with net 
debt, but rather with a distributional confl ict. Government debt therefore does not represent an intergenerational distribution problem, 
but rather an intragenerational distribution problem. Bernd Lucke and Dirk Meyer take a diff erent view in their response. This is followed 
by a reply from Adalbert.

vate Sachkapitalbildung haben kann. Diese Auswirkun-
gen entstünden aber nicht wegen einer 1:1 geringeren 
Ersparnis aufgrund kreditfi nanzierten staatlichen Kon-
sums, sondern in Form höherer Zinsen, die private In-
vestition unrentabel machen würden (crowding-out). Die 
wirtschaftspolitische Herausforderung der geplanten 
Ausweitung der Staatsverschuldung besteht also darin, 
die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nicht über das An-
gebot hinaus auszuweiten und damit infl ationär zu wirken 
(Winkler, 2025b). Denn dann sind höhere Zinsen vorpro-
grammiert. Deren negative Folgen für Wachstum und 
Beschäftigung würden alle treff en, die alte und die junge 
Generation, und gleichzeitig den Verteilungskonfl ikt zwi-
schen Steuerzahlern und Haltern von Staatsschuldtiteln 
verschärfen.

Ökonomen sollten, wenn sie über die Gefahren der 
Staatsverschuldung sprechen, stets an die Möglichkeit 
eines Infl ations- und Zinserhöhungsszenarios erinnern. 
Denn im Gegensatz zu Sachkapitalverzehr und intergene-
rativen Nettoschuldverschiebungen, die nicht stattfi nden 
können (solange Deutschland gegenüber dem Rest der 
Welt Nettogläubiger ist), ist dies ein Szenario, das ein-
treten kann. Die Eskalation in Nahost erinnert daran mit 

Nachdruck. Staatsverschuldung ist nämlich nicht per se 
unbedenklich, nur weil sie der jungen Generation keine 
Nettoschuld hinterlässt.
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Zufriedenheit mit der deutschen Wirtschaftspolitik 
in Krisenzeiten – Evidenz der Energiekrise
Die Energie-Krise hat einen disruptiven Schock in der deutschen Wirtschaft ausgelöst. Die 
damaligen Entwicklungen beeinfl ussen die Erwartungen deutscher Unternehmen bis heute. 
Um die Konsequenzen abzufedern hatte die deutsche Bundesregierung eine Steuersenkung 
auf Gas und Strom eingeführt. Befragungsdaten aus dem German Business Panel zeigen, 
dass das Instrument der Steuersenkung einen Einfl uss auf die wirtschaftspolitische 
Zufriedenheit von Unternehmen hatte. Die realen Auswirkungen zwischen energieintensiven 
und nicht energieintensiven Unternehmen stehen im Fokus. Die Ergebnisse zeigen, dass 
fi skalpolitische Maßnahmen eine Wirkung in Krisenzeiten zeigen können.

Samuel Mäurer ist wissenschaftlicher Mitarbeiter 

am German Buiness Panel der Universität 

Mannheim.

Der starke Anstieg der Infl ation ab 2021 wurde in erster 
Linie durch die eskalierenden Energiepreise verursacht. 
Nach dem Beginn des Krieges in der Ukraine kam es zu 
einem schweren Schock für Unternehmen und Haushal-
te, wodurch auch die Geschäftserwartungen der Unter-
nehmen erheblich zurückgingen. Dies weckte Besorgnis 
über einen kalten Winter und die Folgen der steigenden 
Energiekosten für die Unternehmen. Als Reaktion darauf 
beschloss die deutsche Regierung, eine Steuersenkung 
für Gas und Strom einzuführen. Damit sollten die Auswir-
kungen der steigenden Energiekosten für Haushalte und 
Unternehmen abgefedert werden.

Das Ökonomenpanel des ifo-Instituts und der FAZ hatte 
bereits zu Beginn der Amtszeit der Ampelregierung ei-
ne kritische Einschätzung ihrer Wirtschaftspolitik erge-
ben. Damals glaubten nur 26 % der deutschen Ökono-
men, dass die Ampelkoalition die wirtschaftspolitischen 
Herausforderungen der kommenden Legislaturperiode 
meistern würde (Ökonomenpanel, 2021). Dagegen fi el die 
Bewertung der Ökonomen im Jahr 2023 noch kritischer 
aus. Nur 15 % der Wirtschaftsprofessoren bewerteten 
die Wirtschaftspolitik der Ampelkoalition als „sehr gut“ 
oder „gut“ (Ökonomenpanel, 2023). Begründet wurde die 
positive Einschätzung damit, dass die Regierung wichti-
ge, bisher vernachlässigte Reformen angepackt und die 
richtigen Prioritäten gesetzt habe. Außerdem verwiesen 
sie auf die schwierigen Rahmenbedingungen, mit denen 

die Bundesregierung konfrontiert war. Angesichts dieser 
Einschätzungen von Ökonomen stellt sich die Frage, wie 
die Unternehmen die Wirtschaftspolitik unter der Ampel-
regierung wahrnehmen. Da diese unmittelbar von den 
Auswirkungen wirtschaftspolitischer Maßnahmen betrof-
fen sind, liefert das German Business Panel (GBP) auf-
schlussreiche Antworten.

Das GBP ist ein langfristiges Befragungspanel zur syste-
matischen Erhebung von Erwartungen, Einschätzungen 
und Meinungen von in Deutschland aktiven Unternehmen 
(Bischof et al., 2025). Diese werden zu verschiedenen 
Themengebieten befragt. Die wirtschaftspolitische Zufrie-
denheit bezeichnet die subjektive Bewertung wirtschafts-
politischer Maßnahmen durch Unternehmen. Die Variable 
wirtschaftspolitische Zufriedenheit ist fester Bestandteil 
des Fragebogenkatalogs in der wiederkehrenden halb-
jährigen Unternehmensbefragung im Rahmen des GBP. 
Sie unterscheidet sich von konjunkturellen Erwartungsin-
dikatoren wie dem vom ifo-Institut erhobenen Geschäfts-
klimaindex, da sie nicht primär die aktuelle Geschäftslage 
oder zukünftige Geschäftserwartungen misst, sondern 
die Einschätzung zu wirtschaftspolitischem staatlichem 
Handeln.

Eine Analyse der Frage „Wie zufrieden sind Sie mit der 
Wirtschaftspolitik in Deutschland?“ zeigt einen negati-
ven Trend im Zeitverlauf (Abbildung 1). Insbesondere die 
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Abbildung 1
Wie zufrieden sind Sie mit der Wirtschaftspolitik in Deutschland?

Quelle: eigene Darstellung basierend auf German Business Panel: Wellen 3 bis 9 und ifo-Geschäftsklimaindex: monatliche Daten von Juni 2021 bis Sep-
tember 2024.

zunehmende Unzufriedenheit seit der konstituierenden 
Sitzung des 20. Bundestages, der Rückgang im August 
und September 2022 sowie der anschließende Anstieg 
Ende 2022 sind auff allend. Im Februar 2023 verschlech-
terte sich die Zufriedenheit kontinuierlich und zeigte An-
fang 2024 einen leichten Anstieg. Ein Blick auf den Ge-
schäftsklimaindex des ifo-Instituts zeigt einen ähnlich 
negativen Trend seit der konstituierenden Sitzung des 20. 
Deutschen Bundestages. Doch was sind die Gründe für 
diesen sehr starken Negativtrend?

Die Rolle der Wirtschaftspolitik bei der Erzielung von 
Wachstum und Zufriedenheit ist mit der Literatur zur po-
litischen Ökonomie verknüpft, in der es zwei verschie-
dene Ansichten über staatliche Aktivitäten gibt. Die neo-
klassische Sichtweise, bei der die Rolle des Staates in 
der Überwindung von Marktversagen besteht, und die 
Public-Choice-Sichtweise, bei der privater Nutzen sozia-
lem Nutzen gegenübergestellt wird. Dieser Beitrag trägt 
zur Diskussion über Steuersenkungen und endogenes 
Wachstum bei, indem er den Zusammenhang zwischen 
Unternehmenszufriedenheit und staatlicher Intervention 
empirisch untersucht. Die Studie von Gechert und Heim-
berger (2022) liefert einen Hinweis darauf, wie die Literatur 
zu Unternehmenssteuern und Wachstum eine Verzerrung 
der Ergebnisse in Richtung einer Steigerung des Wirt-
schaftswachstums durch Unternehmenssteuersenkun-

gen aufweist. Weiterhin untersuchen Romer (2004, 2010) 
sowie Ramey und Zubairy (2018) die Eff ekte von fi skalen 
Schocks auf makroökonomische Größen. So zeigen Sie 
auf, dass in den USA eine exogene Steuererhöhung um 
1 % des BIP das reale BIP um fast 3 % senkt. Oder, dass 
es keine Hinweise auf große fi skalpolitische Multiplika-
toren gibt, wenn die US-amerikanische Wirtschaft eine 
Konjunkturschwäche aufweist. Obwohl viele Studien die 
Beziehung zwischen Wirtschaftspolitik und Wirtschafts-
wachstum untersucht haben, gibt es nur sehr wenige Stu-
dien, die sich auf die Beziehung zwischen Wirtschaftspo-
litik und wirtschaftlicher Zufriedenheit konzentrieren.

Politische Maßnahmen als Reaktion auf die 

Energiekrise

Um die fi nanziellen Auswirkungen der stark gestiege-
nen Energiekosten für Haushalte und Unternehmen ab-
zufedern, hatte die Bundesregierung insgesamt drei 
Entlastungspakete mit einem Gesamtvolumen von rund 
100 Mrd. € (Bundesregierung, 2022a) und einen Konjunk-
turschutzfonds von 200 Mrd. € (Bundesregierung, 2022b) 
aufgelegt. Gemäß der Gas-, Wärme- und Strompreisbrem-
se wurden 80 % des Verbrauchs in Bezug auf den Arbeits-
preis gedeckelt. Diese Deckelung wirkte sich nur auf die 
Verbraucherpreise aus, wenn die regionalen Energiepreise 
für Gas, Fernwärme und Strom über dieser Obergrenze la-

20. Deutscher Bundestag

Rückgang von 
Gaslieferungen aus Russland

Mehrwertssteuersenkung
für Gas und Fernwärme
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Ende Energiekrise
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gen (Bundesregierung, 2022a). Der Grundpreis war von der 
Preisbremse nicht betroff en und die Strompreisbremse trat 
im Januar 2023 in Kraft. Die Gas- und Wärmepreisbrem-
se ist erst im März 2023 in Kraft getreten und Ende 2023 
ausgelaufen. Das bedeutet, dass die preisdämpfende 
Wirkung für die betroff enen privaten Haushalte ab Januar 
2024 nicht mehr griff .  Am 1. Oktober 2022 trat das Gesetz 
zur vorübergehenden Senkung des Mehrwertsteuersatzes 
auf Gaslieferungen in Kraft. Die Mehrwertsteuer auf Gas, 
einschließlich Flüssiggas und Fernwärme wurde von 19 % 
auf 7 % gesenkt. Die Ermäßigung wurde auf den Zeitraum 
vom 1. Oktober 2022 bis zum 31. März 2024 begrenzt und 
die Versorgungsunternehmen wurden aufgefordert, die 
Steuerermäßigung entsprechend an die Verbraucher wei-
terzugeben (Bundesregierung, 2022a). Im ersten Teil der 
Analyse wird der Zusammenhang zwischen der Steuer-
senkung auf Gas und der Zufriedenheit der Unternehmen 
untersucht. Abbildung  1 fasst die Ereignisse zusammen, 
die während des untersuchten Zeitraums stattgefunden 
haben. Aufgrund des Krieges in der Ukraine sind die Ener-
giepreise stark angestiegen, auch weil Russland seine 
Gaslieferungen seit dem 13. Juni 2022 deutlich reduziert 
hat. Der Marktpreis für Erdgas stieg von der ersten Hälfte 
des Jahres 2021 bis zur zweiten Hälfte des Jahres 2022 um 
200 % (Destatis, 2025).

Die Ereignisse zu diesem Zeitpunkt zeigen, dass der Rück-
gang der Gasversorgung einen starken Einfl uss auf die 
wirtschaftspolitische Zufriedenheit der deutschen Unter-
nehmen und den Geschäftsklimaindex hatte. Als Reaktion 
darauf verabschiedete die Bundesregierung das Gesetz 
zur vorübergehenden Senkung des Mehrwertsteuersat-
zes auf Gaslieferungen von 19 % auf 7 % aufgrund der ge-
stiegenen Kosten für Erdgas und Heizung. Besonders im 
Sommer und Herbst 2022 war die Angst vor einem kalten 
Winter in Deutschland sehr groß. Es stellt sich daher die 
Frage, wie sich die wirtschaftspolitischen Instrumente auf 
die Zufriedenheit der Unternehmen mit dem Anstieg der 
Energiepreise ausgewirkt haben. Eine Regressionsanaly-
se gibt Aufschluss über den Eff ekt der Steuersenkung.

Eff ekt der Steuersenkung auf energieintensive 

Wirtschaftszweige – ökonometrische Analyse

Hentze (2023) hebt hervor, dass gerade energieintensive 
Industrien mit einem Energiekostenanteil am Bruttopro-
duktionswert von 2,7 % deutlich über dem Durchschnitt 
des Verarbeitenden Gewerbes (1,7 %) liegen. Es wäre 
denkbar, das energieintensive Industrien durch den An-
stieg der Energiepreise stärker von den makroökonomi-
schen Ereignissen betroff en waren. Daher ist es uner-
lässlich zwischen energieintensiven und nicht energie-
intensiven Industrien zu diff erenzieren.  Die Analyse ba-
siert auf einer Ereignisstudie, die die Durchsetzung der 

vorübergehenden Senkung der Mehrwertsteuer auf Gas 
als eigenständiges Ereignis behandelt. Dies ermöglicht 
es, alle verfügbaren Schwankungen der Zufriedenheit mit 
der Wirtschaftspolitik innerhalb der Branchen im Laufe 
der Zeit zu nutzen. Die Schätzung basiert auf folgender 
Regressionsgleichung:

  EconPolicy i,t    =   β 0   +  β 1    .   Energyint i    +   β 2   .  Post t   +

                                   β 3   .   Energyint i    .   Post t    + γ .   X i,t    +   εi,t        (1)

  Die zentrale Annahme des Diff erenz-in-Diff erenzen-De-
signs ist, dass sich die Zufriedenheit deutscher Unterneh-
men mit der Wirtschaftspolitik ohne die vorübergehende 
Mehrwertsteuersenkung für Gas für beide Gruppen ähn-
lich entwickelt hätte. Die abhängige Variable EconPolicyi,t 
gibt die Zufriedenheit der Unternehmen einer bestimmten 
Branche i im Monat t mit der Wirtschaftspolitik der deut-
schen Bundesregierung an. Postt ist gleich eins für Be-
obachtungen nach Oktober 2022, als die Verordnung in 
Kraft trat. Energyinti gibt an, ob ein Unternehmen inner-
halb einer Branche energieintensiv oder nicht energiein-
tensiv ist. Der Vektor X umfasst die Kontrollvariablen wie 
die Energiepreise für Gas und Strom, die Infl ationsrate 
und verzögerte Variablen des Bruttoinlandsproduktes. 
Schließlich ist   εi,t    der Fehlerterm.

Der Vergleich zwischen energieintensiven und weniger 
energieintensiven Branchen (Abbildung 2) zeigt, dass die 

Abbildung 2
Zufriedenheit mit der Wirtschaftspolitik zwischen 

Behandlungs- und Kontrollgruppe

1.521 energieintensive Unternehmen und 35.486 nicht energieintensive 
Unternehmen beinhaltet das Sample (Welle 3 bis Welle 9). Die gestrichel-
te vertikale Linie am 01. Oktober 2022 markiert die Einführung der Mehr-
wertssteuersenkung auf Gas und Fernwärme.

Quelle: eigene Darstellung basierend auf German Business Panel: Wellen 
3 bis 9.
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Tabelle 1
Regressionsergebnisse der Diff erenzen in 

Diff erenzen-Analyse

Mittelwerte und t-Werte werden durch lineare Regression geschätzt. Die 
Anzahl der Beobachtungen stellt die Anzahl der Monate dar. Das Modell 
in Spalte 1 entspricht dem in der Regressionsgleichung dargestellten 
Modell (1). Aufgrund der Endogenität der Kontrollvariable Bruttoinlands-
produkt wurden neben einem Kotrollfunktionsansatz (Hinzufügen der Re-
siduen einer Hilfsregression als zusätzliche Kontrollvariable) verzögerte 
Variablen der Regression hinzugefügt, um eine simultane Rückwirkung 
zu vermeiden BIP(t-1). Spalte 2 stellt das Regressionsmodell mit verzö-
gerter Variable BIP(t-2) und Spalte 3 mit BIP(t-3) als Kontrollvariablen dar. 
Statistische Signifi kanz auf dem 1 %, 5 % und 10 % -Niveau. *** p<0,01; 
** p<0,05; * p<0,10.

Quelle: eigene Berechnungen.

Abbildung 3
Unterschiede in der Zufriedenheit mit der Wirtschaftspolitik

Behandlungsgruppe (energieintensive Unternehmen) und Kontrollgruppe (nicht energieintensive Unternehmen).

Quelle: eigene Darstellung basierend auf German Business Panel: Wellen 3 bis 9 und ifo-Geschäftsklimaindex von Juni 2021 bis September 2024.

Zufriedenheit mit der Wirtschaftspolitik vor Beginn des 
russisch-ukrainischen Krieges auf dem gleichen Niveau 
lag. Dies zeigt, dass die energieintensiven Branchen auf-
grund der hohen Energiekosten stark von der Energie-
krise betroff en waren und seit Kriegsbeginn einen deutli-
chen Rückgang der Zufriedenheit zu verzeichnen haben. 
Im Vergleich zu allen Branchen in Deutschland (Abbil-

dung 1) haben die Maßnahmen der Regierung kurzfristig 
keine ähnlichen Auswirkungen auf die nicht-energieinten-
siven Branchen. Tabelle 1 gibt die Regressionsergebnisse 
wieder; das Regressionsmodell ist mit einem Gesamt-R² 
von 64 % nicht signifi kant.

Unter Berücksichtigung der Tatsache, dass das Zufrie-
denheitsniveau der Kontroll- und der Behandlungsgruppe 
ähnlich war, zeigen die Ergebnisse , dass die Zufriedenheit 
der energieintensiven Unternehmen mit der Wirtschafts-
politik durch die Reform um 0,770 Punkte gestiegen ist. 
Aufgrund der Unsicherheit, die durch die Entwicklung des 
Krieges in der Ukraine und die entsprechenden Auswir-
kungen auf die Energiepreise entstanden ist, haben viele 
Unternehmen ihre Planung angepasst. Als Reaktion auf 
den Anstieg der Energiepreise haben viele Unternehmen 
Maßnahmen geplant, um ihre Verkaufspreise zu erhöhen 
und diese an ihre Kunden weiterzugeben. Insbesondere 
in der Zeit mit den höchsten Erdgaspreisen im August 
2022 haben 62 % der Unternehmen in Deutschland ge-
plant, ihre Verkaufspreise in den nächsten 12 Monaten zu 
erhöhen. Bei näherer Betrachtung der Daten zeigt sich, 
dass Unternehmen mit positiven Umsatz-, Investitions- 
und Gewinnerwartungen deutlich zufriedener sind als sol-
che mit negativen Geschäftserwartungen. Insbesondere 
ab dem Zeitpunkt der Reduzierung der Gaslieferungen 
aus Russland nach Deutschland am 13. Juni 2022 ist die 
Zufriedenheit sowohl bei den Unternehmen mit positiven 
als auch mit negativen Geschäftserwartungen deutlich 
gesunken.
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(1) (2) (3)

Diff -in-Diff 0,770 0,716 0,619

Beobachtungen (N) 79 79 79

(0,12) (0,11) (0,10)

Bestimmtheitsmaß (R²) 0,64 0,64 0,62
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Tabelle 2
Wirtschaftspolitische Zufriedenheit nach Wirtschaftszweig

Quelle: eigene Darstellung basierend auf German Business Panel: Wellen 3 bis 9.

Abbildung 3 zeigt die Entwicklung der Zufriedenheit zwi-
schen energieintensiven Industrien und nicht energiein-
tensiven Industrien im Vergleich zwischen der ifo- und 
GBP-Erhebung. Auch die ifo-Daten zeigen nach der Re-
form einen kurzfristigen Anstieg der Zufriedenheit von 
energieintensiven Industrien im Vergleich zur Kontroll-
gruppe. Weiterhin enthält Tabelle 2 Informationen zu den 
Unterschieden zwischen den einzelnen Wirtschaftssek-
toren. Hier wird deutlich, dass es spürbare Unterschiede 
gibt. So ist beispielsweise von 2021 bis 2023 die Zufrie-
denheit mit der Wirtschaftspolitik im Handelssektor stär-
ker zurückgegangen als im Informations- und Kommuni-
kationssektor.

Die Ergebnisse der Analyse zeigen, dass die wirtschafts-
politische Zufriedenheit kurzfristig (0 bis 6 Monate) nach 

der Reform ansteigt (Abbildung 1). Im darauff olgenden 
Zeitraum entwickelt sich die Zufriedenheit wieder nega-
tiver. Dies spiegelt sehr stark auch die Energiepreisent-
wicklungen der damaligen Zeit wider, da die Energieprei-
se in ihrer Entwicklung nur gedämpft werden konnten und 
sich erst nach dem Ende der Energiekrise wieder nor-
malisiert haben. Die Bundesregierung konnte mit ihrem 
Schutzschirm die negative Entwicklung der Zufrieden-
heit auff angen, aber nicht komplett umkehren. Auch für 
die energieintensiven Industrien zeigt sich ein erholender 
Eff ekt (Abbildung 3) der Mehrwertsteuersenkung im Ver-
gleich zu nicht energieintensiven Industrien. Dieser Eff ekt 
bleibt robust beim Vergleich mit dem ifo-Geschäftskli-
maindex und bestätigt somit, dass fi skalpolitische Maß-
nahmen nicht nur theoretisch ihre Daseinsberechtigung 
haben.

Gesamt-
Sample 2021 2022 2023 2024

Forst- und Landwirtschaft 2,69 3,78 3,04 3,43 1,96

Bergbau 2,69 3,93 3,23 2,00 2,05

Verarbeitendes Gewerbe 2,92 4,06 3,39 2,56 2,81

Energieversorgung 3,41 4,21 4,08 2,78 2,20

Wasserversorgung 3,17 4,03 3,47 2,89 1,94

Baugewerbe 2,79 4,03 3,06 2,29 2,16

Handel 2,95 4,02 3,24 2,66 2,13

Verkehr und Lagerei 3,05 4,51 3,41 2,48 2,40

Gastgewerbe 3,07 4,38 3,38 2,62 2,97

Information und Kommunikation 3,65 4,43 3,87 3,50 2,37

Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen 2,97 3,88 3,36 2,69 2,15

Grundstücks- und Wohnungswesen 2,98 4,40 3,27 2,60 2,79

Erbringung von freiberufl ichen, wissenschaftlichen und technischen Dl. 3,41 4,24 3,75 3,09 2,65

Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dl. 3,29 4,10 3,46 3,02 4,05

Öff entliche Verwaltung 3,87 5,29 3,48 3,56 3,44

Erziehung und Unterricht 3,77 4,17 3,96 3,62 2,68

Gesundheits- und Sozialwesen 3,25 4,12 3,55 2,94 3,12

Kunst, Unterhaltung und Erholung 3,67 4,17 3,90 3,46 2,44

Erbringung von sonstigen Dl. 3,11 4,17 3,29 2,95

Private Haushalte 3,50 2,00 3,71

Exteriotoriale Organisationen 5,00 5,00 5,00

Energieintensiv 3,09 4,30 3,33 2,97 2,13

Nicht energieintensiv 3,90 4,13 3,62 2,78 2,46



Wirtschaftsdienst 2026 | 3
220

Analysen Wirtschaftspolitik 

Title: Do taxes infl uence economic policy satisfaction in times of crisis? – Evidence from the energy crisis
Abstract: Economic policy satisfaction can be seen as a refl ection of the German economy. However, it is still a underexplored topic, 
particularly from the perspective of fi rms. Economic policy satisfaction can therefore be viewed as a macroeconomic indicator that can 
provide insights of the economy (e.g. ifo Business Climate Index). This article uses the exogenous shock of the energy crisis to examine 
the eff ects of a tax cut on fi rms’ satisfaction. Using monthly panel data at the industry level, it shows how satisfaction changes between 
energy-intensive and non-energy-intensive companies when the third relief package and government’s protective shield come into eff ect.
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Eine in regelmäßigen Abständen durchgeführte Unterneh-
mensbefragung des ZEW Mannheim erlaubt Einblicke in 
die Verbreitung des Homeoffi  ce in Deutschland vor, wäh-
rend und nach der Coronapandemie. Dabei liefert die Be-
fragung repräsentative Ergebnisse für zwei bedeutende 
Wirtschaftszweige – das Verarbeitende Gewerbe und die 
Informationswirtschaft, die sich aus den Teilbranchen In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IKT), Me-
diendienstleister und wissensintensive Dienstleister, wie 
z. B. Architektur- und Ingenieurbüros, zusammensetzt.1 
Bisherige empirische Analysen verdeutlichen, dass sich 
die Tätigkeiten im Wirtschaftszweig der Informationswirt-
schaft deutlich häufi ger für ortsfl exibles Arbeiten eignen 
als im Verarbeitenden Gewerbe (Alipour et al., 2023; Din-
gel & Neiman, 2020). Doch trotz dieses hohen Homeof-
fi ce-Potenzials erlaubte vor der Pandemie nur etwa jedes 
zweite Unternehmen in der Informationswirtschaft einem 
Teil der Beschäftigten mindestens einmal wöchentlich von 
zu Hause zu arbeiten (Abbildung 1). Das änderte sich mit 
dem Ausbruch der Coronapandemie allerdings schlag-
artig: Bereits im Juni 2020 machten knapp drei Viertel der 
Unternehmen in der Informationswirtschaft von Homeof-

1 Um die Repräsentativität der Ergebnisse zu gewährleisten, werden 
die Antworten der Umfrageteilnehmenden auf die Zahl aller Unter-
nehmen der betrachteten Branchen hochgerechnet. Im Durchschnitt 
beteiligten sich über 1.200 Unternehmen an einer Befragungswelle. 
Für nähere Informationen zur ZEW-Konjunkturumfrage Informations-
wirtschaft siehe: https://www.zew.de/WS380

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).
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Vincent Rost, Daniel Erdsiek

Gekommen, um zu bleiben: Homeoffi  ce 
verstetigt sich auf hohem Niveau
Der Ausbruch der Coronapandemie wirkte als eine Initialzündung zur Flexibilisierung der 
Arbeit in Form von Homeoffi  ce-Angeboten. Eine repräsentative Umfrage unter deutschen 
Unternehmen in zwei Branchen (Informationswirtschaft und Verarbeitendes Gewerbe) zeigt, 
dass der Anteil der Unternehmen, in denen zumindest ein Teil der Mitarbeitenden auch im 
Homeoffi  ce arbeitet, nach dem Ende der Pandemie nicht wesentlich zurückgegangen ist, 
sondern sich auf einem hohen Niveau stabilisiert hat. Unterschiede zeigen sich sowohl nach 
Branche als auch nach Unternehmensgröße. Positiv bewerten Unternehmen die Wirkung von 
Homeoffi  ce-Angeboten auf die Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten und die Akquise von 
Fachkräften. Eher Nachteile sehen sie für die Teamarbeit und die interne Kommunikation.

Lesehilfe 1: In 80 % der Unternehmen in der Informationswirtschaft arbei-
tete im Juni 2025 zumindest ein Teil der Beschäftigten mindestens einmal 
wöchentlich im Homeoffi  ce.

Lesehilfe 2: Im Juni 2020 gaben 48 % der Unternehmen in der Informa-
tionswirtschaft an, dass vor dem Ausbruch der Pandemie („Vor Corona“) 
zumindest ein Teil der Beschäftigten mindestens einmal wöchentlich im 
Homeoffi  ce gearbeitet hatte.

Quelle: ZEW-Konjunkturumfrage Informationswirtschaft.

Abbildung 1
Anteil der Unternehmen mit Homeoffi  ce-Nutzung
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In den Medien wird allerdings in regelmäßigen Abstän-
den über eine großangelegte Rückkehr zur Präsenzpfl icht 
diskutiert und über namhafte Unternehmen berichtet, die 
ihre Homeoffi  ce-Regelungen einschränken wollen. Trotz 
dieser wiederkehrenden medialen Aufmerksamkeit für 
eine mögliche Abkehr vom Homeoffi  ce belegen neben 
den hier präsentierten ZEW-Befragungen auch weitere 
Quellen, dass mobile Arbeitsmodelle in deutschen Un-
ternehmen bislang ungebrochen weit verbreitet sind (ifo, 
2025; Statistisches Bundesamt, 2025). Dennoch wäre es 
möglich, dass Unternehmen nun vermehrt planen, ihre 
Homeoffi  ce-Angebote in der nahen Zukunft einzuschrän-
ken. Um diese Pläne frühzeitig zu erfassen, werden Un-
ternehmen im Verlauf der ZEW-Befragungen regelmäßig 
um entsprechende Einschätzungen für die kommenden 
ein bis zwei Jahre gebeten. Allgemein zeigen sich hierbei 
bislang keine Indizien, die für eine geplante Abkehr vom 
Homeoffi  ce sprechen würden. So geben 83 % der Unter-
nehmen in der Informationswirtschaft an, dass sie pla-
nen, im Juni 2027 mindestens einem Teil der Belegschaft 
Homeoffi  ce zu ermöglichen. Im Verarbeitenden Gewerbe 
beläuft sich dieser Anteil auf 52  %. Damit rechnen die 
Unternehmen beider Wirtschaftszweige im Durchschnitt 
sogar eher mit einer Ausweitung als mit einer Abkehr von 
Angeboten mit mindestens einem Homeoffi  ce-Tag.2 Eine 

2 In den vorangegangenen Befragungswellen wurden ebenfalls regel-
mäßig die Zukunftserwartungen abgefragt, welche stets nah an den 
später beobachteten Werten lagen. Dies lässt auch die Schätzungen 
für 2027 informativ und valide erscheinen.

fi ce Gebrauch. Doch nicht nur der Anteil der Unternehmen 
mit Homeoffi  ce-Angeboten stieg, sondern auch der Anteil 
der Beschäftigten, die diese Angebote nutzten.So arbeite-
ten in fast 30 % der Unternehmen mehr als die Hälfte der 
Belegschaft (teilweise) im Homeoffi  ce. So intensiv wurde 
Homeoffi  ce vor der Pandemie von gerade einmal 4 % der 
Unternehmen in der Informationswirtschaft eingesetzt.

Wiederholte ZEW-Befragungen im Verlauf der ersten bei-
den Pandemiejahre signalisierten früh, dass die Mehrheit 
der Unternehmen schon damals überzeugt war, dass der 
coronabedingte Homeoffi  ce-Schub auch langfristig Be-
stand haben wird (Erdsiek & Rost, 2022; Erdsiek, 2021). 
Die repräsentativen Ergebnisse aus den Folgejahren bis 
hin zum jüngsten Befragungszeitpunkt im Juni 2025 be-
stätigen mit einem Anteil von jeweils rund 80 % der Un-
ternehmen mit Homeoffi  ce-Angeboten, dass sich das 
mobile Arbeiten seither fest in der Informationswirtschaft 
etabliert hat (Abbildung 1). Im Verarbeitenden Gewerbe 
bieten sich naturgemäß deutlich weniger Tätigkeiten für 
eine ortsunabhängige Verrichtung an und es gibt weniger 
Unternehmen, die ihren Beschäftigten Homeoffi  ce anbie-
ten können. Dennoch ist auch hier der coronabedingte 
Homeoffi  ce-Schub klar erkennbar: Vor der Pandemie ar-
beitete in rund jedem vierten Unternehmen ein Teil der Be-
schäftigten mindestens einmal wöchentlich von zu Hause 
aus. Dieses Niveau stieg im Juni 2020 auf 46 % und im 
Juni 2021 auf 54 %. Seither hat sich der Wert langfristig 
stabilisiert und im Juni 2025 nutzten 48 % der Unterneh-
men im Verarbeitenden Gewerbe Homeoffi  ce-Angebote.

Lesehilfe: Im Juni 2025 gaben 93 % der Unternehmen mit 100 oder mehr Beschäftigten in der Informationswirtschaft an, dass ein Teil ihrer Beschäftigten 
mindestens zwei Tage pro Woche im Homeoffi  ce arbeitet.

Quelle: ZEW-Konjunkturumfrage Informationswirtschaft.

Abbildung 2
Verbreitung von Homeoffi  ce nach wöchentlicher Frequenz und Unternehmensgröße, Juni 2025
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weitestgehend keine Rolle. Anders ist das in der Infor-
mationswirtschaft: Hier berichtet die Hälfte der großen 
Unternehmen, ein Viertel der mittleren Unternehmen 
und etwa 15 % der kleinen Unternehmen von mobilen 
Arbeitsmodellen mit fünf Homeoffi  ce-Tagen. Ein nähe-
rer Blick auf die Nutzung solcher Fully-Remote-Angebo-
te zeigt allerdings, dass selbst in der Informationswirt-
schaft häufi g nur ein geringer Anteil der Belegschaft an 
wöchentlich fünf Tagen im Homeoffi  ce arbeitet (Erdsiek 
& Rost, 2022).

Insbesondere bei mehrtägigen Homeoffi  ce-Angeboten 
stellt sich die Frage, wie Unternehmen sicherstellen 
möchten, dass sich das mobile Arbeiten nicht negativ 
auf die Teamarbeit, interne Kommunikation oder Unter-
nehmenskultur auswirkt. Eine entsprechende Maßnah-
me kann beispielsweise eine Präsenzpfl icht sein, die 
einen (Groß-)Teil der Belegschaft an ausgewählten Wo-
chentagen zur Anwesenheit im betrieblichen Büro ver-
pfl ichtet, um einen regelmäßigen Austausch zwischen 
den Beschäftigten zu fördern. Im Juni 2025 wurde in 
der ZEW-Befragung deshalb erfasst, ob Unternehmen, 
die Homeoffi  ce-Modelle nutzen, verbindliche Präsenz-
tage festgelegt haben. Sowohl in der Informationswirt-
schaft als auch im Verarbeitenden Gewerbe hat etwa 
jedes zweite Unternehmen mit Homeoffi  ce-Angeboten 
zur gleichen Zeit mindestens einen Wochentag vorge-
geben, an dem eine klare Erwartung zur Anwesenheit im 
Büro besteht. In den meisten Fällen gelten diese Vorga-
ben für die gesamte Belegschaft und nicht nur einen Teil 
der Beschäftigten. Die vorgegebenen Anwesenheitsta-
ge konzentrieren sich dabei vor allem auf die erste Wo-
chenhälfte, während donnerstags und vor allem freitags 
seltener in Präsenz gearbeitet werden muss.

Vor dem Hintergrund wiederkehrender Berichte über 
„Return-to-Offi  ce“-Maßnahmen einzelner bekannter Un-
ternehmen wurde in der Befragung im Jahr 2025 auch 
erfasst, ob Unternehmen im Verlauf der nächsten 12 Mo-
nate eine Ausweitung ihrer bisherigen Präsenzvorgaben 
planen. Dabei können entsprechende Maßnahmen von 
neuen Obergrenzen für die Anzahl der Homeoffi  ce-Tage 
bis zur Wiedereinführung der täglichen Präsenzpfl icht 
reichen. Mit Blick auf den Juni 2026 gaben allerdings nur 
etwa 10 % der Unternehmen in beiden Wirtschaftszwei-
gen an, dass sie die Anzahl der erlaubten Homeoffi  ce-
Tage reduzieren oder ihre Homeoffi  ce-Angebote sogar 
vollständig einstellen möchten. Im Gegensatz dazu plan-
ten etwa drei Viertel der Unternehmen, die Anzahl der 
erlaubten Homeoffi  ce-Tage beibehalten zu wollen. Eine 
Ausweitung der Homeoffi  ce-Tage war in etwa 5 % der 
Unternehmen vorgesehen, während die restlichen 10 % 
noch nicht über mögliche Änderungen der erlaubten 
Homeoffi  ce-Frequenz entschieden hatten.

detaillierte Betrachtung von Unternehmen mit aktueller 
Homeoffi  ce-Nutzung zeigt: Rund 10 % der Unternehmen 
planen, ihre bestehenden Angebote zu reduzieren oder 
abzuschaff en. Demgegenüber beabsichtigt allerdings 
jedes dritte Unternehmen, die vorhandenen Angebote 
auszuweiten und einem größeren Anteil der Beschäf-
tigten Homeoffi  ce zu ermöglichen. Darüber hinaus pla-
nen auch einige Unternehmen den künftigen Einsatz 
von Homeoffi  ce, obwohl sie bislang keine mobile Arbeit 
ermöglicht haben (Informationswirtschaft: 21 %, Verar-
beitendes Gewerbe: 9 %).

Größere Unternehmen bieten häufi ger Modelle mit 

mehreren Homeoffi  ce-Tagen

Mobile Arbeitsmodelle können vielfältig ausgestaltet 
und an betrieblichen Bedarfen ausgerichtet werden. Ei-
ne grundlegende Variable entsprechender Angebote ist 
dabei häufi g die vereinbarte Homeoffi  ce-Frequenz, die 
von wöchentlich einem bis zu fünf Tagen Homeoffi  ce 
reichen kann. Im Juni 2025 ermöglichten beispielswei-
se 37 % der Unternehmen in der Informationswirtschaft 
und 18 % im Verarbeitenden Gewerbe einem Teil ihrer 
Beschäftigten, an mindestens drei Tagen pro Woche im 
Homeoffi  ce zu arbeiten. Vor dem Ausbruch der Corona-
pandemie war Homeoffi  ce in diesem zeitlichen Umfang 
nur in 21 bzw. 9 % der Unternehmen möglich. Und auch 
für die sonstigen untersuchten Homeoffi  ce-Modelle 
liegt die Verbreitung im Jahr 2025 deutlich über dem 
Niveau vor der Pandemie – in den meisten Fällen etwa 
doppelt so hoch.

In welchem zeitlichen Umfang im Homeoffi  ce gearbeitet 
werden darf, hängt häufi g von der Größe der Unterneh-
men ab. Grundsätzlich gilt, dass mit der Größe der Un-
ternehmen auch die Wahrscheinlichkeit steigt, dass ein 
Teil der Beschäftigten Angebote mit hoher Homeoffi  ce-
Frequenz nutzen kann. So bieten in der Informations-
wirtschaft etwa drei Viertel der großen Unternehmen mit 
mindestens 100 Beschäftigten Arbeitsmodelle mit min-
destens drei Homeoffi  ce-Tagen an (Abbildung 2). Dieser 
Unternehmensanteil sinkt auf 52 % für mittlere Unter-
nehmen (20 bis 99 Beschäftigte) und beträgt bei kleinen 
Unternehmen (5 bis 19 Beschäftigte) noch 30 %. Hyb-
ride Arbeitsmodelle mit mindestens zwei Homeoffi  ce-
Tagen sind in allen Größenklassen deutlich weiter ver-
breitet: 93 % der großen, 78 % der mittleren und 49 % 
der kleinen Unternehmen in der Informationswirtschaft 
nutzen solche Angebote. Im Verarbeitenden Gewerbe 
liegen diese Anteile zwischen 66 % für große und 17 % 
für kleine Unternehmen. Reine Homeoffi  ce-Jobs mit 
fünf Tagen mobiler Arbeit pro Woche kommen in knapp 
jedem zehnten Unternehmen im Verarbeitenden Ge-
werbe vor – die Größe der Unternehmen spielt hierbei 
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Eff ekt auf die Arbeitszufriedenheit aus und mehr als die 
Hälfte der Unternehmen berichtet, dass hybride Model-
le das Anwerben von Fachkräften erleichtern. Diese Ein-
schätzungen decken sich mit internationalen Studien, die 
einen Zusammenhang zwischen Homeoffi  ce und der Zu-
friedenheit von Beschäftigten nachweisen. Beispielswei-
se belegen diese Studien, dass Beschäftigte im Durch-
schnitt dazu bereit wären, auf etwa 5 bis 8 % ihres Ge-
haltes zu verzichten, um einen Teil ihrer Arbeit im Home-
offi  ce verrichten zu dürfen (Barrero et al. 2021; He et al., 
2021; Mas & Pallais, 2017). Gründe hierfür können unter 
anderem eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privat-
leben, der Wegfall von Pendelzeiten sowie eine erhöhte 
Autonomie bei der Arbeitsgestaltung sein.

Der Blick auf mögliche Produktivitätseff ekte

Eher gespalten zeigen sich die Unternehmen bei der Fra-
ge, ob sich hybride Arbeitsmodelle negativ oder positiv 
auf die Produktivität der Beschäftigten auswirken. Wäh-
rend ein Drittel negative Eff ekte befürchtet, sehen rund 
20 % der Unternehmen sogar Vorteile für die Produktivi-
tät. Die restlichen knapp 50 % der Unternehmen gehen 
derweil davon aus, dass hybride Arbeitsmodelle keine 
nennenswerten Eff ekte auf die Produktivität haben. Zu-
sammengefasst schätzen somit immerhin zwei Drittel der 
Unternehmen, dass hybride Modelle nicht zu einer gerin-
geren Produktivität führen. Dieser aktuelle unternehmeri-
sche Blick auf mögliche Produktivitätseff ekte des Home-
offi  ce steht auch in Verbindung mit der Corona-Pande-
mie. Denn wie internationale Umfragen belegen, hat sich 
zu Beginn der Pandemie sowohl bei Beschäftigten als 
auch bei vielen Unternehmen die Sicht aufs Homeoffi  ce 
schnell verbessert (Criscuolo et al., 2021; Ozimek, 2020). 
In Deutschland gaben beispielsweise nur wenige Wochen 
nach Beginn der Pandemie etwa die Hälfte der Unterneh-
men in der Informationswirtschaft und im Verarbeitenden 
Gewerbe an, dass mehr Tätigkeiten im Homeoffi  ce erle-
digt werden können, als vor der Pandemie erwartet (Erd-
siek, 2021). Im Dezember 2022 schätzte zudem mehr als 
jedes dritte Unternehmen die Produktivität im Homeoffi  ce 
positiver ein als noch vor dem Beginn der Pandemie, wo-
bei sich diese verbesserte Einschätzung positiv auf die 
weitere Verbreitung von Homeoffi  ce-Angeboten auswir-
ken könnte (Erdsiek & Rost, 2023).

Bisherige Untersuchungen legen nahe, dass mögliche 
Nachteile mobiler Arbeit vor allem dann zu Tage treten, 
wenn eine vollständige Verlagerung der Arbeit ins Home-
offi  ce erfolgt. Hierzu zählen neben geringerer Produktivi-
tät auch beispielsweise soziale Isolation, erhöhte Kom-
munikations- und Koordinationskosten sowie Einschrän-
kungen in der Karriereentwicklung (Emanuel & Harring-
ton, 2024; Emanuel et al., 2023; Gibbs et al., 2023; Yang et 

Unternehmen sehen auch Nachteile des Homeoffi  ce

Allgemein lassen die Befragungsergebnisse darauf 
schließen, dass die Unternehmen in den beobachteten 
Wirtschaftszweigen weder planen, den Anteil der Be-
schäftigten im Homeoffi  ce zu reduzieren, noch die erlaub-
te Homeoffi  ce-Frequenz zu verringern. Dennoch blicken 
die Unternehmen teilweise auch kritisch auf potenzielle 
Auswirkungen hybrider Arbeitsmodelle mit einem Mix 
aus Präsenz- und Homeoffi  ce-Tagen. Besonders kritisch 
beurteilen die Unternehmen beispielsweise den Einfl uss 
hybrider Arbeitsmodelle auf die Teamarbeit und interne 
Kommunikation (Abbildung 3). Rund zwei Drittel der Un-
ternehmen sehen hier eher einen Nachteil des Homeof-
fi ce, während etwa ein Viertel keine Auswirkung und nur 
etwa 7 % einen Vorteil erkennen. Als mögliche Folge der 
geringeren Interaktion überwiegen für 41  % der Unter-
nehmen die potenziell negativen Eff ekte des Homeoffi  ce 
auf die Innovationsfähigkeit. Für knapp die Hälfte der Un-
ternehmen wird die Innovationsfähigkeit hingegen nicht 
von der Nutzung hybrider Arbeitsmodelle beeinfl usst und 
etwa 10 % sehen einen positiven Einfl uss.

Besonders positiv bewerten Unternehmen die Wirkung 
von Homeoffi  ce-Angeboten auf die Arbeitszufriedenheit 
der Beschäftigten und die Akquise von Fachkräften. Rund 
zwei Drittel der Unternehmen gehen von einem positiven 

Lesehilfe: 15 % der Unternehmen in der Informationswirtschaft und dem 
Verarbeitenden Gewerbe sahen die Arbeitszufriedenheit der Beschäftig-
ten im Juni 2025 als einen starken Vorteil hybrider Arbeitsmodelle mit ei-
nem Mix aus Präsenz- und Homeoffi  ce-Tagen an.

Quelle: ZEW-Konjunkturumfrage Informationswirtschaft.

Abbildung 3
Vor- und Nachteile des Homeoffi  ce aus 

Unternehmenssicht, Juni 2025
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al., 2022). Hybride Modelle, die Präsenz- und Homeoffi  ce-
Tage miteinander kombinieren, ermöglichen hingegen 
eine Balance aus den Vor- und Nachteilen der mobilen 
Arbeit. So belegen eine Reihe empirischer Studien positi-
ve Eff ekte hybrider Arbeit auf die Produktivität (Angelici & 
Profeta, 2023; Bloom et al., 2015; Choudhury et al., 2021). 
Darüber hinaus können Unternehmen durch das Angebot 
hybrider Modelle die Fluktuation von Beschäftigten redu-
zieren, ohne die Produktivität zu verringern (Bloom et al., 
2024).

Über die in diesem Beitrag angesprochenen Eff ekte hi-
naus kann sich die langfristig gestiegene Verbreitung 
des Homeoffi  ce auf viele andere wirtschaftliche, gesell-
schaftliche und soziale Bereiche auswirken. Hierzu zählen 
beispielsweise geschlechtsspezifi sche Ungleichheiten 
am Arbeitsmarkt, die Ausdehnung lokaler Arbeitsmärkte 
oder Auswirkungen auf Immobilienmärkte und städtische 
Strukturen.3 Eine regelmäßige Erfassung der Verbrei-
tung mobiler Arbeitsmodelle in deutschen Unternehmen 
ist daher weiterhin relevant und eine wichtige Grundlage 
zur Analyse der potenziellen Auswirkungen der langfristig 
veränderten Arbeitsorganisation.

3 Die potenziellen Auswirkungen der gestiegenen Verbreitung mobiler 
Arbeit wird in vielfältigen und wachsenden Literatursträngen unter-
sucht. Ein Beispiel für interdisziplinäre Forschungsprojekte zu diesen 
Themen stellt das von der Europäischen Union geförderte Projekt 
WinWin4WorkLife (https://winwin4worklife.eu/) dar.

Title: Here to stay: working from home becomes the norm at a high level
Abstract: When the COVID pandemic broke out, fi rms and employees had to experiment with new forms of working, such as working 
from home (WFH). A representative survey among German fi rms in two sectors (information economy and manufacturing industry) 
shows that the share of fi rms that use WFH practices for at least some of their employees did not decrease substantially after the pan-
demic had ended but stabilised at a high level. The survey data reveals diff erences by industry as well as by fi rm size. Due to the higher 
suitability of tasks in information-intensive jobs, the use of WFH is more prevalent in fi rms belonging to the information economy com-
pared to manufacturing fi rms. Moreover, the data shows that within larger fi rms the share of WFH users is higher compared to smaller 
fi rms. As the share of fi rms using WFH did not substantially decrease, even years after the pandemic, it is expected to stay a substantial 
part of the work environment. Firms’ expectations for 2027 suggest a slight increase in the share of fi rms using WFH.
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Auff ällig ist, dass sich die Unsicherheit trotz der jüngsten 
Rückgänge nicht wieder den zuvor für gewöhnlich zu ver-
zeichnenden Niveaus angenähert hat. Zudem liegt die ge-
messene wirtschaftspolitische Unsicherheit in Deutsch-
land seither durchgehend weitaus höher als in anderen 
europäischen Staaten, während sie sich zuvor weitge-
hend im Einklang bewegt hatte.

Grundsätzlich ist es allerdings plausibel, dass die wirt-
schaftspolitische Unsicherheit in Deutschland zuletzt hö-
her war als in vielen anderen Ländern. So war Deutsch-
land besonders stark von der Energiekrise betroff en und 
ist als exportorientierte Volkswirtschaft gegenüber Han-
delskonfl ikten recht exponiert. Zudem leidet die deutsche 
Wirtschaft off enbar bereits seit einigen Jahren deutlich 
stärker als andere Volkswirtschaften unter strukturellen 
Problemen, wie sich beispielsweise am Verlust von Welt-
marktanteilen der Industrie und an der gesunkenen Wett-
bewerbsfähigkeit ablesen lässt. Inwieweit sich damit die 
im Vergleich zur Historie und zu anderen Ländern unge-
wöhnlich hohen Niveaus des Indikators erklären lassen, 
ist jedoch unklar. Deutliche Anstiege der wirtschaftspo-
litischen Unsicherheit in den vergangenen Jahren zeigen 
sich auch in anderen Indikatoren (Müller et al., 2025).

Um die Auswirkungen wirtschaftspolitischer Unsicherheit 
auf die wirtschaftliche Aktivität abzuschätzen, muss der 

Die wirtschaftspolitische Unsicherheit in Deutschland liegt 
bereits seit einigen Jahren auf deutlich erhöhtem Niveau. 
Eine erhöhte Unsicherheit kann insbesondere die Investi-
tionsaktivität dämpfen und damit die wirtschaftliche Akti-
vität belasten. Um den Einfl uss auf die Wirtschaftsleistung 
abzuschätzen, müssen nicht nur die gesonderten Eff ekte 
von Unsicherheit in Abgrenzung zu anderen Einfl ussfak-
toren identifi ziert, sondern auch mögliche Schwierigkeiten 
bei der Erhebung berücksichtigt werden.

Indikatoren zur wirtschaftspolitischen Unsicherheit wer-
den in der Regel auf Basis von Medienartikeln gebildet 
(Baker et al., 2016). Dazu werden Schlagwörter, die in 
Zusammenhang mit wirtschaftspolitischer Unsicherheit 
stehen, in ausgewählten Beiträgen gezählt und in Relation 
zu den ausgewerteten Medienartikeln gesetzt. Medien-
auswertungen können, genauso wie andere Indikatoren, 
Unsicherheit nur indirekt abschätzen und unterliegen 
zudem weiteren Einfl üssen. So gibt es Hinweise darauf, 
dass der Indikator zur wirtschaftspolitischen Unsicherheit 
in Deutschland auch deshalb so ungewöhnlich hohe Ni-
veaus ausweist, weil sich die Anzahl der ausgewerteten 
(teils themenfremden) Artikel verringert hat, sodass der 
Indikator auch bei gleichbleibender Zahl von Schlag-
wörtern höhere Werte annimmt (Buliskeria et al., 2023). 
Zudem kann der Indikator durch andere Faktoren beein-
fl usst werden, wenn beispielsweise aufgrund seiner zu-
nehmenden Popularität vermehrt über ihn berichtet wird 
oder unterschiedliche Themen in den ausgewerteten Arti-
keln vermischt werden (Schröder, 2025).

Ausschläge des Indikators für wirtschaftspolitische Unsi-
cherheit lassen sich gut mit konkreten Ereignissen in Ver-
bindung bringen, etwa dem Brexit-Referendum oder der 
ersten Wahl Donald Trumps zum Präsidenten der Verei-
nigten Staaten. Mit dem Beginn des Krieges in der Ukrai-
ne und der darauff olgenden Energiekrise hat sich die wirt-
schaftspolitische Unsicherheit in Deutschland sprunghaft 
erhöht (Abbildung 1).

©  Der/die Autor:in 2026. Open Access: Dieser Artikel wird unter der 
Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz veröf-
fentlicht (creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de).

 Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft gefördert.
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Abbildung 1
Wirtschaftspolitische Unsicherheit in Deutschland 

und in Europa

Monatsdaten, ermittelt auf Basis der Häufi gkeit von Schlagwörtern in Zei-
tungsartikeln, die in Verbindung mit wirtschaftspolitischer Unsicherheit 
stehen.

Quelle: Economic Policy Uncertainty (EPU) Index nach Baker et al. (2016).
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2019 schätzt, ergibt sich ebenfalls eine signifi kant nega-
tive Wirkung auf die Industrieproduktion, auch wenn sie 
dann etwas geringer ausfällt. Auch die gesamtwirtschaft-
liche Aktivität, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, wird 
durch einen Anstieg der wirtschaftspolitischen Unsicher-
heit gedämpft. Allerdings fallen die Eff ekte geringer aus 
als für die Industrieproduktion und können nur weniger 
präzise geschätzt werden. Dies ist plausibel, da Unsi-
cherheit vor allem die Investitionstätigkeit und darüber 
auch die Industrieproduktion dämpft.

Eine erhöhte Unsicherheit dämpft die Produktion breit 
gestreut über die großen Branchen innerhalb der Indus-
trie (Abbildung 3). Die Eff ekte unterscheiden sich jedoch 
quantitativ zum Teil deutlich. Besonders groß sind sie 
für den Fahrzeugbau, dessen Produktion einen großen 
Teil der Ausrüstungsinvestitionen ausmacht. Auch für die 
Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten (sowie elek-
tronischen und optischen Erzeugnissen) sowie für die Me-
tallerzeugung und -bearbeitung ergeben sich recht große 
Eff ekte. Die Auswirkungen auf den Maschinenbau sind 
dagegen nicht überproportional stark. Die großen Eff ekte 
auf den Fahrzeugbau könnten auch dadurch beeinfl usst 
sein, dass die hohe wirtschaftspolitische Unsicherheit der 
vergangenen Jahre mit einer Strukturkrise in der Auto-
mobilbranche einherging. Schätzt man die Eff ekte nur bis 
zum Jahr 2019, sind sie mit in der Spitze knapp 1 % zwar 
deutlich geringer, im Vergleich zu den anderen Branchen 
aber immer noch am größten.

Eff ekt von zahlreichen anderen Einfl ussfaktoren isoliert 
werden. Eine gängige Methode dafür ist, innerhalb eines 
Zeitreihenmodells anzunehmen, dass die wirtschaftspo-
litische Unsicherheit andere Variablen wie die Industrie-
produktion oder die Zinsen kontemporär beeinfl ussen 
kann, umgekehrt jedoch nicht kontemporär von diesen 
Variablen beeinfl usst wird (Baker et al., 2016).1

Im Ergebnis zeigt sich, dass ein Anstieg der wirtschafts-
politischen Unsicherheit die Industrieproduktion signifi -
kant dämpft (Abbildung 2). Ein Anstieg der wirtschafts-
politischen Unsicherheit um 30 % verringert demzufolge 
die Industrieproduktion um bis zu 0,5 %. Der größte Ef-
fekt zeigt sich bereits nach wenigen Monaten und nimmt 
danach – unter der Annahme, dass die wirtschaftspoli-
tische Unsicherheit wieder zurückgeht – allmählich wie-
der ab.

Die Ergebnisse hängen nicht nur von der jüngsten Phase 
außergewöhnlich hoher wirtschaftspolitischer Unsicher-
heit ab. Wenn man die Eff ekte nur für den Zeitraum bis 

1 Konkret wird für die empirische Analyse ein vektorautogressives 
(VAR) Modell für den Zeitraum von Januar 2000 bis September 2025 
geschätzt, das neben der wirtschaftspolitischen Unsicherheit die 
Industrieproduktion, die Aktienkurse und deren Volatilität auf Ba-
sis des DAX, die Zinsen gemessen anhand von Bundesanleihen mit 
zweijähriger Laufzeit, die Zahl der Erwerbstätigen und die Verbrau-
cherpreise enthält.

Abbildung 2
Wirkung wirtschaftspolitischer Unsicherheit auf die 

Industrieproduktion

Monatsdaten. Reaktion der Industrieprdoduktion auf einen Anstieg der 
wirtschaftspolitischen Unsicherheit um eine Standardabweichung (ca. 
30 %). Schätzung auf Basis eines VAR-Modells mit Cholesky-Identifi ka-
tion unter der Annahme, dass Unsicherheit die Industrieproduktion kon-
temporär beeinfl ussen kann. Der rot-schattierte Bereich und die gestri-
chelten Linien zeigen jeweils die 68 % Konfi denzintervalle.

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis des Economic Policy Uncertainty 
(EPU) Index (Baker et al., 2016) und Statistisches Bundesamt (2026).
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Abbildung 3
Wirkungen eines Anstiegs der wirtschaftspolitischen 

Unsicherheit auf Industriebranchen

Monatsdaten. Ergebnisse basierend auf der in Abbildung 2 beschriebe-
nen Methode. Bandbreite aller Branchenergebnisse umfasst die Band-
breite der Ergebnisse für 11 große Branchen des Verarbeitenden Gewer-
bes.

Quelle: eigene Berechnungen auf Basis des Economic Policy Uncertainty 
(EPU) index (Baker et al., 2016) und Statistisches Bundesamt (2026).
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men, wenn sie beispielsweise die Standortbedingungen 
hierzulande verbessern, nicht nur langfristig das Wachs-
tumspotenzial stärken, sondern auch kurzfristig über ei-
ne Reduktion der wirtschaftspolitischen Unsicherheit die 
Konjunktur, insbesondere durch eine höhere Investitions-
tätigkeit, beleben. Freilich dürfte die wirtschaftspolitische 
Unsicherheit angesichts des fragilen geo- und handels-
politischen Umfelds vorerst auf hohem Niveau bleiben.

Lukas Berend, Dr. Nils Jannsen

Fernuniversität Hagen; Kiel Institut für Weltwirtschaft
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Grundsätzlich lässt sich mit empirischen Modellen auch 
abschätzen, wie stark die wirtschaftspolitische Unsi-
cherheit derzeit das Niveau der wirtschaftlichen Aktivität 
dämpft. Allerdings lassen sich die Eff ekte quantitativ nur 
schwer eingrenzen. Ein Grund dafür ist, dass angesichts 
des massiven Anstiegs der Unsicherheit – in der Spitze 
war die wirtschaftspolitische Unsicherheit zuletzt sieben 
Mal höher als im Jahr 2019 – unterschiedliche Vorgehens-
weisen (z. B. bezüglich der Wahl des Schätzzeitraums) zu 
quantitativ deutlich unterschiedlichen Ergebnissen führen 
können. Hinzu kommt, dass die wirtschaftliche Aktivität 
seit einigen Jahren in Besonderem von Einfl ussfaktoren 
gedämpft wird, die gleichzeitig die wirtschaftspolitische 
Unsicherheit erhöhen, wie strukturelle Probleme, höhere 
Energiepreise im Zuge der Energiekrise oder höhere Zöl-
le. Dies erschwert es, die verschiedenen Faktoren trenn-
scharf voneinander zu unterscheiden.

Alles in allem dürfte die hohe wirtschaftspolitische Un-
sicherheit die wirtschaftliche Aktivität derzeit spürbar 
belasten. Dafür sprechen auch zahlreiche andere empiri-
sche Analysen, die für andere Länder oder auf Basis an-
derer Indikatoren durchgeführt wurden (Bachmann et al., 
2013; Bloom, 2009; Baker et al., 2016; Jurado et al., 2015; 
Müller et al., 2025). In den vergangenen Jahren steht die 
hohe Unsicherheit off enbar stärker mit heimischen Ein-
fl üssen in Verbindung als in vorherigen Unsicherheitspha-
sen. Demzufolge könnten wirtschaftspolitische Maßnah-



Impressum

ISSN 0043-6275 (Printausgabe)

Online-Ausgabe
Der Wirtschaftsdienst ist über folgende Websites erreichbar:
Wirtschaftsdienst: https://wirtschaftsdienst.eu
Paradigm: https://reference-global.com/journal/WD

ISSN 1613-978X (Online-Ausgabe)

Indexiert in

ABI/INFORM Collection (ProQuest), Baidu Scholar, CEEAS (Central & 
Eastern European Academic Source), CNKI Scholar (China National 
Knowledge Infrastructure), Dimensions, EBSCO, ECONIS, EconLit, Else-
vier – SCImago, Elsevier – Scopus, ExLibris, Google Scholar, IBZ (Inter-
national Bibliography of Periodical Literature in the Humanities and Social 
Sciences), J-Gate, KESLI-NDSL (Korean National Discovery for Science 
Leaders), MIAR, MyScienceWork, Naver Academic, Naviga (Softweco), 
Norwegian Register for Scientifi c Journals, Series and Publishers, PAIS 
Index, ProQuest, ReadCube, Research Papers in Economics (RePEc), 
ScienceON/AccessON, Scilit, Scite_, Semantic Scholar, Sherpa/RoMEO, 
TDOne (TDNet), WorldCat (OCLC), X-MOL

Wirtschaftsdienst
Zeitschrift für Wirtschaftspolitik

Herausgegeben von
ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Direktor: Klaus Tochtermann
https://zbw.eu

Redaktion
Marianne Saam (Herausgeberin)
Kristin Biesenbender (Redaktionsleitung)
Johannes Eber
Mark Kirstein
Julia Lücke
Christine Rickert

Anschrift der Redaktion
Neuer Jungfernstieg 21
20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-302
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu
Website: https://wirtschaftsdienst.eu
LinkedIn: 
https://de.linkedin.com/company/wirtschaftsdienst-zbw
Bluesky: 
https://bsky.app/profi le/wirtschaftsdienst.bsky.social

Wissenschaftlicher Beirat
Sebastian Dullien  Institut für Makroökonomie und Konjunkturforschung

Gabriel Felbermayr  WIFO – Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung

Marcel Fratzscher  DIW Berlin

Nicola Fuchs-Schündeln  Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Clemens Fuest  ifo Institut

Britta Gehrke  Freie Universität Berlin

Veronika Grimm  Technische Universität Nürnberg

Reint E. Gropp  Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Halle

Michael Hüther  Institut der deutschen Wirtschaft

Heike Joebges  HTW Berlin

Kai A. Konrad  Max-Planck-Institut für Steuerrecht und Öff entliche Finanzen

Hagen Krämer  Hochschule Karlsruhe

Dominika Langenmayr  Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt

Ulrike Neyer  Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf

Miriam Rehm  Universität Duisburg-Essen

Dorothea Schäfer  Universität Bremen

Christoph M. Schmidt  RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung

Monika Schnitzer  Ludwig-Maximilians-Universität München

Moritz Schularick  Kiel Institut

Jan-Egbert Sturm  ETH Zürich

Achim Truger  Universität Duisburg-Essen

Achim Wambach  ZEW – Leibniz-Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung

Urheberrecht
Der Wirtschaftsdienst erscheint im Open Access bei Paradigm. Para-
digm ist ein Unternehmen von De Gruyter Brill.

© Das Copyright verbleibt bei den Autor:innen. Die Artikel werden unter 
der Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz (https://
creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veröff entlicht, welche die 
Nutzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in 
jeglichem Medium und Format erlaubt, sofern die ursprünglichen Auto-
rinnen und Autoren und die Quelle ordnungsgemäß genannt, ein Link zur 
Creative Commons Lizenz beigefügt und angegeben wird, ob Änderun-
gen vorgenommen wurden.

Offi  ziell zitiert als: Wirtschaftsdienst

Open Access wird durch die ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirt-
schaft gefördert.

Redaktion Wirtschaftsdienst
ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Neuer Jungfernstieg 21
20354 Hamburg

Tel.: +49 431 8814-302
E-Mail: wirtschaftsdienst@zbw.eu

Bezugsinfo: https://wirtschaftsdienst.eu/bezugsinfo.html


	WD Cover 3 2026
	WD Heft leere Seite
	WD Heft 3 2026
	WD Impressum 3 2026
	WD-Eigenanzeige_RZ_NeuGedacht_geändert


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 2.00000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 2.00000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org?)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /ConvertColors /ConvertToRGB
      /DestinationProfileName (Coated FOGRA39 \(ISO 12647-2:2004\))
      /DestinationProfileSelector /UseName
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /ClipComplexRegions true
        /ConvertStrokesToOutlines true
        /ConvertTextToOutlines false
        /GradientResolution 150
        /LineArtTextResolution 300
        /PresetName <FEFF005B004D006900740074006C0065007200650020004100750066006C00F600730075006E0067005D>
        /PresetSelector /MediumResolution
        /RasterVectorBalance 0.750000
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /UseName
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /sRGB
  /DoThumbnails true
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 150
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 2.00000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages false
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 150
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 2.00000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 600
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (Coated FOGRA39 \050ISO 12647-2:2004\051)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org?)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /ConvertColors /ConvertToRGB
      /DestinationProfileName (Coated FOGRA39 \(ISO 12647-2:2004\))
      /DestinationProfileSelector /UseName
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /ClipComplexRegions true
        /ConvertStrokesToOutlines true
        /ConvertTextToOutlines false
        /GradientResolution 150
        /LineArtTextResolution 300
        /PresetName <FEFF005B004D006900740074006C0065007200650020004100750066006C00F600730075006E0067005D>
        /PresetSelector /MediumResolution
        /RasterVectorBalance 0.750000
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /UseName
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (None)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.7
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /UseDeviceIndependentColor
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo false
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Preserve
  /UCRandBGInfo /Remove
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.33000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 15
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 300
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName (http://www.color.org)
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /DefaultDocumentLanguage (Deutsch: 2006 Rechtschreibreform)
  /Description <<
    /ENU ()
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks true
      /AddPageInfo true
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [600 600]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




